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2021, o.S.). 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://heimatkunde.boell.de/de/person/ozan-zakariya-keskinkilic


 
 

Inhalt 
Einleitung: Die Ökonomisierung und Prekarisierung migrantischer Arbeitskraft in der EU  1 

1. (Neo-)Gramscianismus und sein kritisches Potenzial für die Analyse von Prekarisierung 

auf dem europäischen Arbeitsmarkt ............................................................................................. 7 

1.1 Gramscis Gefängnishefte: Grundbegriffe damals und heute ......................................... 8 

1.2 Übertragung auf globalisierten Kapitalismus: Neogramscianismus und seine 

Nutzbarkeit für eine kritische Analyse der EU als Herrschaftssystem .............................. 13 

1.3 Heutige Kritik an Gramsci .................................................................................................. 18 

2.Prekarität als Folge kapitalistischer Akkumulation: leben und arbeiten in der 

Unsicherheit .................................................................................................................................... 20 

2.1 Begriffsbestimmung und Grundlagentheorie .................................................................. 20 

2.2 Strukturelle Ursachen und individuelle Folgen: die verschiedenen Dimensionen 

prekärer Lebenslagen ............................................................................................................... 24 

3.Methode und Projektdesign: Diskursanalyse mit dem Vergleichswerkzeug der 

Mehrebenenanalyse ...................................................................................................................... 26 

3.1 Hegemoniekritische Diskursanalyse ................................................................................ 27 

3.2 Mehrebenenanalyse als Vergleichswerkzeug zur Analyse unterschiedlicher 

politischer Einheiten .................................................................................................................. 29 

4. Die Staatengemeinschaft der Europäischen Union: politische Ökonomie und 

Ausrichtung der Wirtschaftspolitik ............................................................................................... 30 

4.1 Neoliberale Wendepunkte seit Beginn der EU-Osterweiterung .................................. 31 

4.2 Europäische Integration: EU als Herrschaftssystem und die Auswirkungen auf ihre 

Mitgliedsstaaten ......................................................................................................................... 34 

5. BRD: Politische Ökonomie und neoliberale Wendepunkte der Arbeitsmarktpolitik ........ 37 

5.1 Produktionsweise: Übergang vom Fordismus zum Post-Fordismus und damit 

einhergehende Veränderung des Arbeitsmarkts .................................................................. 37 

5.2 Der Bedarf nach migrantischer Arbeitskraft im Post-Fordistischen Migrationsregime: 

Ökonomisch orientierte Regulation von Zuwanderung in Deutschland ............................ 38 

6. Forschungsstand der Analysekonzepte: zur ökonomischen Nutzbarmachung von 

Migration ......................................................................................................................................... 41 

6.1 Europäische Binnenmigration ........................................................................................... 42 

6.2 Gruppen mobiler Beschäftigter ......................................................................................... 43 

6.3 Hauptarbeitsfelder prekär arbeitender europäischer Binnenmigrant*innen ............... 45 

7.Inwiefern verhaften Strukturen europäischer Arbeitsmarktpolitik EU-

Binnenmigrant*innen in prekären Lebenslagen?...................................................................... 46 

7.1 Auswahl der Quellen .......................................................................................................... 46 

7.2 Strukturelle Rahmenbedingungen europäischer Arbeitsmarktpolitik und 

resultierende prekäre Lebenslagen ........................................................................................ 47 



 
 

7.2.1 Regelungen zu Entsendung von Arbeitnehmer*innen: Wie die Umsetzung der 

europäischen Entsenderichtlinie EU-Binnenmigrant*innen in der BRD in prekären 

Lebenslagen verhaftet .......................................................................................................... 48 

7.2.2 Die Missstände auflösen mit dem Arbeitsschutzkontrollgesetz: welche Wirkung 

zeigt es, welche Lücken bestehen weiterhin? ................................................................... 61 

8.Diskussion: Konsequenzen und Handlungsnotwendigkeiten der europäischen 

Verwertungslogik und deren Übertragung auf eine macht- und herrschaftskritische 

Positionierung Sozialer Arbeit ..................................................................................................... 64 

Fazit: Das europäische Herrschaftssystem. Verhaftung in Abhängigkeit, Ausbeutung und 

Unsicherheit .................................................................................................................................... 67 

Quellenverzeichnis ........................................................................................................................ 70 

 



1 
 

Einleitung: Die Ökonomisierung und Prekarisierung migranti-

scher Arbeitskraft in der EU 
Wir leben in einer Zeit, die geprägt ist von transnationalen Fluchtbewegungen, von 

Menschen, die sich über Kontinente bewegen, um Krieg und Vertreibung zu ent-

kommen, in sozioökonomisch besseren Verhältnissen zu leben, um Arbeit zu fin-

den, die ihnen ein menschenwürdiges Leben ermöglicht. Wie diese Menschen von 

den sie aufnehmenden Gesellschaften gesehen, welche Narrative ihnen entgegen-

gebracht werden, hängt stark von ihrem sozioökonomischen Status und der ihnen 

von den aufnehmenden Gesellschaften zugeschriebenen Hilfsbedürftigkeit ab. Dies 

lässt sich am Beispiel des europäischen Grenzregimes verdeutlichen: Die EU sieht 

sich als Staatengemeinschaft, welche es ihren Mitgliedern ermöglicht, sich frei auf 

ihrem Gebiet zu bewegen, zu leben und zu arbeiten, sowie sämtliche Vorzüge des 

Status EU-Bürger*in gleichermaßen zu besitzen (vgl. Treibel 2003, 68 ff). Mit dieser 

(scheinbaren) Inklusion ihrer Mitglieder geht die Exklusion all jener einher, die nicht 

das Glück hatten, in eins der Länder der Staatengemeinschaft geboren worden zu 

sein: „Die Kehrseite des Abbaus von Grenzkontrollen nach innen […] ist der Aufbau 

von Grenzkontrollen nach außen“ (ebd., 73). Dies wird bereits an der bosnisch-kro-

atischen Grenze, welche eine Schnittstelle zwischen einem EU-Mitgliedsstaat und 

einem Beitrittskandidaten bildet, deutlich. Hier enden die sonst so hochgehaltenen 

europäischen Werte: Seit Jahren finden gewaltvolle Pushbacks1 von Flüchtenden 

vornehmlich aus dem Nahen und Mittleren Osten statt – vor den Augen der EU (und 

mitunter auch ausgeführt von deren Mitgliedsstaaten, wie Griechenland). Erst An-

fang 2022 wurde die Doppelmoral der Mitgliedsstaaten in Hinblick auf den – laut EU 

Grundsätzen – unantastbaren Wert der Menschenwürde (vgl. Europäische Union 

a), o.S.) besonders deutlich, als Flüchtende aus zuvor genannten Regionen an der 

polnisch-belarussischen Grenze trotz Minustemperaturen zurückgewiesen wurden, 

während vor dem russischen Angriffskrieg aus der Ukraine Flüchtende aufgenom-

men wurden (vgl. Großmann 2022, o.S.).             

Aber auch innerhalb der Grenzen der EU wird mitunter mit zweierlei Maß gemessen 

– basierend auf dem ökonomischen Nutzen, welchen die Menschen versprechen, 

                                                            
1 „Push-Backs sind staatliche Maßnahmen, bei denen flüchtende und migrierende Menschen – meist unmit-
telbar nach Grenzübertritt – zurückgeschoben werden, ohne die Möglichkeit einen Asylantrag zu stellen o-
der deren Rechtmäßigkeit gerichtlich überprüfen zu lassen“ (European Center for Constitutional and Human 
Rights o.J., o.S.). 



2 
 

bekommen diese einen unterschiedlichen Wert zugeschrieben, anhand dessen sie 

in Gruppen eingeteilt werden (vgl. Scherr 2015, 1f.) und ihnen Zugehörigkeit zu- 

oder aberkannt wird: Für alle EU-Bürger*innen geltende Gesetze finden so in der 

Praxis unterschiedliche Anwendung. Während manche Gruppen, wie Sint*izze und 

Rom*nja, rassistischen Differenzierungsnarrativen und struktureller Exklusion von 

behördlicher Seite ausgesetzt sind (vgl. Valaczkay 2021, o.S./Asmuth 2014, 3f.), 

welche sie daran hindern, langfristig in den jeweiligen Ländern Fuß zu fassen, wird 

die Migration anderer aufgrund ihrer ökonomischen Nutzbarkeit aktiv gefördert (vgl. 

Reichenbach 2018, 44)2. Migrantische Arbeitskraft wird somit als flexibel einsetz-

bare Ressource, die einer Vielzahl an Begrenzungen und Voraussetzungen unter-

liegt, entsprechend der Bedarfe des Marktes stattfindet, sowie zeitlich begrenzt ist, 

gesehen (vgl. Karakayali 2008, 100ff.). Teilhabe migrantischer Arbeiter*innen am 

deutschen Arbeitsmarkt wird anhand ökonomischer Bedarfe reguliert: 1973 in Form 

des Anwerbestopps, heute durch die europäische Beschäftigungsstrategie (vgl. 

Carstensen et al. 2018, 242f.;249), oder die bis vor wenigen Jahren eingesetzten 

Übergangsregelungen, die neuen EU-Mitgliedern lange nur eingeschränkten Zu-

gang zum Arbeitsmarkt zugestanden (vgl. Birke 2022, 78).   Die prekären Bedin-

gungen, unter denen Menschen aus – vornehmlich südosteuropäischen – Mitglieds-

staaten in Deutschland arbeiten und leben, existieren nicht erst seit Beginn der Co-

vid-19 Pandemie, sind aber spätestens durch diese gesamtgesellschaftlich bekannt 

geworden: Skandale wie bei dem deutschen Fleischkonzern Tönnies im Sommer 

2020, lenkten die Aufmerksamkeit auf die extrem schlechten Arbeits- und Lebens-

verhältnisse der in diesem Sektor Angestellten. Bemerkenswert ist einzig, dass sich 

in der Folge des Bekanntwerdens dieser Zustände kaum Veränderungen eingestellt 

haben (vgl. Birner & Dietl 2021, 23). Es stellt sich daher die Frage, inwiefern es 

überhaupt im Interesse der europäischen Staatengemeinschaft liegt, die prekären 

Arbeits- und Lebensbedingungen dieser Personengruppe zu verändern. Daran an-

knüpfend lässt sich die These aufstellen, dass bestimmte Anpassungen im System 

                                                            
2 Auch deutlich geworden in der zuletzt wieder 2022 entbrannten Debatte um Einbürgerung in Deutschland 
lebender Nachfolgegenerationen von Gastarbeiter*innen einerseits und Förderung der Migration von Fach-
kräften andererseits: wenngleich die Bestrebungen vonseiten der Ampel-Koalition auch eine Anerkennung 
des bisherigen großen Beitrags von Arbeitsmigrant*innen zum deutschen Wohlstand beinhalten, bildet der 
ökonomische Nutzen der jeweiligen Gruppe weiterhin die Basis für jene Debatte. Die Relevanz der Staats-
bürgerschaft für die soziale Schließung wird besonders bei Äußerungen der Opposition deutlich, man würde 
die deutsche Staatsbürgerschaft „verramschen“ (vgl. Grunau 2021, o.S.). 
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europäischer Arbeitsmarktpolitik, welche vermeintlich zur Verbesserung der Ar-

beits- und Lebenssituation aller Bürger*innen beitragen sollen, vornehmlich dem 

Zweck des ökonomischen und politischen Systemerhalts dienen. Hier schließt sich 

auch die These an, dass die Prekarisierung von EU-Binnenmigrant*innen kein Ne-

benprodukt des Kapitalismus ist, sondern viel mehr im Sinne einer neoliberalen Ver-

wertungslogik aktiv (re-)produziert wird, um EU-Binnenmigrant*innen3 als billige Ar-

beitskräfte nutzbar zu halten und so die vorherrschenden hegemonialen Verhält-

nisse in der EU zu stabilisieren (vgl. Birke 2022, 133f.;168ff.).     

Während meines Praktikums in einer Notschlafstelle für Notreisende in Graz beo-

bachtete ich jene prekären Lebenslagen, in denen sich die Bewohner*innen befan-

den und bekam gleichzeitig auch die rechtlichen Hürden und Rahmenbedingungen, 

die in Österreich und durch europäisches Recht gesetzt wurden, mit. Von dieser 

Perspektive ausgehend analysiert die vorliegende Arbeit die ökonomische Nutzbar-

machung unter dem Vorzeichen der europäischen Integration durch die Frage, in-

wiefern Strukturen europäischer Arbeitsmarktpolitik EU-Binnenmigrant*innen in pre-

kären Lebenslagen halten, bzw. verhaften. Diese soll im Verlauf dieser Arbeit in 

Form einer Diskursanalyse, genauer in Form einer Hegemonieanalyse, untersucht 

werden, indem einerseits die EU-Freizügigkeitsrichtlinie als strukturelles Rahmen-

werk für die Arbeitsbedingungen von EU-Binnenmigrant*innen, sowie andererseits 

die durch das 2020 in Deutschland eingeführte Arbeitsschutzkontrollgesetz (Arb-

SchKG) diesbezüglich umgesetzten Veränderungen analysiert werden.   

Das theoretische Rahmenwerk dieser Arbeit wird dabei durch die auf Antonio 

Gramscis Gefängnisheften basierenden Konzepte des Neogramscianismus gelegt. 

Diese bilden eine heterodoxe Strömung in der Internationalen Politischen Ökonomie 

(IPÖ) (vgl. Opratko & Prausmüller 2011, 12ff.). Sie übertragen die Gramscianischen 

Überlegungen zu Hegemonie und deren Erhalt, kapitalistischen Zwängen und Re-

produktion, auf unser heutiges Wirtschaftssystem. Jene vollzog Gramsci zu Zeiten 

des fordistischen Kapitalismus, weshalb sie der Neogramscianismus zunächst auf 

den postfordistischen Kapitalakkumulationsmodus übertragen musste. Durch die 

                                                            
3 In dieser Arbeit werden die Begriffe EU-Binnenmigrant*innen, Arbeitsmigrant*innen, Wanderarbeiter*in-
nen und Notreisende verwendet, um von prekären Arbeits- und Lebensverhältnissen betroffene EU-Bür-
ger*innen zu bezeichnen. Klar abgrenzen möchte ich mich von dem Begriff der Armutsmigrant*innen, da 
dieser im Sinne eines Ausgrenzungsdiskurses verwendet wird, in dem es um die Markierung südosteuropäi-
scher Menschen als den deutschen Sozialstaat ausnutzender Anderer geht (vgl. Diakonie Hamburg 2020, 
1/Carstensen et al. 2018, 259f.).   
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Grundthese, “dass die Macht- und Herrschaftsverhältnisse als das Produkt sozio-

ökonomischer Reproduktionsmuster und politischer Kämpfe zu begreifen sind“ 

(Bohle 2006, 199) argumentierte Gramsci, dass die vorherrschenden Machtverhält-

nisse zwar einer hierarchischen Ordnung entsprechen, jedoch keiner nur von oben 

nach unten ausgeübten, sondern auch dadurch stabilisiert werden, dass sie von den 

beherrschten Massen in Form eines gesellschaftlichen Konsenses mitgetragen wer-

den (vgl. Votsos 2001, 94/Körtner 2005, 5). Als eine der Prämissen für diesen 

Machterhalt benannte er in seinen Thesen die Existenz einer staatstragenden Zivil-

gesellschaft, sowie der Vermeidung großer politischer Veränderungen im Sinne der 

Beherrschten, durch kleine Zugeständnisse in Form eines Konstitutionalismus (vgl. 

Gramsci 1991a, 101f./ Gramsci 1998, 1947). Die durch den Neogramscianismus 

begründete Theorieperspektive soll einerseits den kapitalismuskritischen Blick die-

ser Arbeit ermöglichen, aufzeigen, inwiefern Veränderung vonseiten der EU gewollt 

ist, und diese als Herrschaftssystem analysierbar machen. Gleichzeitig bietet die 

(kritische) Anwendung von Gramscis Analysen auf den heutigen Kontext von Ar-

beitsmigration in der EU einen theoretischen Unterbau für eine Utopie der Verände-

rung aktueller Zustände.                            

Die theoretische Basis für die Argumentationsstruktur dieser Arbeit wird in Kapitel 

eins und zwei gelegt: hier wird einerseits die Theorie Gramscis in ihren Grundzügen, 

sowie deren Übertragung auf den heutigen Kapitalismus und ihr kritisches Potenzial 

für eine Analyse der EU als Herrschaftssystem dargestellt. Anschließend soll das 

zweite Kapitel den Begriff der Prekarität und seine sozioökonomische Bedeutung 

definieren, einen Überblick über die wichtigsten theoretischen Einschläge geben 

und die Kategorien der individuellen und strukturellen Prekarität begründen, welche 

in der späteren Analyse verwendet werden, um die Verhaftung der EU-Binnenmig-

rant*innen in prekären Lebenslagen aufzuzeigen. Im methodischen Teil wird an-

schließend die Diskursanalyse in ihrer Relevanz und Vorgehensweise dargestellt, 

sowie aufgezeigt, wie durch diese Macht- und Herrschaftskritik geübt werden kann. 

Da in der Arbeit mit der BRD und der EU zwei unterschiedliche politische Ebenen 

betrachtet werden, wird außerdem die Mehrebenenanalyse als Theorieperspektive 

vorgestellt. In den folgenden zwei Kapiteln werden diese beiden Ebenen und neoli-

berale Wendepunkte, welche ihre ökonomische und arbeitsmarktpolitische Ausrich-

tung veränderten, dargestellt. Hierdurch soll insbesondere der Bedarf nach migran-

tischer Arbeitskraft und deren Regulation deutlich gemacht werden. In Kapitel sechs 
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werden für die Arbeit relevante Analysekonzepte arbeitsmarkbezogener Migration 

und deren Forschungsstand vorgestellt. Außerdem werden in diesem Kapitel jene 

Arbeitsfelder definiert, in denen Migrant*innen am häufigsten prekär beschäftigt 

sind. In Kapitel sieben sollen die ausgewählten Textkörper analysiert werden, um 

die Frage, inwiefern Strukturen europäischer Arbeitsmarktpolitik EU-Binnenmig-

rant*innen in prekären Lebenslagen verhaften, zu beantworten. Hierzu werden der 

Diskurs um die europäische Entsenderichtlinie bzw. das Arbeitsschutzkontrollge-

setz und deren Bedeutung für prekäre Lebenslagen von Binnenmigrant*innen be-

trachtet. Inwieweit sind es die Strukturen zuvor genannter rechtlicher Rahmungen, 

die Arbeitsmigrant*innen in der EU in prekären Lebenslagen verhaften? Diese 

Frage bildet die Basis für die Macht- und Herrschaftskritik, welche in Kapitel acht 

auch auf Konsequenzen für eine kritische Praxis der Sozialen Arbeit überprüft wer-

den soll. Die abschließenden Erkenntnisse werden dann im Fazit zusammenge-

führt.                       

Der wissenschaftliche Diskurs um Arbeitsmigration nach Deutschland zeigt, wie sich 

„mit den Transformationen des Migrationsregimes“ (Karakayali 2008, 96) jeweils 

unterschiedliche Markierungen der Mobilität von Arbeitskräften in die Bundesrepub-

lik ergeben haben (vgl. ebd.). Der Gruppe der (temporären) EU-Binnenmigrant*in-

nen und den prekären Bedingungen, unter denen sie arbeitet und lebt, wird in die-

sem Kontext in den vergangenen Jahren durch verschiedene Fachpublikationen 

vermehrt Aufmerksamkeit gewidmet. Dennoch wird an vielen Stellen im wissen-

schaftlichen Diskurs kritisiert, umfassende Daten zu dieser Zielgruppe würden bis-

lang fehlen (vgl. Angenendt 2014, 13/ Birner & Dietl 2021,12/FEANTSA 2018,1). 

Weiterhin werden viele der betreffenden Beschäftigungsverhältnisse, wie die Ent-

sendung von Arbeitnehmer*innen, von den bestehenden Erhebungen nicht erfasst 

(vgl. Birner & Dietl 2021, 12/Regioplan Policy Research 2014, 13). Die Fokusgruppe 

erscheint kaum auf der politischen Agenda. Publikationen, die sich wissenschaftlich 

mit der Thematik auseinandersetzen, fokussieren meist die Konsequenzen der pre-

kären Beschäftigung und weniger ihre Ursachen bzw. die Frage, wodurch diese be-

günstigt werden. Erste macht- und herrschaftskritische Ansätze verfolgen sowohl 

der Göttinger Soziologe Birke, als auch die Gewerkschafter*innen Birner und Dietl. 

Diese verbinden in ihren 2021 und 2022 erschienenen Monographien umfassende 

Erhebungen zur Lage prekär Beschäftigter in Deutschland mit dem deutschen Mig-

rationsregime und ökonomischer Steuerung. Auch die Publikation von Carstensen 
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et al. (2018) untersucht den Zusammenhang von Produktivität, Akkumulation und 

Migrationsregime und die Frage um die ökonomische (Re-)Produktion von Migra-

tion. Über den DGB wurden in den vergangenen Jahren einige Erhebungen zur 

Lage prekär beschäftigter EU-Migrant*innen gemacht, so auch die 2014 erschie-

nene Veröffentlichung „Gleiche Arbeit, gleiche Rechte“ des DGB Niedersachsen. 

Hier werden die Arbeits- und Lebensbedingungen, sowie damit einhergehende Ri-

siken und deren politische Rahmung betrachtet. Weiterhin existiert seit 2011 das 

DGB-nahe Projekt „Faire Mobilität“, welches bundesweit Beratung und Hilfe bei der 

Durchsetzung von Arbeitsrechten anbietet und seit 2020 auch von der Bundesre-

gierung finanziell unterstützt wird (vgl. Faire Mobilität o.D., O.J.). Carmen Molitor 

untersuchte 2015 in einer von der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) in Auftrag gegebe-

nen Studie das „Geschäftsmodell Ausbeutung“. In all diesen Auseinandersetzungen 

schwingt zwar ein macht- und herrschaftskritischer Blick mit, es wird jedoch keine 

dezidierte Hegemonieanalyse durchgeführt. Diese Lücke soll durch diese Arbeit ge-

schlossen werden.                 

Auch neoliberale Gegenargumente existieren um die These der Instrumentalisie-

rung von Arbeitsmigration in der EU. Häufig wird das Argument der Freiwilligkeit 

bemüht: Menschen kämen schließlich aus freien Stücken nach Deutschland. Hierin 

ist die diskursive Unterscheidung zwischen Schutzsuchenden und jenen, die aus 

wirtschaftlichen Gründen kommen (Arbeiter*innen und „Wirtschaftsflüchtlinge“, 

Scherr 2014, 1), verankert. Dem ist entgegenzusetzen, dass die Gründe, warum 

Menschen ihre Heimat verlassen, vielfältig sind und mit wirtschaftlichen Push- und 

Pull-Faktoren immer auch Zwänge und Machtkonstellationen einhergehen, die 

keine echte Wahlfreiheit zulassen (vgl. Treibel 2003, 21). Eine klare Differenzierung 

scheint daher kaum möglich und wenig zielführend. Das Argument, Chancen wür-

den in der EU auf Basis von Fähigkeiten gleichmäßig verteilt, wird insbesondere 

von Unternehmer*innenseite immer wieder angeführt, wenn eine Verbesserung der 

menschenunwürdigen Arbeitsbedingungen in einigen Branchen gefordert wird: 

Deutsche würden die entsprechenden Aufgaben nicht übernehmen wollen, Mig-

rant*innen aus Südosteuropa hingegen schon (vgl. DGB Niedersachsen 2014, 38). 

In einem ökonomischen Herrschaftssystem, wie die EU es ist, geht diese Rechnung 

nicht auf: Menschen übernehmen prekäre Arbeit, die nicht ihren Qualifikationen ent-

spricht, nicht aus Freiwilligkeit, sondern sind aufgrund von ökonomischen Machtge-

fällen zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten und dem daraus resultierenden 
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Druck dazu gezwungen. Mau argumentiert, dass sich hierdurch die „meritokratische 

Gratifikation“ (2010, 350), eine Schichtenbildung vollziehen würde, in der die*der 

Einzelne in der prekären Lebenslage verhaftet würde. Auch existierende Rahmen-

werke, die den europäischen Arbeitsmarkt bislang strukturieren und ein Mindest-

maß an Rechten für alle Bürger*innen garantieren, können nicht als ausreichend 

betrachtet werden, diese Schichtung zu durchbrechen. Es wird Ziel dieser Arbeit 

sein, zu zeigen, dass diese bestehenden Gesetze in einem viel zu geringen Maß 

de-kommodifizierend und absichernd für das Individuum wirken und die Lebensla-

gen vieler Unionsmitglieder weiterhin von Vulnerabilität geprägt sind. 

1. (Neo-)Gramscianismus und sein kritisches Potenzial für die 

Analyse von Prekarisierung auf dem europäischen Arbeits-

markt 
Die These, prekäre Arbeits- und Lebensbedingungen seien kein tragisches Neben-

produkt des Kapitalismus, sondern dessen aktiv reproduzierte Bedingung, hat auch 

Antonio Gramsci mit seinen Gefängnisheften geprägt: mit seinen Schriften zur (Re-

)Produktion von Macht und Herrschaftsverhältnissen, sowie den sich in den Subjek-

ten verfestigenden Produktivitäts- und Akkumulationsmechanismen lieferte er be-

reits Anfang des 20. Jahrhunderts die Theorie, um die im heutigen Kapitalismus 

vorherrschenden Bedingungen der Hegemonie zu analysieren. Das Konzept der 

Hegemonie beschreibt Macht- und Herrschaftsverhältnisse und ihre Funktions-

weise, damit (staatliche) Herrschaft analysiert und kritisiert werden kann (vgl. 

Domdey 2017, 153). Gramsci formuliert daran anknüpfend, Hegemonie sei stets 

Produkt der Verschränkung von Zwang und Konsens, in Kombination mit politischer 

Führung (vgl. ebd./Gramsci 1998, 1947). Wenngleich seine Gefängnishefte Anfang 

des 20. Jahrhunderts und somit vor der Zeit der vollumfänglichen Globalisierung 

und wirtschaftsliberalen Ausrichtung der Märkte geschrieben wurden und daher nur 

mit Vorsicht auf heutige Zustände angewandt werden können, so beinhalten sie 

doch einige grundlegende Thesen einer linkspolitischen Kritik von hegemonialen 

Wirtschafts- und Machtstrukturen und Mechanismen, die diese aufrechterhalten. 

Dieses Kapitel beschreibt die Übertragung des gramscianischen Verständnisses 

von Hegemonie, die Funktion der Zivilgesellschaft und wie durch periphere konsti-

tutionelle Zugeständnisse die Entstehung eines zusammenhängenden, wirkmächti-

gen Arbeitskampfes verhindert wird. Dies lässt sich – so der Ansatz dieser Arbeit – 
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übertragen auf den neoliberal gerahmten europäischen Arbeits- und Binnenmarkt: 

durch die Marginalisierung von Stimmen gegen die Priorisierung der Kapitalakku-

mulation einerseits, sowie das Normalisieren der ständigen kapitalistischen Selbst-

vermarktung andererseits, verfestigen sich die globalen Machtverhältnisse. Die mit 

ihnen einhergehenden prekären Lebensumstände vieler Menschen können so un-

hinterfragt bestehen und eine radikale Veränderung hin zu einem besseren Leben 

für alle wird verhindert. Was die grundlegenden Begrifflichkeiten in Gramscis The-

sen waren, wie sich diese auf die EU als Herrschaftssystem übertragen lassen bzw. 

kritisch überdacht werden müssen, wird im Folgenden dargestellt.  

1.1 Gramscis Gefängnishefte: Grundbegriffe damals und heute  

Antonio Gramsci, 1891 geboren, war Mitbegründer und lange Zeit Vorsitzender der 

kommunistischen Partei Italiens (vgl. Leggewie 1987, 285) und wurde 1926 von den 

in Italien an die Macht gelangten Faschisten unter Mussolini inhaftiert. Im Gefängnis 

verschriftlichte er seine Gedanken zu kapitalistischen Gesellschaften Anfang des 

20. Jahrhunderts, der Auswirkung von Faschismus und Perspektiven zur Gründung 

alternativer Staatsformen, basierend auf der Arbeiter*innenklasse (vgl. Cox 2008, 

193). Diese Schriften wurden später als seine Gefängnishefte bekannt. Allerdings 

waren sie in dieser Form nicht zur Veröffentlichung bestimmt, weshalb sie keine 

argumentative Kohärenz haben und man je nach Fragestellung zu unterschiedli-

chen Schlüssen über sein Werk gelangen könnte (vgl. Martin 1998, 39). In seinen 

Schriften beschäftigte Gramsci insbesondere die Frage, warum es in den „westli-

chen“ Ländern im Gegensatz zu Russland nicht zu einer Revolution gekommen war 

(vgl. Votsos 2001, 64). Er gelangte zu der These, dass dies in der vergleichsweise 

stabilen Zivilgesellschaft begründet lag, die den Staat mittrug und somit einen revo-

lutionären Umsturz verhinderte (vgl. ebd./ Kebir 1991, 18).             

Das Konzept der Zivilgesellschaft ist bei Gramsci anders definiert als heute: Wäh-

rend diese heute als weitgehend abgegrenzt vom Staatsapparat und unabhängig 

von ökonomischen Zwängen (soweit möglich) gilt, hat sie bei Gramsci eine klare 

Verbindung mit dem Staat und somit auch der Ökonomie (Votos 2001, 93ff./ 

Gramsci 1992, 783). Er wies ihr eine staatstragende Rolle zu, so auch in der Zeit 

des italienischen Faschismus (vgl. Kebir 1991, 18). Demgegenüber schreibt Votsos 

zur Definition der Zivilgesellschaft heute, „dass es sich bei ihr um eine vorstaatliche 

bzw. vom Staat unabhängige Sphäre handelt, in der Interaktionen in und zwischen 
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gesellschaftlichen Assoziationen stattfinden oder stattfinden können“ (2001, 22). 

Während zivilgesellschaftlichen Initiativen heute besonders zugeschrieben wird, 

sich für eine staatskritische und chancengleiche Gesellschaft einzusetzen, versucht 

Gramsci mit dem Begriff „die Perpetuierung ungerechter sozialer Verhältnisse zu 

erklären“ (Votsos 2001, 29). An dieser Stelle wird das Konzept für die Argumenta-

tion dieser Arbeit nutzbar: inwiefern werden die strukturellen ökonomischen Zwänge 

tatsächlich auch von denjenigen reproduziert, auf die sie sich am meisten auswir-

ken: den prekär Arbeitenden? Die Zivilgesellschaft stellt bei Gramsci eine Schnitt-

menge zwischen Herrschenden und Beherrschten dar und suggeriert mit der „öf-

fentliche[n] Meinung“ (Körtner 2005, 5) einen vermeintlichen Konsens, indem sie die 

hegemonialen Verhältnisse bestehen- und als von den Mehrheitsinteressen getra-

gen erscheinen lässt (vgl. Votsos 2001, 94/ Showstack Sasson 2000, 45). Dies ist 

eine auch heute fortgeführte subtile Form der Machtausübung, die sich mit der 

machttheoretischen Diskursverschiebung des 20. Jahrhunderts (u.a. fortgeführt 

durch Michel Foucault mit seinen Thesen zur Veränderung von Macht von einer 

primär strafenden, hin zu einer überwachenden und disziplinierenden, vgl. Foucault 

2017, 99;123/ Foucault 1977, 15) deckt. Der neogramscianische Theoretiker Gill 

spricht in diesem Zusammenhang vom heute regierenden „disziplinierenden Neoli-

beralismus“ (Opratko & Prausmüller 2011, 21;30): Die kapitalistische Norm setzt 

sich in Gestalt von vermeintlichem (zivil)gesellschaftlichen Konsens durch und trägt 

so zur Disziplinierung der Subjekte bei, ohne dabei aktiv strafend oder disziplinie-

rend eingreifen zu müssen (vgl. Leggewie 1987, 289). Dies vollzieht sich auch in-

nerhalb der EU und der in ihren Rahmenwerken festgeschriebenen produktiven 

Zwänge: Es wird Macht über die Subjekte ausgeübt, derer sie sich aufgrund jener 

Zwänge nicht entziehen können, auf der diskursiven Grundlage von Freiheit und 

Freiwilligkeit (vgl. Gramsci 1971, 242). Auch Gramsci attestierte bereits diese Form 

der Machtausübung, in welcher Zwang und Konsens stets Hand in Hand gehen und 

Hegemonie nur durch deren Ineinandergreifen erzeugt werden kann (vgl. Gramsci 

1992, 783).                      

Der Begriff der Hegemonie – auch heute noch grundlegend um Macht- und Herr-

schaftsverhältnisse zu analysieren – wurde maßgeblich von Gramscis Schriften mit-

geprägt: sie ist dabei nie nur das reine Herrschen einer Gruppe über eine andere, 

sondern wird immer auch ein stückweit von den Beherrschten mitgetragen: sie ist 

eine „konsensbasierte und kompromissvermittelte Form der Machtausübung unter 
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kapitalistischen Bedingungen“ (Opratko & Prausmüller 2011,16), die getragen wird 

von einer Kombination aus Zwang und Konsens (vgl. Gramsci 1996, 1610/ Gramsci 

1992, 783/ Barfuss & Jehle 2014, 29). Konsens ist hier jedoch doppelt kritisch zu 

betrachten, da der vermeintlich konsensbasierten Zustimmung noch immer kapita-

listische Zwänge wie Selbstvermarktung im Sinne der Teilnahme am kapitalisti-

schen System zugrunde liegen, sowie die „Norm“, der sich die Beherrschten durch 

Konsens zu fügen scheinen, definiert wird von kapitalistischen Interessen der Herr-

schenden (vgl. Gramsci 1996, 1610). Die Kunst der Aufrechterhaltung hegemonia-

ler Verhältnisse besteht entsprechend darin, die Beherrschten davon zu überzeu-

gen, dass die existierenden Bedingungen für alle am besten sind und somit Wider- 

und Aufstände zu verhindern.          

Dies geschieht auch durch die Unterteilung in unterschiedlich nutzbare Gruppen 

von Individuen: durch die Zuschreibung der Subalternität (vgl. Votsos 2001, 141) 

werden bestimmten Gruppen Funktionen innerhalb des wirtschaftlichen Systems 

zugewiesen, die sie in prekären Positionen verhaften und einen Zusammenschluss 

in Form eines gemeinschaftlichen Arbeitskampfes mit Hürden verknüpfen. Denn: 

glaubt der*die Einzelne, dass die ihm*ihr zuteilwerdenden Arbeits- und Lebensbe-

dingungen festgeschrieben sind, sinkt die Wahrscheinlichkeit für einen gemeinsa-

men Arbeitskampf. Dies führt dazu, dass die Hegemonie weitestgehend unhinter-

fragt bestehen bleibt, wenngleich die Macht zu ihrer Dekonstruktion eigentlich bei 

den Subalternen selbst liegen würde. Subalterne sind bei Gramsci diejenigen, die 

nicht den hegemonialen Klassen angehören, doch er fasst diese Gruppe weiter als 

die klassisch-marxistische Denkweise, die vor allem die politisierte Arbeiter*innen-

klasse als Subalterne mit einem potenziellen revolutionären Potenzial sieht (vgl. 

Dhawan 2016, 174/Domdey 2017, 154f.).        

Gramsci sieht die Festschreibung hegemonialer Verhältnisse vor allem in der Ver-

änderung der Produktionsweise zum Fordismus begründet: die Rationalisierung 

von Produktion und Arbeitskraft im Namen des kapitalistischen Primats führt zu 

neuen Arbeits- und Lebensformen. Er stellt in diesem Kontext auch die Frage, wie 

die Arbeitsdisziplin in der fordistischen Produktionsweise erzeugt wird, wo jede Ar-

beitskraft gebraucht werde und alle Arbeiter*innen dasselbe verdienten. Seine Ant-

wort ist erneut die Hegemonie und Herrschaft einer Gruppe über die andere: „Die 

Hegemonie entspringt in der Fabrik und braucht zu ihrer Ausübung nur eine mini-

male Menge professioneller Vermittler der Politik und der Ideologie“ (Gramsci 1991 
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b 285/ Gramsci 1999, 2069)4. Auch auf heutige, post-fordistische Produktionswei-

sen lässt sich diese Überlegung übertragen: die Massen der prekär Arbeitenden in 

den Fabriken werden beherrscht von einem vielschichtigen ökonomischen Herr-

schaftssystem, welches von festgeschriebenen Hierarchien der Aufrechterhaltung 

ökonomischer Zwänge reproduziert wird. Verschiedene Akkumulationsstrategien 

sind so immer an „die Durchsetzung einer damit kompatiblen, politisch-ideologi-

schen hegemonialen Struktur, passender Formen des politischen Systems, der Art 

und Weise der Unterdrückung der Arbeiterklasse, der Institutionalisierung von Klas-

senbeziehungen“ (Hirsch 1985, 163) gebunden. Diese sind darauf ausgerichtet, He-

gemonie als die Subjekte durchdringendes „organizing principle of the capitalist 

state“ (Martin 1998, 114) zu festigen. Die Subalternen sind in Gramscis Überlegun-

gen diejenigen, welche die Hauptlast der Reproduktion kapitalistischer Zwänge tra-

gen (Gramsci 1999, 2083). Hiermit beschreibt er die Klasse der Beherrschten, die 

durch die herrschende Klasse von der Überlegenheit des existierenden Gesell-

schaftsmodells überzeugt wurden (vgl. Körtner 2005, 2). Neben dieser Überzeu-

gung – welche sich durch den zuvor beschriebenen Konsens äußert und somit he-

gemoniale Verhältnisse aufrechterhält – sind die Subalternen „durch strukturell 

asymmetrische Verhältnisse gebunden“ (Horn 2011, 207), was bedeutet, dass sie 

kaum eine Möglichkeit haben, gegen die eigene Unterdrückung zu revoltieren. 

Gramsci schreibt hierzu:  

Der moderne Staat ersetzt den mechanischen Block der gesellschaftlichen Gruppen 
durch ihre Unterordnung unter die aktive Hegemonie der führenden und herrschenden 
Gruppe, beseitigt folglich einige Selbstständigkeiten, die jedoch in anderen Formen, als 
Parteien, Gewerkschaften, Bildungsvereine widerstehen. Die zeitgenössischen Dikta-
turen beseitigen auf legale Weise auch diese neuen Formen von Selbstständigkeit und 
bemühen sich, sie der staatlichen Aktivität einzuverleiben: die legale Zentralisierung 
des gesamten nationalen Lebens in den Händen der herrschenden Gruppe wird ‚totali-
tär‘. (Gramsci 1999, 2194) 

Er beschreibt hier den Prozess der fortwährenden Unterdrückung jeglicher Formen 

des Aufbegehrens gegen den kapitalistischen Normalzustand durch diejenigen, die 

von ihm am meisten betroffen sind: die Arbeiter*innen, die unter prekären Bedin-

gungen leben und arbeiten. Dies geschieht laut Gramsci auf legale Art, indem das 

nationale Leben „in den Händen der herrschenden Gruppe“ (ebd.) liegt und durch 

                                                            
4 Damals spielte allerdings auch der fordistische Klassenkompromiss eine stabilisierende Rolle, welcher den 
Arbeitenden einen gewissen wirtschaftlichen Wohlstand im Gegenzug für den Verzicht auf Proteste gegen 
die erhöhten Produktivitätsstandards versprach. Dieser ist jedoch heute, in Zeiten des Abbaus sozialer Absi-
cherung, nicht mehr zugegen. 
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diese kontrolliert wird. Hierdurch wird vermieden, dass die Subalternen eine politi-

sche Selbstständigkeit ausbilden können, daher „unterliegen ihre ‚defensiven‘ Akti-

vitäten dem Zwang von Gesetzen, die komplexeren und politisch verdichteteren 

Notwendigkeiten eigen sind, als es die Gesetze historischer Notwendigkeit sind, 

welche die Initiativen der herrschenden Klasse leiten“ (Gramsci 1991b, 347). Sie 

werden also gleich zweifach unterdrückt: einerseits in ihrer gesellschaftlichen Posi-

tionierung durch strukturelle Ausbeutung im Lohnarbeitsverhältnis und andererseits 

in ihrer Handlungsfähigkeit hiergegen. In Bezug auf die vorliegende Arbeit ist die 

Gruppe der Subalternen jene der europäischen Arbeitsmigrant*innen: innerhalb der 

ohnehin vulnerablen Gruppe von im Niedriglohnsektor Arbeitenden, sind sie auf-

grund struktureller Diskriminierung (auf die in der Analyse eingegangen wird) ver-

mehrt abhängig von der Vermarktung ihrer Arbeitskraft und werden durch die euro-

päischen arbeitsmarktpolitischen Rahmenwerke und die daraus folgende neolibe-

rale Norm, in ihrer subalternen Position verhaftet.      

Weshalb ist es nun aber so, dass ein Zusammenschluss gegen diese unterdrücke-

rischen Verhältnisse – auf Ebene transnationaler Zusammenschlüsse wie der EU – 

bislang scheitert? Zwar gibt es durchaus einen Arbeitskampf auch bei europäischen 

Arbeitsmigrant*innen: so führten bereits in den 1970er Jahren Gastarbeiter*innen 

Arbeitsstreiks durch (vgl. Carstensen et al. 2018, 247). Auch heutige Bedingungen 

der Arbeitsmigration bleiben nicht immer unwidersprochen: im August 2020 streik-

ten 23 italienische Bauarbeiter, die durch ein italienisches Subunternehmen ent-

sandt wurden, öffentlichkeitswirksam in Regensburg, weil sie über Wochen keinen 

Lohn erhielten (vgl. Birner & Dietl 2021, 91). Der Kampf findet jedoch nur vereinzelt 

und kaum koordiniert statt; es scheint fast unmöglich, langfristige und wirksame Ver-

änderungen herbeizuführen. Mit Gramsci lässt sich diese Tendenz einerseits durch 

ein fragmentiertes, mangelndes Klassenbewusstsein und damit einhergehend ver-

minderten Bewusstsein der eigenen politischen Handlungsmacht beschreiben (vgl. 

Martin 1998, 21). Gleichzeitig wird durch die „Strategie der hegemonialen Machter-

haltung durch politische Einbindung subalterner Gruppen sowie durch Konzessio-

nen und Kompromisse der führenden gesellschaftlichen Gruppen“ (Daldal 2014, 

210) (bei Gramsci: Trasformismo) eine grundlegende Veränderung der Umstände 

verhindert. Dies umfasst die Umsetzung marginaler Veränderungen als Zugeständ-

nis der Herrschenden gegenüber den Beherrschten, womit die grundlegende Re-

formation des politischen und ökonomischen Systems verhindert werden soll (vgl. 
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Gramsci 1971, 278/ Kebir 1991, 31). Diese sogenannte ‚passive Revolution‘ verhin-

dert die tatsächliche Revolution des Status quo:  

Capitalism is forced then to embark upon different forms of what Gramsci calls passive 
revolution; to try to manage change and maintain control of economic and political 
power through compromises with different social interests and political forces within lim-
its which neutralize anything which presents a serious threat. (Showstack Sasson 2000, 
18)  

Bedenkt man, dass das kapitalistische System auf der Unterdrückung der Massen 

und ihrem prekären Lebensstandard basiert, scheint dies umso paradoxer, denn 

eigentlich würde diese Abhängigkeit von günstigen Arbeitskräften eine Verhand-

lungsposition um die Bedingungen, unter denen sie arbeiten müssen, implizieren. 

Hier muss jedoch auch die Einbindung der Individuen in das kapitalistische System 

mitgedacht werden, mit der das Bedürfnis eines gewissen materiellen Selbsterhalts 

einhergeht, der wiederum nur über Lohnarbeit gesichert werden kann. Zudem wer-

den reformorientierte Kräfte präventiv unwirksam gemacht: Der Trasformismo, oder 

auch Konstitutionalismus, vollzieht dieses Einverleiben jener potenziell gegneri-

schen Kräfte durch  

die Herausbildung einer führenden Klasse […] wobei die aktiven Elemente, die aus den 
verbündeten und auch aus den feindlichen Klassen hervorgegangen sind, aufgesogen 
werden. Die politische Führung wird zu einem Aspekt der Herrschaft, insofern die Ab-
sorption der Eliten der feindlichen Klassen zur Enthauptung derselben und zu ihrer 
Machtlosigkeit führt. (Gramsci 1991a, 101 f./ Gramsci 1998, 1947) 

Dies vollzieht sich auch in der europäischen Integration, indem das Projekt der Ver-

einheitlichung und der ökonomischen Wettbewerbsfähigkeit vorangetrieben und kri-

tische Stimmen mithilfe kleinerer konstitutioneller Zugeständnisse, wie Veränderun-

gen in Hinblick auf die Beschäftigung über Werk- und Zeitverträge, eliminiert wer-

den. Hierauf wird im Folgenden und in der Analyse genauer eingegangen. 

1.2 Übertragung auf globalisierten Kapitalismus: Neogramscianismus und 

seine Nutzbarkeit für eine kritische Analyse der EU als Herrschaftssystem  
Im vorangegangenen Kapitel wurden bereits einige Elemente der gramscianischen 

Theorie aufgezeigt, welche die Perpetuierung des kapitalistischen Herrschaftssys-

tems auch heute noch ermöglichen. Im Folgenden soll die Übertragung von 

Gramscis Thesen auf den Neoliberalismus, zuerst durchgeführt durch den Politik-

wissenschaftler Cox und dessen Studenten Gill, dargestellt- und dadurch das kriti-

sche Potenzial der neogramsicanischen Thesen für eine Analyse der EU als Herr-

schaftssystem aufgezeigt werden. Gill und Cox adaptierten Gramscis Thesen für 
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die heutige globalisierte Welt und argumentierten, dass sich Hegemonie nicht län-

ger einzig im Nationalstaat konstituiere, sondern durch die drei Ebenen Produkti-

onsverhältnisse, politische Kräfteverhältnisse und militärisch-strategische Kräfte-

verhältnisse (vgl. Bohle 2006, 203) eine neue Form der Ordnung darstelle: 

Hegemony at the international level is thus not merely an order among states. It is an 
order within a world economy with a dominant mode of production which penetrates into 
all countries and links into other subordinate modes of production. (Cox 2008, 203) 

 Sie übertrugen die Ideen ihres italienischen Vordenkers auf die IPÖ und hinterfrag-

ten damit die Basis vorherrschender Hegemonie.       

Diese Überlegungen wurden von der Politikwissenschaftlerin Bohle insbesondere 

für eine kritische Betrachtung der europäischen Integration nutzbar gemacht: sie 

attestiert in ihrer Arbeit einen „qualitativen Bruch in der Ausrichtung und Form der 

europäischen Integration seit Mitte der 1980er Jahre“ (2006, 197f.). Von da an sei 

die Politik der europäischen Integration von einer zunehmenden Wettbewerbszent-

rierung geprägt, welche sich in ihren konstitutiven Rahmenwerken niederschlage 

und so die Lebensrealität der Subjekte präge (vgl. ebd., 198). Der Neogramscianis-

mus kann als theoretischer Ansatz dienen, diese scheinbar statische Ordnung zu 

hinterfragen: er legt offen, dass es sich bei dem vermeintlichen Konsens, auf wel-

chem die Staatengemeinschaft der europäischen Union und ihre Ökonomie beru-

hen, tatsächlich um die Interessen der herrschenden handelt, welche diese – mit-

hilfe von ökonomischen und normativen Zwängen – durchsetzen und so ihre Vor-

herrschaft aufrechterhalten. Bohle beschreibt diesen Zustand als die „Fähigkeit des 

Kapitals, Einheitlichkeit und Gefolgschaft unter Parteien, Organisationen und Füh-

rungspersonen zu erzeugen“ (ebd., 201f.). Vor dem Hintergrund sich vertiefender 

ökonomischer Machtdifferenzen bei gleichzeitiger Abnahme gemeinschaftlicher Or-

ganisierung (vgl. Cox 1993, 266) stellten Gill und Cox sich daher die Frage, inwie-

fern die gramscianischen Thesen angewandt werden könnten, um diesen Sachver-

halt zu erklären: Auf der einen Seite werden die Bedingungen für das (arbeitende) 

Subjekt immer prekärer und es wird immer mehr Flexibilität von diesem verlangt, 

gleichzeitig gibt es kaum ein Aufbegehren gegen diese Verhältnisse, oder mehr-

heitsfähige Überlegungen dazu, wie die Wirtschaft sich wieder mehr den sozialen 

Verhältnissen anpassen könnte, statt andersherum (vgl. Budd 2013, 20). Gill und 

Cox begründen dies auf den Thesen Gramscis basierend mit einer Verfestigung 

globaler Macht- und Herrschaftsverhältnisse (Bohle 2006, 203f.). Doch: wie können 
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diese abseits der nationalstaatlichen Grenzen, in transnationalen Systemen wie der 

EU, bestehen? Sie erklären dies mit einer veränderten Weltordnung, basierend auf 

der zunehmenden Ökonomisierung der Welt: 

the neo-Gramscians challenge the transhistorical essentialization of state power char-
acteristics of the dominant Realist perspective in mainstream conservative IR and argue 
instead that the rise and fall of class forces and shifting patterns of class relations un-
derlie changes in forms of state and, in turn, transformed structures of world order. 
(Budd 2013, 1) 
 

In Bezug auf die EU zeigt sich dieser Prozess in zunehmender transnationaler Ab-

hängigkeit und fragmentierten Produktionsverhältnissen, die zur Verfestigung der 

dort herrschenden Machtverhältnisse führen (vgl. Kebir 1991, 27), durchgesetzt un-

ter dem Vorzeichen eines gesamtgesellschaftlichen Konsenses. Dieser basiert je-

doch keinesfalls auf demokratischen Aushandlungsprozessen: „Die korporativ-öko-

nomischen Interessen der führenden gesellschaftlichen Gruppen werden als Allge-

meininteresse dargestellt, während zugleich Konzessionen an subalterne Gruppen 

gemacht werden“ (Horn 2011, 209). Während also Chancengleichheit für alle Euro-

päer*innen proklamiert wird, herrscht tatsächlich ein System der Herrschenden, de-

ren Interessen in Kombination mit den Mechanismen des Markts zu einem sich ver-

festigenden Klassengefüge führen (vgl. Vester 2009, 61). Dieses europäische Herr-

schaftssystem unterliegt ideologisch der Logik der Meritokratie5: Die Subjekte wer-

den je nach ihrer ökonomischen Leistung und Nutzbarkeit in unterschiedliche Kate-

gorien eingeordnet (vgl. Aschauer 2017, 377/ Mau 2010, 350). Diese Einteilung hat 

die Entstehung einer produktiven Reservearmee der Abweichenden zur Folge, wel-

che häufig durch migrantische Arbeitskraft gestellt wird6. In Gramscis Deutungsrah-

men sind dies die Subalternen, welche dadurch, dass ihnen dieser Status zugewie-

sen wird, davon abgehalten werden, gegen den Status quo aufzubegehren. Hierin 

manifestiert sich  

Ein Politikverständnis, in dem Handlungsmöglichkeiten vor allem hegemonialen gesell-
schaftlichen Gruppen vorbehalten sind, da subalterne Gruppen durch strukturell asym-
metrische Verhältnisse gebunden sind und Dissens inkorporiert werden kann. (Horn 
2011, 207f.) 

                                                            
5 Durch den in diesem Konzept enthaltenen Ansatz, Individuen würden die gesellschaftliche Position erlan-
gen, die ihnen nach ihrer Leistung zusteht, wird soziale Ungleichheit gerechtfertigt. Diese Darstellung lässt 
außen vor, wie groß die Auswirkungen sozialer Schließung auf die Verteilung von Macht sind, z.B. in puncto 
Migrationshintergrund, sozioökonomischer Hintergrund, Vermögensverteilung etc.  
6 Eine andere Gruppe, die nach dieser Logik ausgebeutet werden kann, ist die der Arbeitslosen: Arbeitslosig-
keit wird im Kapitalismus als größtmögliches Versagen markiert, dem es unbedingt zu entgehen gilt, d.h. 
wenn Mensch doch einmal arbeitslos geworden ist, sich unmittelbar in jede Möglichkeit eines neuen Job-
verhältnisses zu begeben, ungeachtet der Konditionen. 
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Einhergehend mit Gramscis Ansätzen bedeutet dies, dass die Subalternen nicht 

einzig durch Zwang ihre Zustimmung zu den vorherrschenden Verhältnissen geben, 

sondern dass es sich vielmehr um einen „Akt ideologischer Kompromissbildung“ 

handelt, „indem subalterne Gruppen in den politischen Prozess eingebunden wer-

den und somit die Verdichtung gegenhegemonialer Interessen unterwandert wird“ 

(ebd., 209). Der rechtliche Rahmen, der diese neoliberale Ausrichtung der europä-

ischen Arbeitsmarktpolitik erlaubt, ist nach Gill der Konstitutionalismus. Dieser stelle 

eine „neue europäische Governance-Struktur, die den neoliberalen Umbau poli-

tisch-rechtlich absichert und der demokratischen Verantwortlichkeit tendenziell ent-

zieht“ (Bohle 2006, 202f.). Jenen Konstitutionalismus, der das europäische System 

stabilisiert, hätte Gramsci als Trasformismo beschrieben. Er umfasst konstitutionelle 

Zugeständnisse, welche in etwa das europäische Arbeitsrecht betreffen. In der The-

orie klingen diese nach Verbesserungen der Arbeits- und Lebensbedingungen, tat-

sächlich verhindern sie jedoch eine radikale Transformation der Verhältnisse, z.B. 

durch den Arbeitskampf prekär Beschäftigter; das existierende ausbeuterische Sys-

tem wird so aufrechterhalten.         

Gleichzeitig schreitet der Abbau des sorgenden Wohlfahrtsstaates weiter voran, 

während die Verantwortung zu (monetärer) Absicherung immer weiter auf das Indi-

viduum verschoben wird: der disziplinierende Neoliberalismus (vgl. Opratko & 

Prausmüller 2011/Bohle 2006, 202) verankert die Notwendigkeit der ständigen Pro-

duktivität und ökonomischen Verfügbarkeit in den Subjekten, während ihnen die 

stetige Verschlechterung ihrer Arbeitsbedingungen und sozialer Absicherung als 

unvermeidbares Nebenprodukt verkauft werden. Im Sinne des neoliberal gefärbten 

Diskurses der Selbstfürsorge wird auch von europäischen Binnenmigrant*innen er-

wartet, dass sie den Großteil der Verantwortung für ihre sozioökonomische Absi-

cherung selbst tragen, was sich u.a. in der mangelnden gesundheitlichen Versor-

gung oder der Tatsache, dass Sozialleistungen erst nach fünf Jahren Beschäftigung 

bezogen werden können (vgl. Reichenbach 2018, 45), zeigt. Dies hat gleich zwei-

erlei Effekte: einerseits wird hierdurch die ökonomische Nutzbarkeit ebenjener 

Gruppe aufrechterhalten, andererseits wird durch die Vereinzelung ein wirksamer 

(migrantischer) Arbeitskampf verhindert (vgl. Nowak 2014, 7). Dies ist besonders 

relevant, da die internationale Abhängigkeit von billigen Arbeitskräften theoretisch 

einen gestärkten Arbeitskampf dieser Gruppe suggerieren würde. Durch die ge-

zielte Prekarisierung und Marginalisierung ebenjener Arbeitskräfte (vgl. Bohle 2006, 
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209) wird diese Position vermieden.        

Ein weiterer Kernpunkt des Neogramscianismus ist die Kritik am Konzept des libe-

ralen Nachtwächterstaats: dieser will einerseits das ökonomische Potenzial maxi-

mal ausbauen, dabei aber gleichzeitig so wenig Verantwortung wie möglich tragen. 

Während das Narrativ europäischer Arbeitskräftemobilität (z.B. in Form von Teil-

nahme an ERASMUS-Programmen) als positive Möglichkeit der Investition in das 

unternehmerische Selbst definiert wird, findet die Realität der prekär Arbeitenden 

kaum Platz im Diskurs. Barfuss und Jehle zeigen die Konsequenzen eines liberalen 

Nachtwächterstaats in der heutigen Gesellschaft auf,  

in der die ökonomischen Aktivitäten sich aufteilen zwischen denen, die über die Pro-
duktionsmittel verfügen und denen, die nur ihre Arbeitskraft zu verkaufen haben. Die 
liberale Forderung nach einem ‚Nachtwächterstaat‘ bedeutet vor allem, dass die Macht-
position derjenigen, die mit den Produktionsmitteln über die Verwirklichungsbedingun-
gen der Arbeitskraft verfügen, gefestigt wird. (Barfuss & Jehle 2014, 110) 

Zieht sich der Staat, oder in diesem Fall der Staatenbund der EU, aus seiner Ver-

antwortung der sozioökonomischen Absicherung – bzw. wird diese nicht klar verteilt 

zwischen ihm und dem Nationalstaat, so bedeutet dies für das Individuum zuneh-

mende Eigenverantwortung in diesem Punkt. Beck spricht in Bezug auf die EU von 

einer „kategoriale[n] Rahmung sozialer Ungleichheit“ (Beck 2010, 14). Die Fähig-

keit, die notwendig gewordene ökonomische Eigenverantwortung wahrzunehmen, 

hängt vom monetären Kapital ab. Gleichzeitig besteht durch die Struktur europäi-

scher Arbeitsmarktpolitik ein Zwang zur Arbeit, da der längerfristige Aufenthalt in 

einem EU-Land eine Beschäftigung oder ausreichend finanzielle Mittel erfordert und 

z.B. die soziale Absicherung bei Arbeitsplatzverlust an die vorangegangene länger-

fristige Beschäftigung geknüpft ist (vgl. Reichenbach 2018, 45). Somit zwingt das 

europäische System seinen Mitgliedern Beschäftigung, Selbstdisziplinierung und 

Eigenverantwortung auf, während es jedoch gleichzeitig keine einheitlichen Modelle 

der Absicherung von (nicht-prekären) Arbeits- und Lebensverhältnissen bietet. Ge-

tragen wird dieses System laut Cox durch eine „world hegemony“ (Cox 2008, 202), 

welche die produktive Norm über Nationalstaatsgrenzen hinweg in den Subjekten 

verankert:  

World hegemony can be described as a social structure, an economic structure and a 
political structure; and it cannot be simply one of these things but must be all three. 
World hegemony, furthermore, is expressed in universal norms, institutions and mech-
anisms which lay down general rules of behavior for states and for those forces of civil 
society that act across national boundaries, rules which support the dominant mode of 
production. (Budd 2013, 31) 
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Hier wird bereits sichtbar, was in der Analyse weiter ausgeführt werden soll: Hege-

monie führt dazu, dass bestimmte Gruppen auf ökonomischer, sozialer und politi-

scher Ebene in prekären Arbeits- und Lebenslagen verhaftet werden. Cox argumen-

tiert weiterhin, dass die ökonomische Hegemonie zu einer transnationalen Verbin-

dung sozialer Klassen führe (vgl. ebd.): die Herausforderungen, denen sich die 

Gruppe der prekär Arbeitenden gegenüber sieht, ähneln sich global.   

Die Zivilgesellschaft erhält im Neogramsicanismus ein transformatives Potenzial, 

welches ihr Gramsci nicht zuschrieb. So könnte die Zivilgesellschaft heute mit ihrer 

Rolle als Gegengewicht des Staates für tatsächliche Veränderungen des Status quo 

sorgen: 

Gerade Gramscis Idee einer ökonomisch und politisch zwar determinierten, zugleich 

aber handlungs- und reaktionsfähigen Zivilgesellschaft könnte jedoch ein kritisches Kor-

rektiv für die aktuellen Auseinandersetzungen um die Zivilisierung moderner Gesell-

schaften werden. Eine solch verstandene Zivilisierung kann selbstverständlich nicht 

beim herrschaftsfreien Diskurs stehen bleiben, sondern muss sich auf die ökonomi-

schen Verhältnisse ebenso revolutionierend niederschlagen wie auf überkommene po-

litische Hierarchien – oder mit Gramsci – nichts geringeres als die Aufhebung der Sub-

alternität herbeiführen. (Votsos 2001,142) 

Um dieses emanzipatorische Potenzial der Zivilgesellschaft zu verwirklichen, 

bräuchte es nach Gill transnationale, Ebenen-übergreifende Bewegungen, sowie 

die „schrittweise Umsetzung alternativer politischer Projekte“ (Bohle 2006, 210). 

Mögliche Ausgestaltungen dieser Emanzipation werden in Kapitel acht austariert. 

1.3 Heutige Kritik an Gramsci 
Wenngleich über die vorangegangenen zwei Teilkapitel die Relevanz von Antonio 

Gramscis Überlegungen zu Hegemonie und Gesellschaft für den heutigen Kontext 

einer kritischen Analyse der IPÖ heute dargestellt wurde, so gibt es dennoch einige 

Kritikpunkte, was die Übertragung auf den heutigen Kontext anbelangt. Das sich 

aus Gramscis Arbeit ergebende Konzept der kulturellen Hegemonie wird noch heute 

von verschiedenen politischen Strömungen vereinnahmt, um den Anspruch auf „Er-

langung und Bewahrung politischer Vormacht in modernen Industriegesellschaften“ 

(Leggewie 1987, 285) theoretisch zu begründen. Dies geschieht mitunter auch von 

rechts, in Hinblick auf die Erlangung kultureller Vorherrschaft durch die sogenannte 

Neue Rechte7 (vgl. ebd., 295). Wenngleich diese Vereinnahmung von rechts durch 

                                                            
7 Der Begriff Neue Rechte bezeichnet eine Strömung innerhalb der extremen Rechten mit Rückbezug auf die 
antidemokratischen Strömungen der Weimarer Republik. Sie ist geprägt durch einen intellektuellen An-
spruch und elitäres Denken und bestrebt, die kulturelle Hegemonie zu erlangen (vgl. Amadeu Antonio Stif-
tung 2018, 1). 
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Gramsci sicher nicht beabsichtigt war, ist sie dennoch bei der heutigen Verwendung 

seiner Thesen im Blick zu behalten.        

Gewichtig scheint auch der Unterschied in der Gesellschaftsform, von der Gramsci 

ausging, zu heute: Er ging von einer Art des Kapitalismus aus, welche so heute 

nicht mehr existiert. Während Gramsci noch die fordistische Produktionsweise be-

trachtete, in der es um hochstandardisierte Massenwarenproduktion ging, wodurch 

die Arbeitenden einen ähnlichen Status innehatten und eine proletarische Einheit 

bildeten8, sind der heutige Kapitalismus und seine Produktionsweise viel fragmen-

tierter, was ebenso zu einer Zersplitterung der Arbeitenden führt (vgl. Martin 1998, 

131;170). Das Klassenbewusstsein „der arbeitenden Klasse“ ist in derart essentiel-

ler Form heute nicht mehr existent und kann nur bedingt als transformativer Ansatz 

verwendet werden (vgl. ebd., 163ff.). Zusätzlich muss miteinbezogen werden, dass 

auch innerhalb einer vermeintlichen Einheit der Arbeiter*innenklasse strukturelle 

Differenzierungen zwischen einheimischen und migrantischen Arbeiter*innen ge-

macht werden, weshalb diese der von Gramsci suggerierten Homogenität nicht ent-

sprechen kann. Der Essentialismus, der den Vorstellungen Gramscis zu Klasse und 

Klassenkämpfen innewohnt, wird insgesamt als Element gesehen, welches die 

grundlegende Dekonstruktion von Hegemonie letztlich verhindert: letztlich spielen 

sich die Kämpfe um Hegemonie bei Gramsci zwischen den Klassen ab, indem „auf 

ein Scheitern der Hegemonie der Arbeiterklasse nur eine Rekonstitution der Hege-

monie der Bourgeoisie folgen [kann], so daß der politische Kampf am Ende stets 

ein Nullsummenspiel zwischen Klassen ist“ (Laclau & Mouffe 1991, 105).   

Daran anknüpfend wird die Gleichzeitigkeit von Macht- und Herrschaftskritik einer-

seits bei Verwendung autoritärer Kategorien wie Disziplin, Ordnung und Einheit an-

dererseits kritisiert (vgl. Martin 1998, 167f.). Jene sind Gramsci zufolge durchaus 

erstrebenswert, wenn sie auch zu einem gänzlich anderen politischen System füh-

ren sollen (vgl. ebd. 169f.). Kritiker*innen formulieren hier, dass eine umfassende 

Herrschaftskritik diese autoritären Kategorien nicht aussparen sollte; auch und ge-

rade, wenn es sich um eine linkspolitische Transformation handelt (vgl. Glasze & 

Mattissek 2021, 160). Hieran lässt sich auch die Kritik an Gramscis Fokussierung 

                                                            
8 Auch der fordistische Klassenkompromiss trug zu dieser Einheitlichkeit bei: dieser versprach einen sicher-
ten erhöhten Lebensstandard (für einheimische Arbeiter*innen) im Gegenzug für den Verzicht auf einen 
ausgeprägten Arbeitskampf gegen die durch den Fordismus erhöhte Arbeitsintensität (vgl. Butterwegge 
2014, 45/ Lutz 2018, 358). 
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auf Nationalstaaten anknüpfen, die heute schlicht nicht mehr zeitgemäß scheint: 

entgegen seiner Vorstellung von Machtverhältnissen, die primär auf Nationalstaaten 

basieren, in denen es eine herrschende und eine beherrschte Gruppe gibt, sind die 

heutigen Macht- und Produktionsverhältnisse, wie zuvor ausgeführt, deutlich aus-

differenzierter, der Diskurs spricht gar von einem „Hegemonieverlust des Nationa-

len“ (Balibar 2003, 36). Dies führt zu veränderten staatlichen Regulationsmöglich-

keiten und würde daher eine dahingehende Überprüfung Gramscianischer Ansätze 

nahelegen (vgl. Martin 1998, 170).          

Ein abschließender Kritikpunkt wird vor allem von Marxist*innen geäußert: Gramsci 

fokussiere sich in seinen Analysen zu sehr auf den Konsens und weniger auf die 

kapitalistische Indoktrination der Individuen (vgl. ebd., 126). Dem lässt sich jedoch 

entgegensetzen, dass Gramsci keinesfalls argumentiert, dieser Konsens sei seinem 

ursprünglichen Wortsinn nach tatsächlich freiwillig, sondern dass dieser durchaus 

auch auf verinnerlichten staatlichen Zwängen beruhe (vgl. Gramsci 1971, 242). 

2.Prekarität als Folge kapitalistischer Akkumulation: leben und 

arbeiten in der Unsicherheit  
Das vorangegangene Kapitel zur Theorie Gramscis hat bereits die Relevanz des 

Begriffs der Prekarität für die Analyse zeitgenössischer Arbeits-, Wohn- und Le-

bensverhältnisse angeschnitten. Für die Verwendung des Konzeptes der Prekarität 

zur Beschreibung aktueller Missstände braucht es die Unterscheidung der verschie-

denen Dimensionen der Prekarität. Im Folgenden soll der für entgrenzte Lebens-

verhältnisse verwendete Begriff daher in seiner Bedeutung und gesellschaftlichen 

Relevanz dargestellt, sowie Veränderungen seiner Konnotation über die Jahre vor 

dem Hintergrund zunehmender Neoliberalisierung aufgezeigt werden: Welche 

strukturellen Rahmenbedingungen führen zu prekären Lebensverhältnissen, wie 

äußern sich die Folgen für das Individuum und inwiefern kann sich Prekarität in ihren 

Auswirkungen für die*den Einzelne*n unterscheiden? 

2.1 Begriffsbestimmung und Grundlagentheorie  
Im Folgenden werden die Wörter Prekariat, Prekarität und Prekarisierung alle ver-

wendet, um denselben Sachverhalt zu beschreiben: die entgrenzten und unsiche-

ren Arbeits- und Lebensverhältnisse, in denen sich ein zunehmender Anteil der 

Menschen befindet. Prekariat beschreibt dabei die Gruppe der Menschen, Prekari-

tät den Zustand, in dem sie sich befinden und Prekarisierung den Prozess, welcher 
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Personen in diese Randpositionen verschiebt. Der Prekaritätsbegriff bedeutet sei-

nem lateinischen Wortstamm, precarium, nach „Bittleihe“ (Dörre 2013, 29). Dies 

deutet bereits auf die Unsicherheit und das Machtungleichgewicht in prekären Ver-

hältnissen hin: die Betroffenen müssen um den Erhalt bestimmter materieller oder 

immaterieller Güter bitten oder sich diese leihen. Dies geht mit der steten Unsicher-

heit einher, ob Rückforderungen gestellt werden (vgl. ebd.). Prekäre Arbeits- und 

Lebensverhältnisse sind somit geprägt von Abhängigkeit und der „strukturellen Ver-

unsicherung, vor allem in Bezug auf Erwerbsverhältnisse“ (Kessl et al. 2014, 9). 

Diese schlägt sich in der Arbeitswelt in einem ständigen beweisen-müssen der ei-

genen Beschäftigungsfähigkeit nieder, denn die Anstellung – und somit die Lebens-

grundlage – kann jederzeit entzogen werden. Wenngleich prekäre Arbeitsverhält-

nisse oft nur rudimentär zum Abdecken des finanziellen Bedarfs ausreichen, so ist 

in Zeiten der zunehmenden Kommodifizierung von Arbeitskraft auch deren Verlust 

potenziell existenzgefährdend. Dem Jenaer Soziologen Klaus Dörre zufolge be-

schreibt Prekarität jene „unsichere[n], instabile[n] Arbeits- Beschäftigungs- und Le-

bensverhältnisse“ (2021, 270), welche in globalisierten, kapitalistischen Gesell-

schaften einen zunehmend großen Teil der Menschen betreffen. Es handelt sich 

hierbei keinesfalls um ein unfreiwilliges Nebenprodukt des Kapitalismus, sondern 

um einen seiner strukturgebenden Mechanismen:  

Flexible Unternehmen und staatliche Agenturen beuteten gezielt eine von Unsicherheit 
geprägte Situation aus, um monetäre Kosten zu senken. So betrachtet, wird Prekarität 
Teil einer neuartigen disziplinierenden Herrschaftsform, in der Angst und Unsicherheit 
eine lähmende und keine mobilisierende Wirkung entfalten. (Götz & Lemberger 2009, 
25). 

Prekarität wird also in der soziologischen Debatte als Macht- und Disziplinarregime 

definiert, welches eine Hierarchie innerhalb der Arbeitswelt reproduziert und für öko-

nomische Zwecke nutzbar macht: Einerseits werden jene bereits in prekären Situa-

tionen befindlichen Subjekte durch das meritokratische Versprechen dazu animiert, 

sich weiterhin innerhalb prekärer Anstellungsverhältnisse zu bewähren, denn dies 

könnte zur Festanstellung führen. Dörre nennt dies das „neue Wettkampfregime der 

Prekarität“ (2013, 44): Die prekär Beschäftigten werden dazu gezwungen, sich stän-

dig zu beweisen und an den Bedarfen des Marktes zu orientieren, mit dem Anreiz, 

die eigene Prekarität damit perspektivisch überwinden zu können (vgl. ebd./Krae-

mer 2008, 140): durch betriebliche, staatlich-politisch initiierte und lebensweltliche 

Bewährungsproben (vgl. Dörre 2013, 44). Andererseits ist dies für jene, die sich 
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(noch) in der Zone der Inklusion, also der Festanstellung, befinden, ein abschre-

ckendes und disziplinierendes Beispiel dafür, was ihnen bei Unproduktivität droht9. 

In der EU haben sich in Folge der Finanzkrise von 2008 für viele Menschen die 

ohnehin existierenden prekären Arbeits- und Lebensverhältnisse verschärft. Sie 

führen zu einem ständigen Zufluss billiger Arbeitskraft, vor allem aus dem südost-

europäischen Raum (vgl. Kessl et al. 2014, 9/Birke 2022, 227), welcher wiederum 

hierzulande den Erhalt prekärer Arbeitsbedingungen sichert, denn: Solange billige 

Arbeitskräfte nach Deutschland migrieren, lassen sich diese Anstellungsverhält-

nisse aufrechterhalten.          

Die wissenschaftliche Debatte um den Begriff kann in zwei Phasen unterteilt wer-

den: die erste Phase setzt beim Übergang vom „keynesianischen Wohlfahrtsstaat 

zum deregulierten Leistungsstaat“ (Seifert 2009, 32) an: So wurde mit fortschreiten-

dem Abbau des Sozialstaats zunehmend Verantwortung für die sozioökonomische 

Absicherung auf das Individuum verlagert, Produktionsprozesse flexibilisiert und 

fragmentiert. Dies hatte auch die Herausbildung prekärer Arbeits- und Lebensver-

hältnisse zur Folge (vgl. Seifert 2009, 34f.). Der Begriff der prekären Arbeitsverhält-

nisse wurde hierbei in erster Linie als Gegenstück zu den sogenannten Normalar-

beitsverhältnissen verwendet, wobei erstere im Vergleich zu letzteren mit Unge-

wissheit, mangelhafter sozialer Sicherung, zeitlicher Befristung und besonders be-

lastenden Arbeitsbedingungen einhergingen (vgl. Kraemer 2008, 140). Was jedoch 

kritisiert wurde und letztlich auch durch einen diskursiven Umbruch Anfang der 

2000er zur zweiten Phase führte, war die Tatsache, dass die vermeintliche Norm 

für viele Arbeitsverhältnisse fern der Realität war: die meisten Arbeitsverhältnisse 

waren längst von Unsicherheit geprägt (vgl. ebd.).       

Dem Umstand, dass prekäre Beschäftigungen zunehmend Teil von Lebensrealitä-

ten und kein reines Randphänomen mehr sind, hat Robert Castel in seinem Zonen-

modell Ausdruck verliehen: So spricht er von insgesamt drei Zonen, in die sich die 

Subjekte und die Beschäftigungsverhältnisse einordnen lassen: einer Zone der In-

tegration, in der sich jene befinden, die in festen und sicheren Arbeitsverhältnissen 

mit fairer Entlohnung sind, die Zone der Entkopplung, in der Langzeitarbeitslose 

                                                            
9 Dies eine zweckmäßig verkürzte Darstellung: Angestellte werden nicht einfach in unsichere Arbeitsverhält-
nisse verschoben, wenn sie nicht den Vorstellungen ihres Arbeitgebers entsprechen. Sondern im Zweifel 
eher gekündigt. Das Grundprinzip bleibt jedoch dasselbe.  
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oder Menschen, die dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen, wie z.B. Men-

schen mit chronischen Erkrankungen, eingeordnet werden und dazwischen die 

Zone der Prekarität, in der sich alle Beschäftigungsverhältnisse sammeln, die nicht 

dieselbe Sicherheit und gesellschaftliche Teilhabe mitbringen, wie es von ‚Normal-

arbeitsverhältnissen‘ erwartet wird (vgl. Castel 2000, 13f.). Castel bricht durch sein 

Modell mit dem Narrativ, dass Lohnarbeit gleich gesellschaftliche Inklusion bedeu-

tet: es gibt eine steigende Zahl an Menschen, die sich zwar in Beschäftigungsver-

hältnissen befinden, deren Bedingungen sie aber von Teilhabe auf verschiedenen 

Ebenen ausschließen.                    

Ein weiterer grundlegender Theoretiker in der Debatte um Prekarität ist der franzö-

sische Soziologe Pierre Bourdieu: Dieser formulierte 1998 die These, Prekarität sei 

überall, könne also Menschen aus den unterschiedlichsten Milieus treffen (vgl. 

Bourdieu 1998, 107f.). Was trotz dieser gesamtgesellschaftlichen Vulnerabilität je-

doch nicht ausgeblendet werden darf ist, dass es bestimmte Risikofaktoren wie Al-

ter, Geschlecht, Migrationsgeschichte gibt, welche zu einem höheren Risiko der 

Prekarisierung führen (vgl. Regioplan Policy Research 2014, 1;13). Auch kann das 

charakteristische „Verhältnis von Zwang und Chance, das den ungesicherten und 

kurzfristigen Arbeitsverhältnissen prinzipiell innewohnt“ durchaus unterschiedlich 

erfahren werden (Götz & Lember 2009, 9/ vgl. Dörre 2013, 33). So können sich 

prekäre Arbeitsbedingungen in unterschiedlichen Branchen zwar ähneln, sich in ih-

ren Konsequenzen jedoch für jede*n unterschiedlich darstellen, da Ressourcen wie 

soziale Anbindung, Sprachkenntnisse, Aufenthaltstitel und Staatsbürgerschaft 

diese verschärfen oder abmildern können. Eine weitere Dimension, durch die von 

Prekarität Betroffene nutzbar gemacht werden, sind Differenzierungen: Anhand von 

Geschlechtskonstruktionen oder Ethnizität (vgl. ebd.) wird Menschen Abweichung 

zugeschrieben und „besondere Flexibilisierungsleistungen“ abverlangt, welche in 

prekären Beschäftigungsverhältnissen münden. Diese „diskriminierende Prekarität 

erzeugt ein Machtgefälle, das mit den diversen Segmenten der Erwerbsarbeitsge-

sellschaft zugleich die Reproduktionsverhältnisse durchdringt“ (ebd. 45). Es wird 

also eine Hierarchisierung aufrechterhalten, welche Menschen auf Basis ihrer Ab-

weichung zu prekärer Beschäftigung zwingt und somit die innerbetrieblichen Macht-

verhältnisse stabilisiert. Dies beschreibt auch Türkmen; „Das immer stärkere Zu-

sammenfallen von Klasse und Rassismus, trotz der zweiten Tendenz, nämlich der 

Entstehung einer migrantischen Mittelschicht, wirkt als Individualisierungsprozess 
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struktureller Desintegration“ (Nowak 2014, 7). Durch diese Desintegration der mig-

rantischen Arbeiter*innen werden diese in ihren prekären Lebenslagen verhaftet 

und so ihr ökonomisches Potenzial erhalten. Der Argumentation Gramscis folgend 

könnte die Überwindung ebenjener Differenzierungen und die Bildung einer Einheit 

der Subalternen, inklusive eines politischen Bewusstseins der eigenen Handlungs-

macht dazu führen, gemeinsam Veränderungen des ausbeuterischen Status quo zu 

bewirken (vgl. Gramsci 1994, 1384). Hierzu bedürfte es jedoch neben dem Be-

wusstsein über- der Emanzipation von den herrschenden Verhältnissen, was die 

Herrschenden um jeden Preis zu verhindern suchen: so wird den Subalternen ein 

Minimum an sozialer Absicherung geboten, welches diese gerade noch zufrieden-

stellt und davon abhält, gegen die herrschenden Verhältnisse aufzubegehren (vgl. 

ebd., 47). Das Prekariat wird jedoch durch kleinere konzessive Zugeständnisse be-

schwichtigt und diszipliniert gehalten (vgl. Horn 2011, 209 f.), was jene radikale Ver-

änderung verhindert. 

2.2 Strukturelle Ursachen und individuelle Folgen: die verschiedenen Dimen-

sionen prekärer Lebenslagen 
Nachdem im vorangegangenen Kapitel die grundlegenden Theorien zum Prekari-

sierungsdiskurs und ihre Bedeutung für die Konservierung ökonomischer Machtun-

gleichgewichte erläutert wurden, soll nun anhand des systemtheoretischen Ansat-

zes von Albert Scherr aufgezeigt werden, inwiefern Prekarität strukturell verankert 

ist und welche Folgen für das Individuum dies haben kann.  

Prekarität bedeutet immer einen Ausschluss von etwas: von gesellschaftlicher Teil-

habe, ausreichend gesundheitlicher Versorgung, angemessen bezahlter Arbeit (vgl. 

Seifert 2009, 37/Dörre 2021, 256;270f.). Der Soziologe Scherr stellt zu deren Ein-

ordnung zweierlei Erklärungsansätze vor: die Integration versus Desintegration auf 

der einen und der Inklusion versus Exklusion auf der anderen Seite. Beide Ansätze 

definiert er als strukturelle Rahmungen heutiger Gesellschaften, welche zum Aus-

schluss von Gruppen und Einzelpersonen führen können (Scherr 2017, 34f.). Er 

bevorzugt das Modell der Inklusion und Exklusion gegenüber dem der (Des)Integra-

tion, da ersteres gegenwärtigen Gesellschaften eher gerecht würde: es behandelt 

nicht die (Des)Integration in Nationalstaaten und deren Gesellschaften, sondern von 

Teilsystemen wie dem Rechtssystem, politischen System oder Gesundheitssystem 

(vgl. ebd., 39ff.). Weiterhin suggeriere der Begriff der (Des)Integration eine „Regu-
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lierung gesellschaftlicher Zugehörigkeit und Teilnahme“ (ebd.), die so nicht be-

stünde. Grundlegend für beide Ansätze ist die Feststellung, dass Teilhabe nicht al-

lein vom Verhalten des Individuums, sondern vor allem von strukturellen Rahmen-

bedingungen abhängt (vgl. ebd., 34). Dieser Ansatz bietet einen Kontrapunkt ge-

genüber dem neoliberalen Narrativ der Eigenverantwortung: Individuen sind nicht 

selbst verantwortlich für ihren Ausschluss, sondern dieser wird in den Teilsystemen 

reproduziert (vgl. ebd., 39). Merkmale wie nicht vorhandene deutsche Staatsbürger-

schaft, können so in mehreren Teilsystemen exkludierend wirken (vgl. ebd.). Diese 

müssen keinesfalls klar voneinander abgegrenzt sein, sondern es kann ebenso zu 

strukturellen Verschränkungen und damit Mehrfachexklusion kommen (vgl. Stich-

weh 1997, 606).           

Die Einteilung in strukturelle Rahmenbedingungen von Exklusion einerseits und de-

ren individuelle Bedeutung durch die Verhaftung in prekären Lebenslagen anderer-

seits ist grundlegend für die Beantwortung der Forschungsfrage: erstere beziehen 

sich auf Strukturen, welche zum Ausschluss aus Teilsystemen führen können. Die 

Auswirkungen dieses Ausschlusses werden im wissenschaftlichen Diskurs durch 

Dimensionen beschrieben, die Bewährungsproben in verschiedenen Lebenslagen 

bedeuten können (vgl. Dörre 2013, 44). So unterscheidet Seifert (2009) drei struk-

turelle Dimensionen der Prekarisierung: Die materiell-reproduktive Dimension meint 

den Umstand, dass die prekären Beschäftigungsverhältnisse nicht existenzsi-

chernd10 sind (vgl. Seifert 2009, 37). Mit der sozial-kommunikativen Dimension 

meint er den „Ausschluss von gleichberechtigte[r] Integration in soziale Netze“ 

(ebd.). Die rechtlich-institutionelle Dimension schließlich bedeutet, dass „der prekär 

Arbeitende darüber hinaus vom vollen Genuss institutionell verankerter sozialer 

Rechte und Partizipationschancen ausgeschlossen [wird]“ (ebd.). Während sich 

diese drei Dimensionen in erster Linie auf einen strukturell-abstrakten Rahmen be-

ziehen, führt Seifert auch drei Dimensionen auf der subjektiven Ebene an: die ar-

beitsinhaltliche Dimension bezieht sich darauf, dass durch prekäre Tätigkeiten mit-

unter ein „systematischer Sinnverlust“ (ebd.) bei den Subjekten entstehen kann. Mit 

der Statusdimension beschreibt Seifert den Mangel an sozialer Anerkennung, ei-

                                                            
10 Das Existenzminimum beinhaltet in Deutschland den Wohnraum, Heizkosten, Regelbedarfe wie Nahrung, 
Kleidung, Körperpflege, Hausrat, sowie Leistungen, die ein Mindestmaß an Teilhabe ermöglichen (vgl. Bun-
desfinanzministerium 2022, 6). 
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nerseits der eigenen Arbeit, andererseits der Identität (vgl. ebd.). Als dritte subjek-

tive Dimension nennt er schließlich die Planungsdimension: aufgrund von unsiche-

ren Beschäftigungsverhältnissen und geringen Löhnen ist die eigene Zukunftspla-

nung nur extrem eingeschränkt oder gar nicht möglich (vgl. ebd.). Diese Analyse 

der Ausprägungen von Prekarität deckt sich mit anderen: so beschrieb bereits 

Pierre Bourdieu die Prekarität als ein Hindernis für eine Hoffnung auf Zukunft und 

Chancen (Bourdieu 1998, 107f.). Auch Birke führt in seiner Darstellung der multiplen 

Prekarität die mangelnde „Planbarkeit des eigenen Lebens“ (2022, 245). als einen 

maßgeblichen Faktor an. Außerdem stellt auch er in seiner Monografie die These 

einer dreifachen Prekarität auf: Diese zeigt sich laut ihm im Beschäftigungsverhält-

nis, den Wohnverhältnissen sowie dem Aufenthaltsstatus11 der Beschäftigten (vgl. 

Birke 2022, 191). Aus der Diskursanalyse ergaben sich somit neun Dimensionen 

prekärer Lebenslagen. Ihre Manifestierung in Lebenslagen von EU-Binnenmig-

rant*innen soll in der Analyse in Kapitel sieben festgestellt werden. 

3.Methode und Projektdesign: Diskursanalyse mit dem Ver-

gleichswerkzeug der Mehrebenenanalyse 
Um die Frage, inwiefern Strukturen europäischer Arbeitsmarktpolitik EU-Binnenmig-

rant*innen in der BRD in prekären Lebenslagen verhaften, beantworten zu können, 

braucht es die Analyse von Texten über beide Ebenen. In dieser Arbeit wird daher 

eine Diskursanalyse durchgeführt, mit dem Vergleichswerkzeug der Mehrebenen-

analyse. Dieser spezifische Fokus wurde aus zweierlei Gründen ausgewählt: Einer-

seits werden mit der EU und Deutschland zwei Entitäten betrachtet, die unterschied-

lichen Ebenen angehören, ein Nationalstaat und ein Staatenverbund. Andererseits 

verlangt die EU als politischer Ordnungsrahmen, welcher verschiedene Einzelak-

teure vereint, nach einem speziellen Analyserahmen:  

Politische Entscheidungen im „Staatenverbund“ können weder auf das Handeln einer 
einzigen europäischen Regierung zurückgeführt werden, noch mit der Summe des Re-
gierungshandelns seiner Mitgliedstaaten gleichgesetzt werden. Damit stellt die EU ei-
nen Gegenstand dar, bei dessen Analyse auf den ersten Blick wenig klassische Ansatz-
punkte für die vergleichende Forschung zu finden sind. (Knodt & Stoiber 2007, 89) 

Die in dieser Arbeit zu beantwortende Forschungsfrage verlangt nach einem multi-

perspektivischen Blick, welcher diese unterschiedlichen Ebenen des Diskurses 

                                                            
11 Dies bezieht sich vor allem auf Menschen aus Drittstaaten, deren Aufenthaltsstatus noch mehr an ihre 
Produktivität gebunden ist, als bei der in dieser Arbeit fokussierten Gruppe der EU-Binnenmigrant*innen 
(vgl. Birke 2022, 9). 
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gleichwertig einbezieht. Im Folgenden wird daher neben der Diskursanalyse die 

Mehrebenenanalyse als Vergleichswerkzeug aus der europäischen Integrationsfor-

schung skizziert.  

 3.1 Hegemoniekritische Diskursanalyse 
Diskurse beschreiben „öffentliche, geplante und organisierte Diskussionsprozesse 

[…], die sich auf je spezifische Themen von allgemeinem gesellschaftlichen Belang 

beziehen“ (Keller et al. 2011, 7). Hierbei ist es wichtig zu beachten, dass Diskurse 

nicht einfach existieren und die Gesellschaften, in denen sie geführt werden, prä-

gen, sondern genauso auch von dieser mitgeprägt- und verändert werden: Die Re-

levanz von Kommunikations- und Argumentationsprozessen für die Wahrnehmung 

gesellschaftspolitischer Thematiken nimmt mit fortschreitenden kommunikativen 

Vernetzungsprozessen zu, weshalb Diskurse zunehmend in den Blick wissen-

schaftlicher Analysen gelangen (vgl. ebd.).       

Der Diskurs beschreibt die Art und Weise, wie über eine Thematik kommuniziert 

wird und konstruiert durch dieses sprechen über- gleichzeitig die Realität des Sach-

verhalts mit (vgl. ebd./ Schwab-Trapp 2003, 170). Hierdurch trägt der Diskurs zur 

Reproduktion von Macht- und Herrschaftsverhältnissen bei (vgl. ebd., 9), da er den 

Deutungsrahmen eines Themas festlegt. Aus diesem Grund ist die Diskursanalyse 

eines der in dieser Arbeit verwendeten methodischen Werkzeuge: Die Art und 

Weise, wie der neoliberale Diskurs geführt wird, basiert nicht einzig auf den beste-

henden Verhältnissen, sondern reproduziert vielmehr die Hegemonie, die wir als 

gegeben betrachten, indem er die Subjekte in ihren Handlungen innerhalb des ka-

pitalistischen Systems anleitet:  

[…] wenn Arbeitnehmer davon überzeug werden können, daß ‚Flexibilität‘ ein unver-
meidbares Merkmal der gegenwärtigen Ökonomie ist, werden sie wahrscheinlich eben-
falls bereit sein, ‚flexibler‘ auf ihre verschwindenden Jobs, auf die Notwendigkeit von 
Umschulungen, auf Lohnsenkungen und verschlechterte Arbeitsbedingungen usw. zu 
reagieren. (Fairclough 2011, 364) 

Die Art und Weise, wie über flexibilisierte und prekäre Arbeitsverhältnisse gespro-

chen und geschrieben wird, prägt also stark die gesellschaftliche Realität: wie die 

bestehende Missstände wahrgenommen werden und inwiefern eine diesbezügliche 

Reform angestrebt wird. Fairclough schreibt hierzu, der Übergang von Fordismus 

zum Regime flexibler Akkumulation brauche den gewandelten ökonomischen Dis-

kurs als Basis (vgl. ebd., 365). Aus dieser Feststellung lässt sich ableiten, dass ein 

kritisches Betrachten des Diskurses ein wichtiges subversives Instrument sein 
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kann, mit welchem sich der kapitalistische Status quo in Gänze analysieren und 

Möglichkeiten zu dessen Veränderung ableiten lassen. „Kritisches Diskursbewusst-

sein“, so Fairclough, sei aus zwei Gründen wichtig:  

einerseits, um neue Wissensbestände in der wissensbasierten Ökonomie zu erschlie-
ßen und neue Möglichkeiten für soziale Beziehungen und Identitäten in sozial diversifi-
zierten Gemeinschaften zu erkunden; andererseits, um dem Eindringen der Interessen 
und Rationalitätsformen ökonomischer, administrativer und anderer organisationaler 
Systeme in das Alltagsleben zu widerstehen […]. (ebd., 374f.) 

Nutzbar für Macht- und Herrschaftskritik wurde die Diskursanalyse insbesondere 

durch Michel Foucaults Adaption in den 1980er-Jahren: dieser prägte mit seiner 

„Archäologie des Wissens“ (1981) und der „Ordnung des Diskurses“ (1974) den 

„Zusammenhang von übersubjektiven Wissensordnungen und diskursiven Prakti-

ken“ (Keller et al. 2011, 12). Durch diesen Zugang wurde der Zusammenhang von 

Wissen und Macht durch die (Re-)Produktion von Wissen und damit einhergehende 

Vorstellungen von Normalität und Abweichung geprägt, welche zu Exklusion und 

Inklusion von Individuen führen. In diesem Kontext stellt sich die Frage „in welche 

sozialstrukturellen, wirtschaftlichen und professionellen Kräfteverhältnisse ist der 

Diskurs eingebunden?“ (Traue et al. 2019, 572), um daran anknüpfend analysieren 

zu können, welche Funktion er innehat; genauer, ob er die theoretische Basis be-

stimmter Institutionen begründet (vgl. ebd.).       

Übertragen auf die Fragestellung dieser Arbeit geht es hierbei um die Vorstellungen 

von Produktivität in Arbeit und die damit einhergehenden Anforderungen an das 

Subjekt, welche die fortwährende Ausbeutung der Subalternen innerhalb des Sys-

tems der Akkumulation ermöglichten. Es ist aufgrund des theoretischen Fokus der 

Fragestellung auf strukturelle Schieflagen sinnvoll, eine Analyse des Diskurses 

durchzuführen, anstatt selbst Daten zu erheben. Die hierzu verwendete herrschafts-

kritische Diskursanalyse wurde durch Adaption des Politikwissenschaftlerpaars 

Laclau und Mouffe (1991) geprägt: Diese führten die Überlegungen Foucaults zur 

Diskursanalyse mit jenen Gramscis zu Hegemonie zusammen und bildeten eine 

Unterkategorie der Diskursanalyse, die Hegemonieanalyse (vgl. Laclau 2007, 29ff.). 

Diese bezieht sich auf „diskursive Prozesse, die bestimmte Deutungen hegemonial, 

also herrschaftsrelevant werden lassen“ (Uni Leipzig o.J., o.S.). Laclau und Mouffe 

vertreten die These, dass Machtverhältnisse stets Produkte eines gesellschaftlichen 

Diskurses und nicht einfach feststehend sind (vgl. Glasze & Mattissek 2021, 153). 

Hiermit geht auch das emanzipatorische Potenzial einer Diskursanalyse einher, 
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denn wenn Diskurse hegemonial konstruiert sind, dann sind sie ebenso de-konstru-

ierbar (vgl. ebd., 154). Da diese Arbeit sich der politischen Rahmung von Prekari-

sierung auf dem europäischen Arbeitsmarkt durch europäische Politik widmet, wird 

die „Art und Weise, wie politische Institutionen [in diesem Fall: die EU] bestimmte 

Situationen definieren“ (Donati 2011, 168) in Form der europäischen Entsendericht-

linie betrachtet. Im nächsten Schritt werden die durch diese Art der Arbeit beförder-

ten prekären Lebenslagen, sowie der Fachdiskurs hierzu untersucht. Anschließend 

soll die Wirksamkeit des Arbeitsschutzkontrollgesetzes – Ende 2020 eingeführt um 

selbige abzufedern – betrachtet werden.                   

Die Analyse findet innerhalb des Deutungsrahmens (vgl. ebd., 170) ökonomischer 

Nutzbarmachung von Subjekten innerhalb der EU statt. Neben dem Deutungsrah-

men ist auch die Ebene, auf der ein zu analysierender Diskurs betrachtet wird, re-

levant: Dies können Medien, Politik, Wissenschaft etc. sein, wobei auch mehrere 

Ebenen ineinandergreifen können (vgl. Jäger 2000, 105f.). Im Fall dieser Arbeit sind 

zwei Ebenen Analysegegenstand: die politische Rahmung durch die EU und deren 

Manifestierung in Arbeits- und Lebensverhältnissen mobiler Beschäftigter in der 

BRD. Diskurssektor sind daher die europäische Richtlinie zur Arbeitnehmerentsen-

dung, deren Umsetzung in Deutschland und die Auswirkungen für die Arbeitskräfte 

in prekären Produktionssektoren, sowie das Arbeitsschutzkontrollgesetz. Da die 

Fragestellung dieser Arbeit eine macht- und herrschaftskritische ist und die Dis-

kursanalyse aufzeigen soll, inwiefern der Diskurs die Hegemonie in der EU aufrecht-

erhält und dadurch direkten Einfluss auf die Lebensrealität der Subjekte hat, handelt 

es sich hierbei ferner um eine hegemoniekritische Diskursanalyse. 

3.2 Mehrebenenanalyse als Vergleichswerkzeug zur Analyse unterschiedli-

cher politischer Einheiten 
Die Mehrebenenanalyse ist ein Vergleichswerkzeug, welches der europäischen In-

tegrationsforschung entstammt. Der Untersuchungsgegenstand, Mehrebenensys-

teme, sind „politische Systeme, deren Kernfunktion es ist, kollektiv verbindliche Ent-

scheidungen zu treffen“ (Knodt & Stoiber 2007, 82). Die EU ist ein solches System, 

welches die Interessen vieler Einzelakteure auf einer kollektiven Ebene vereint und 

daraus Steuerungs- und Koordinationsprozesse ableitet (vgl. ebd., 84). Es müssen 

bei allen Entscheidungsprozessen die jeweiligen Interessen der unterschiedlichen 

Ebenen mit einbezogen werden. Die einzelnen Ebenen der Systeme haben jeweils 

untereinander Wechselwirkungen, welche sich wiederum auf die interne Ordnung, 
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d.h. die Organisation der Ebenen selbst auswirken. Neben dem Einbeziehen natio-

nalstaatlicher Interessen auf die kollektive Ebene des Mehrebenensystems, sind 

auch die „Rückwirkungen der Europäisierung auf die Nationalstaaten und sub-staat-

liche Einheiten von Interesse (ebd.)“. Es bedarf daher eines Multilevel-Ansatzes 

(vgl. Hox et al. 2018, 3).             

Eine Mehrebenenanalyse scheint grundsätzlich geeignet, wenn sowohl Individual- 

als auch Kontextdaten, sowie deren Wechselwirkungen betrachtet werden sollen 

(vgl. Abramowski 2020, 297), es also nicht nur darum geht, einzelne Individuen oder 

Phänomene in den Blick zu nehmen, sondern auch ihren jeweiligen soziopolitischen 

Kontext (vgl. Hox et al. 2018, 1/ Hummrich & Kramer 2017, 124). Dabei findet eine 

Überschneidung der Mikro- und Makroebene eines Phänomens statt; die einzelnen 

Ebenen werden nicht isoliert, sondern in Abhängigkeit voneinander betrachtet (vgl. 

Abramowski 2020, 297). Hierdurch leistet die Analyse einerseits eine soziologische 

Einbettung qualitativer Forschung (vgl. Hummrich & Kramer 2018, 143) und macht 

es andererseits möglich, verschiedene Level von Hierarchien bzw. eine hegemoni-

ale Ordnung innerhalb von Mehrebenensystemen zu analysieren. Dies ist im Kon-

text dieser Arbeit besonders relevant, denn es soll untersucht werden, inwiefern eu-

ropäische Rahmenwerke Menschen auf nationaler Ebene in prekären Lebenslagen 

verhaften und so die Produktionsverhältnisse aufrechterhalten. In der Theorie er-

hebt der Staatenverbund den Anspruch, frei von Hegemonie zu sein (vgl. Knodt & 

Stoiber 2007, 87). Inwiefern dies in der Praxis zutrifft bzw. sich die EU als Herr-

schaftssystem, welches durchaus Hegemonie gegenüber den ihr angehörenden 

Nationalstaaten besitzt, lässt sich durch die Mehrebenenanalyse betrachten (vgl. 

ebd.). 

4. Die Staatengemeinschaft der Europäischen Union: politi-

sche Ökonomie und Ausrichtung der Wirtschaftspolitik  
Nach der Vorstellung von Theorie und Methodik zur Bearbeitung der Fragestellung 

werden nun die beiden Ebenen aufgezeigt, auf denen der Diskurs um EU-Binnen-

migration und Prekarität analysiert werden soll. Dieses Kapitel bezieht sich dabei 

zunächst auf die Staatengemeinschaft der Europäischen Union. Diese wird in ihrer 

Entstehung, den ihr zugrundeliegenden Normen und Werten, sowie den neolibera-

len Wendepunkten dargestellt. Die Arbeit geht von der Forschungsperspektive der 

politischen Ökonomie aus: diese betrachtet die Wechselwirkungen von Ökonomie 
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und kollektiven Entscheidungen auf Basis der Annahme, dass politische und wirt-

schaftliche Prozesse unmittelbar miteinander zusammenhängen und sich aufeinan-

der auswirken, somit das politische System und die bestehende Hegemonie stets 

von gegenwärtigen kapitalistischen Interessen mitgeprägt sind (vgl. bpb 2016, 

o.S./Geruschkat 2009, 30ff.) und auch andersherum die Wirtschaft nicht rein aus 

der Kapitallogik heraus existiert, sondern historisch-konkrete (wirtschafts-)politische 

Entscheidungen diese prägen. Um in der Analyse die Frage beantworten zu kön-

nen, inwiefern Strukturen europäischer Arbeitsmarktpolitik EU-Binnenmigrant*innen 

in prekären Lebenslagen verhaften, muss zunächst definiert werden, welche diese 

Strukturen sind und wie sie entstanden. Im Zuge dessen wird auch das fortschrei-

tende Projekt der europäischen Integration – die zunehmende Zusammenarbeit eu-

ropäischer Staaten, die Vereinnahmung nationalstaatlicher Strukturen und Abläufe 

durch die Institution der EU und Aufnahme neuer Mitglieder (vgl. Zandonella 2005, 

o.S.) – beschrieben. Hierdurch soll bereits im Ansatz aufgezeigt werden, welch 

machtvolle Position der Staatenbund in Bezug auf die nationalstaatliche Politik-Im-

plementation und somit auch die Lebensrealitäten der ihm angehörenden Bürger*in-

nen, einnimmt.  

4.1 Neoliberale Wendepunkte seit Beginn der EU-Osterweiterung  
Da in dieser Arbeit nicht der gesamte zeitliche Ablauf von Beginn der Europäischen 

Union in den 1950er Jahren abgebildet werden kann und dieser nicht in Gänze re-

levant für die Fragestellung ist, wird im Folgenden der Zeitraum ab Beginn der EU-

Osterweiterung fokussiert. Hiermit wird die territoriale Erweiterung des Staatenge-

biets der EU nach (Süd-)Osteuropa beginnend im Jahre 2004, beschrieben (vgl. 

Baas et al. 2009, 1f.). Diese territoriale Erweiterung des Staatengebiets ist im Rah-

men der Forschungsfrage relevant, da in ihrer Folge vermehrt Menschen aus den 

südosteuropäischen Staaten temporärer Arbeitsmigration in prekäre Arbeitssekto-

ren nachgehen (vgl. Mau 2010, 346).               

Die Staaten- und Wertegemeinschaft der europäischen Union begann als Projekt, 

welches den Zusammenhalt der europäischen Gemeinschaft nach zwei Weltkrie-

gen sichern, sowie Handels- und Austauschbeziehungen vereinfachen sollte. 

Hierzu wurde zunächst 1951 die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und 

anschließend, im Jahre 1957, die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft gegründet. 
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Die EU ist seit jeher geleitet von einem neoliberalen Konsens, welcher ihre Entwick-

lung an Kapitalakkumulation und wirtschaftlichem Wettbewerbsstreben ausrichtet 

(vgl. Aschauer 2017, 149/Platzer 1999, 176f.) und dabei die Verantwortung für so-

zioökonomische Absicherung an das Individuum abgibt (vgl. Aschauer 2017, 

149;168). Ein einschneidender Punkt der neoliberalen EU-Politik ist die seit Mitte 

der 1980er Jahre zunehmende Wettbewerbsorientierung (vgl. Bohle 2006, 198), 

welche sich sowohl strukturell, als auch individuell im Sinne von Sicherung der ei-

genen Beschäftigungsfähigkeit (vgl. Platzer 1999, 188) ausdrückt. In diesem von 

wirtschaftlichen Interessen geprägten Projekt spielt Beschäftigungspolitik eine tra-

gende Rolle: So wurde 1997 mit der Europäischen Beschäftigungsstrategie der ide-

ologische Rahmen gesetzt, welcher die einzelnen Mitgliedsstaaten in eine ähnliche 

beschäftigungspolitische Richtung lenken sollte (vgl. Schmid & Kull 2004, 1/Becher 

et al. 2020, o.S.). Auch die europäische Entsenderichtlinie und europäische Freizü-

gigkeit gehören zu den Rahmenwerken, in denen sich die europäische Arbeits-

marktpolitik manifestieren soll. Mit der gesetzlichen Rahmung des europäischen 

Binnenmarktes hat sich so ein „Mehrebenensystem arbeits- und sozialpolitischen 

‚Regierens‘ in der Europäischen Union herausgebildet“ (Platzer 1999, 180), welches 

sich sowohl auf Ebene des Staatenbunds, als auch in den Nationalstaaten manifes-

tiert. In den Jahren nach ihrer Gründung traten sukzessive weitere Länder bei, seit 

Anfang der 2000er durch die EU-Osterweiterung auch Estland, Litauen, Lettland, 

Malta, Polen, die Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern und 2007 

darauf folgend Bulgarien und Rumänien und 2013 Kroatien (vgl. John 2022, 5).      

Neben der geographischen Öffnung verlangte die Weiterentwicklung des Staaten-

bundes auch die Adaption, bzw. Veränderung von Rahmenwerken, welche das Zu-

sammenleben der EU-Bürger*innen, sowie den rechtlichen Rahmen für ihre Arbeits- 

und Lebensbedingungen, regelten: so wurde zwar bereits 1992 die Unionsbürger-

schaft12 eingeführt, welche zumindest auf europäischer Ebene das Verwertungspa-

radigma in Teilen überkam (vgl. Carstensen et al. 2018, 246), die Freizügigkeit für 

EU-Bürger*innen blieb aber zunächst auf Urlauber*innen, Unternehmer*innen und 

sogenannte active persons, also erwerbstätige Personen, beschränkt (vgl. Carsten-

sen et al. 2018, 245). Erst nachträglich wurden die Freizügigkeitsregeln in einem 

                                                            
12 1992 durch den Vertrag von Maastricht eingeführte Ergänzung zur nationalen Staatsbürgerschaft: EU-
Bürger*innen wird hierdurch Freizügigkeit- und Niederlassungsfreiheit, Teilnahme am europäischen Ar-
beitsmarkt und an Wahlen auf kommunaler und EU-Ebene garantiert (vgl. EU-Parlament o.J., o.S.). 
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solchen Maße angepasst, dass – in der Theorie – alle Bürger*innen dieselben Aus-

gangsmöglichkeiten hatten; jedoch blieb die Ausgestaltung der Freizügigkeit weiter-

hin stark gekoppelt an ihre ökonomische Verwertbarkeit (vgl. Carstensen et al. 

2018, 261).             

Theoretisch ging mit der Erweiterung der EU auch die Öffnung ihres Binnenmarktes 

für Arbeitskraft einher. Gleichzeit wurde dieser in Bezug auf die osteuropäischen 

Neuzugänge jedoch durch zunächst in Kraft tretende Übergangsregelungen stark 

reglementiert. Zwar war es den einzelnen Mitgliedsländern vorbehalten, ob sie diese 

einsetzten, es machten jedoch einige der Länder –  u.a. auch Deutschland – von 

ihnen Gebrauch (vgl. BAG W 2013, 2/ Geiger & Hanewinkel 2014, 170). Dies be-

deutete, dass Bürger*innen der betreffenden Länder vorerst nur eingeschränkten 

Zugang zum europäischen Arbeitsmarkt und seinen Rechten hatten, was u.a. dazu 

führte, dass die in der Fleischwirtschaft umgesetzten Regeln zu den Arbeitsbedin-

gungen für jene Arbeiter*innen erst später galten: Birke nennt dies eine „geschich-

tete“ (2022, 227) Unionsbürgerschaft, die den Zulauf an billigen Arbeitskräften ga-

rantiere (vgl. ebd.). Die Rahmenwerke, welche den Zustrom innereuropäischer Ar-

beitskräfte ermöglichen, wurden immer wieder auf Basis ökonomischer Bedarfsla-

gen angepasst (vgl. Carstensen et al. 2018, 260f./Treibel 2003, 68).    

Ebenso wie der Zugang zum Arbeitsmarkt der EU wird auch der Zugang zu Lohn-

ersatzleistungen innerhalb der nationalen Sozialsysteme von Rahmenwerken ein-

geschränkt: Anders, als dies in vielen Narrativen rund um die „Sogwirkung der deut-

schen Sozialsysteme“ (Diakonie Hamburg 2020, 1) propagiert wird, gibt es zu die-

sen keinen uneingeschränkten Zugang. Im Gegenteil: dieser ist z.B. in Deutschland 

an verschiedene Voraussetzungen gebunden, auf welche in der Analyse eingegan-

gen wird. Die (Des-)Integration in den europäischen Arbeitsmarkt basiert stets auf 

dem ökonomischen Nutzen, den die Subjekte dem System versprechen. Dies be-

deutet auch, dass die arbeitsbezogene Binnenmigration innerhalb der EU vonseiten 

der EU-Kommission und den Mitgliedsstaaten ihren Bedarfen entsprechend geför-

dert wird: gewünscht sind billige, abhängige oder aber sehr hoch qualifizierte Ar-

beitskräfte (vgl. Angenendt 2014, 9/ Geiger & Hanewinkel 2014, 163).      

Ein für diesen Austausch von Arbeitskraft grundlegendes Rahmenwerk ist die 1996 

erlassene Entsenderichtlinie (vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung 2019, o.S.). Diese wurde 

ursprünglich implementiert, um Lohndumping innerhalb der EU zu vermeiden, wenn 
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Arbeitskräfte aus ärmeren EU-Mitgliedsstaaten in reichere migrierten, um dort tem-

porärer Arbeit nachzugehen (vgl. ebd.): Für den Lohn sollte das Ziellandprinzip gel-

ten, sprich die Arbeitskräfte nach den Vorgaben desjenigen Landes bezahlt werden, 

in dem die Arbeit stattfand (vgl. ebd./ vgl. Europäisches Parlament 2023, 2). Doch 

auch hier taten sich bald Lücken auf, die von Arbeitgeber*innen genutzt werden 

konnten, um Menschen weiterhin in prekäre Beschäftigungsverhältnissen zu zwin-

gen – zum Beispiel durch sogenannte Briefkastenfirmen, „die Schlupflöcher in der 

Richtlinie ausnutzten, um Beschäftigungs- und Sozialversicherungsvorschriften zu 

umgehen und in anderen Mitgliedstaaten tätig zu werden“ (Europäisches Parlament 

2023, 2). Außerdem führte die Regelung, Sozialversicherung, Lohnhöhe und Ein-

kommensbesteuerung zunächst weiter nach den Gesetzen des Herkunftsstaates 

umzusetzen dazu, dass auch hier Lücken im System entstanden, welche von Ar-

beitgeber*innen ausgenutzt wurden (vgl. Birner & Dietl 2021, 20). Anhand dieser 

Mängel wurde die Entsenderichtlinie über die Jahre immer wieder überarbeitet, zu-

letzt 2020, als der Deutsche Bundestag einen Gesetzesentwurf zu ihrer Novellie-

rung anknüpfend an die 2018 von der EU formulierte Richtlinie zur Überarbeitung 

vorlegte: Einerseits sollte die Richtlinie umfassender in deutsches Recht umgesetzt 

werden und bundesweit allgemeinverbindliche Tarifverträge umfassen, sowie ande-

rerseits die Lebens- und Arbeitsbedingungen von nach Deutschland Entsandten 

verbessern, indem klar einzuhaltende Mindeststandards festgelegt wurden (vgl. 

Deutscher Bundestag 2020, o.S.). Kritik an diesem Vorhaben kam vor allem von der 

FDP, welche in diesen Veränderungen ein zu starkes Eingreifen des Staates in den 

freien europäischen Binnenmarkt, sowie eine Verschärfung bürokratischer Hürden 

fürchtete (vgl. ebd.). Es lässt sich bis hierher subsumieren, dass unter dem Primat 

der Einheit und europäischen Integration über die Jahre eine akkumulations-orien-

tierte europäische Politik etabliert wurde, welche den Fluss der europäischen Bin-

nenmigration bis dato steuert. Diese ist von den Bedarfen des Marktes und neolibe-

ralen Wendepunkten geprägt, die innerhalb des Herrschaftssystems EU die Chan-

cenverteilung auf dem innereuropäischen Arbeitsmarkt festlegen. 

4.2 Europäische Integration: EU als Herrschaftssystem und die Auswirkun-

gen auf ihre Mitgliedsstaaten 
Ab den 1980er Jahren wurde die Europäische Integration als System supranationa-

ler Autorität (vgl. Andersen & Eliassen 2001a, 232) vermehrt umgesetzt. Sie bein-

haltete die zunehmende Vereinnahmung von Institutionen, Strukturen und Abläufen 
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der Nationalstaaten von einer europäischen Agenda, häufig unter den Vorzeichen 

von Einheit und Gleichwertigkeit, tatsächlich geprägt von neoliberalen Grundwerten 

(vgl. Andersen & Eliassen 2001b, 3), welche die Wirtschaftskraft vorantreiben sol-

len. Die Nationalstaaten scheinen hierbei zwar weiterhin eine relevante Rolle zu 

spielen, die europäische Vereinnahmung bedeutet jedoch einen gewissen Macht-

verlust selbiger (vgl. Andersen & Eliassen 2001a, 233). Wie sich dieser manifestiert, 

wird von der Wissenschaft unterschiedlich interpretiert: so gibt es einerseits die sup-

ranationalistische Perspektive, welche davon ausgeht, dass supranationale Institu-

tionen, wie die EU Kommission, die tragende Rolle in der europäischen Integration 

spielen (vgl. Cram 2001, 150). Andererseits existiert die intergovernmentale Per-

spektive, welche den einzelnen Mitgliedsstaaten mehr Macht in der Entscheidung 

rund um Prozesse der europäischen Integration zugesteht (vgl. ebd.).    

Unabhängig von welcher Perspektive man ausgeht: Im Zuge der europäischen In-

tegration etablierten sich neue Machtverhältnisse und eine europäische Sozialord-

nung, welche Steffen Mau als Stratifikation, sprich (sozioökonomische) Schichtung, 

bezeichnet (vgl. Mau 2010, 341). Es zeigt sich, dass der theoretische Anspruch, 

innerhalb der EU solle gleiches Recht für alle gelten, nicht funktionieren kann, son-

dern vielmehr dazu führt, dass es Gewinner*innen und Verlierer*innen gibt (vgl. 

ebd.) und ferner, dass dies kein bloßer Nebeneffekt der europäischen Integration, 

sondern politisch gewollt ist: hierdurch entsteht eine Schicht der zum ökonomischen 

Selbsterhalt auf jede Arbeit angewiesener Arbeitskräfte, welche daher auch unter 

prekärsten Bedingungen und zu Billiglöhnen arbeiten. Dies zeigt: Das europäische 

Projekt ist einerseits eine Wirtschaftsgemeinschaft und andererseits ein politischer 

Akteur (vgl. Andersen & Eliassen 2001a, 240). Daraus resultiert, dass die EU auch 

in ihren politischen Richtlinien stets das ökonomische Primat verfolgt, was wiederum 

Auswirkungen für die Lebensrealität der Subjekte hat. Die einzelnen Mitgliedsstaa-

ten sind von dieser wirtschaftspolitischen Dominanz in unterschiedlichem Maß be-

troffen, haben jedoch nur bedingt Möglichkeiten der Einflussnahme, denn „Um das 

ökonomische Herzstück des Integrationsprozesses verwirklichen zu können, 

musste der Handlungsspielraum der Mitgliedsstaaten in einigen Bereichen einge-

engt werden“ (Adam & Knill 2007, 89).         

Es geht nicht länger primär um die nationalstaatlichen Interessen, sondern um das 

europäische Projekt und dessen wirtschaftliche Stärke, garantiert durch eine euro-

päische Governance (vgl. Knodt & Stoiber 2007, 87/ Andersen & Eliassen 2001b, 
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5), welche die Hegemonie des Staatenbundes gegenüber den Nationalstaaten ent-

stehen lässt. Die Mitgliedschaft in der EU ist demzufolge mit der Zustimmung zu 

bestimmten wirtschaftlichen und sozialpolitischen Rahmenwerken verbunden (vgl. 

ebd., 4). Diese wiederum haben Auswirkungen auf die jeweilige nationale Politik 

und somit die sozioökonomischen Zustände in den Mitgliedsländern. Theoretisch 

abgesichert wird die wirtschaftspolitische Agenda durch den zunehmenden europä-

ischen Konstitutionalismus, z.B. in Form von gemeinsamen Arbeitsrichtlinien (vgl. 

Bohle 2006, 202f.). Bohle bezeichnet diesen als eine „europäische Manifestation 

einer globalen neoliberalen Konfiguration“ (ebd., 203). Die einzelnen Mitgliedsstaa-

ten sind zwar in der Theorie frei, wie sie die Rahmenwerke auslegen, es unterliegen 

jedoch insbesondere die später beigetretenen osteuropäischen Staaten aufgrund 

großer ökonomischer Unterschiede einem massiven Anpassungsdruck (vgl. Knodt 

& Stoiber 2007, 91f.). Dieser Druck in Richtung einer bestimmten Entwicklung legt 

die Bezeichnung der EU als transnationales Herrschaftssystem (vgl. Demirović 

2010, 71) nah, dem sich die einzelnen Staaten zu fügen haben. Zwar wird die Chan-

cengleichheit für all seine Mitglieder proklamiert, zeitgleich lässt sich jedoch argu-

mentieren, dass mit diesem Zusammenschluss von wirtschaftlich so unterschiedlich 

aufgestellten Staaten eine Kapitalisierung sozialer Lagen innerhalb der EU (vgl. 

Mau 2010, 349) indiziert wurde, die von Anfang an darauf ausgerichtet war, dass es 

Gewinner*innen und Verlierer*innen gibt. Dies schlägt sich vor allem in der Arbeits-

migration in der EU nieder: sie ist „zeitlich begrenzt und politisch gesteuert“ (Foll-

mar-Otto 2007, 4). Es scheint hier nicht um die Lebenschancen der*des einzelne*n 

Europäer*in zu gehen, sondern vor allem um die Funktionalität des ökonomischen 

Machtblocks EU. Dies manifestiert sich auch in der widersprüchlichen Entwicklung 

von Zugang zum Arbeitsmarkt einerseits und Zugang zu Sozialleistungen anderer-

seits. So schreiben Carstensen et al.:  

Durch die Einführung der EU-Freizügigkeit und die Beitritte von 28 Staaten in die EG 
beziehungsweise EU gab es immer mehr binneneuropäische Migrant_innen, denen die 
Einreise und der Zugang zum Arbeitsmarkt weitgehend offenstanden, während ihr Zu-
gang zu Rechten und Sozialleistungen eingeschränkt blieb (und weiter eingeschränkt 
wurde). (2018, 245) 

Erst mit dem 1992 beschlossenen Vertrag von Maastricht und der Einführung der 

Unionsbürgerschaft wurden auch EU-Bürger*innen ohne Erwerbsarbeit dieselben 

Rechte zugestanden wie Erwerbstätigen. 
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 5. BRD: Politische Ökonomie und neoliberale Wendepunkte 

der Arbeitsmarktpolitik 
Ähnlich wie die politisch-ökonomische Ausrichtung der EU legt auch die Entwicklung 

der deutschen Arbeitsmarktpolitik des vergangenen Jahrhunderts nah, dass diese 

geprägt war und ist von den jeweils vorherrschenden ökonomischen Bedarfen und 

der Frage, wie durch möglichst geringen Kosteneinsatz ein möglich hoher wirt-

schaftlicher Ertrag erzielt werden kann. Hiervon werden sowohl die hiesige Beschäf-

tigungspolitik, die soziale Sicherung, als auch das Migrationsregime grundlegend 

bestimmt. Um prekäre Lebenslagen von EU-Binnenmigrant*innen in der BRD ana-

lysierbar zu machen, wird daher im Folgenden auf die wichtigsten historischen Ein-

schnitte und neoliberalen Entwicklungen diesbezüglich eingegangen: den Über-

gang vom Fordismus zur globalisierten, flexibilisierten post-fordistischen Produkti-

onsweise, sowie das im post-fordistischen Deutschland vorherrschende Migrations-

regime und die Frage, wie in diesem der Zugang von Ausländer*innen zum deut-

schen Arbeitsmarkt anhand von ökonomischen Parametern reglementiert wird. 

5.1 Produktionsweise: Übergang vom Fordismus zum Post-Fordismus und 

damit einhergehende Veränderung des Arbeitsmarkts  
Im Rahmen des nach Ende des zweiten Weltkrieges einsetzenden Wirtschaftswun-

ders war der deutsche Arbeitsmarkt lange Zeit von guten Beschäftigungs- und ho-

hen Produktionsraten geprägt. Es gab einen großen Bedarf an der Produktion von 

Gütern, entsprechend wurden Arbeitskräfte auch aus dem Ausland angeworben 

(vgl. Carstensen et al. 2018, 240). Die Weltwirtschaftskrise 1970 stellte diesbezüg-

lich eine Zäsur dar: Plötzlich gab es massiv erhöhte Arbeitslosenzahlen und der 

bislang sorgende13 fordistische Wohlfahrtsstaat sah sich vor allem von neoliberaler 

Seite mit Forderungen konfrontiert, auf die Krise zu reagieren und sich zu reformie-

ren (vgl. Butterwegge et al. 2007, 137). Die Globalisierung und damit einhergehende 

Ausdifferenzierung von Produktionsprozessen führten dazu, dass sich auch in 

Deutschland die wirtschaftlichen Parameter grundlegend veränderten: von einer pri-

mär produzierenden wurde es zur Dienstleistungsgesellschaft (vgl. Becker 1989, 

234). Die Massenproduktion des Fordismus wurde abgelöst von fragmentierten, 

                                                            
13 Sorgend im Sinne von: einheitliche sozioökonomische Absicherung. Jedoch soll der Begriff nicht suggerie-
ren, dass diese Sorge einer grundsätzlich fürsorglichen Einstellung entstammte: vielmehr sollte sie zur Wah-
rung des sozialen Friedens und Vermeidung von Arbeiter*innenaufständen im Sinne eines Klassenkompro-
misses beitragen (vgl. Butterwegge 2014, 40).  
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kleinteiligeren Arbeitsprozessen. Die Tatsache, dass in einer Welt global vernetzter 

Wirtschaftssysteme einzelne Arbeitsschritte auf Standorte mit billiger Arbeitskraft 

ausgelagert werden konnten (vgl. Butterwegge 2007, 176f./ Karakayali 2008, 201), 

führte zur „neoliberale[n] Deregulierung des Arbeitsmarktes“ (Birner & Dietl 2021, 

85) und hatte somit auch verstärkende Auswirkungen auf die Prekarisierung und 

Flexibilisierung von Arbeitsverhältnissen in Deutschland (vgl. Fairclough 2011, 364). 

Tatsächlich vollzog sich in dieser Zeit eine Ausweitung der ohnehin bestehenden 

kapitalistischen Logik des deutschen Wirtschaftssystems. Es wurden zunehmend 

staatliche Regularien in Hinblick auf Beschäftigung und Absicherung umgesetzt: der 

Wandel vom sorgenden zum aktivierenden Sozialstaat, der politisch mit der Agenda 

2010 manifestiert wurde, verschob die Verantwortung zu sozialer Absicherung vom 

Staat auf das Individuum. Arbeitskraft wurde zur wichtigsten Ware, denn nur mit ihr 

– so das neoliberale Narrativ – konnte die sozioökonomische Verwundbarkeit ab-

gemildert werden (vgl. von Felden 2020, 58). Die Veränderungen des Stellenwerts 

und der Regulation von Arbeitskraft schlugen sich auch im Zusammenspiel von Mig-

ration und Produktivität nieder (vgl. Carstensen et al. 2018, 267).  

 

5.2 Der Bedarf nach migrantischer Arbeitskraft im Post-Fordistischen Migra-

tionsregime: Ökonomisch orientierte Regulation von Zuwanderung in 

Deutschland  
Mit der neoliberalen Novellierung des deutschen Arbeitsmarkts vollzog sich auch 

ein veränderter Zugang zur Arbeitsmigration: Hatte die Bundesregierung während 

des Wirtschaftswunders der 1950er Jahre noch aktiv um die (temporäre) Zuwande-

rung von Arbeitskräften aus dem Ausland geworben, so wurde mit dem Anwerbe-

stopp ein klares Zeichen in Richtung des temporären Charakters der Gastarbeit ge-

setzt: Gastarbeiter*innen sollten nicht in Deutschland bleiben oder gar ihre Familie 

nachziehen. Stattdessen wurden sie durch Rückkehrgesetze und finanzielle An-

reize (vgl. Treibel 2003, 63) zu einem Verlassen Deutschlands gedrängt. Der Ver-

bleib dieser Gruppe in der BRD wurde gänzlich von ökonomischen Bedarfen ab-

hängig gemacht, wobei ein wenig subjektivierendes Bild der Gastarbeitenden ge-

zeichnet wurde: „Das ‚Gastarbeiter‘-Konzept basierte auf der Prämisse der unab-

hängigen und flexibel einsetzbaren männlichen Arbeitskraft“ (Mattes 2019, o.S.). 

Die Tatsache, dass ebenso viele der nach Deutschland Gekommenen weiblich wa-
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ren oder bereits Familien hatten, die sie nachziehen wollten, fand hier keine Berück-

sichtigung. Sobald die Personengruppe der migrantischen Arbeitenden aus wirt-

schaftlicher Sicht nicht mehr gebraucht wurde, wurde versucht, sich ihrer zu entledi-

gen. Gleichzeitig war mit den Hartz-Reformen Anfang der 2000er der rechtliche 

Grundstein für prekäre Beschäftigungen wie Werk- oder Zeitverträge europäischer 

Binnenmigrant*innen gelegt worden (vgl. Birner & Dietl 2021, 88).    

An diesem Punkt wird die ökonomische Nutzbarmachung von Migration in der BRD 

besonders deutlich. Zwar schreiben Carstensen et al., dass diese bereits seit langem 

den Diskurs um Flucht und Migration nach Deutschland bestimme, sie habe sich je-

doch durch den Anwerbestopp in den 1970er Jahren, sowie das 2005 eingeführte 

Zuwanderungsgesetz14 noch einmal vertieft (vgl. Carstensen et al. 2018, 249f.). 

Diese beiden Einschnitte zeigen auf, dass der Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt 

für Arbeitsmigrant*innen stets begrenzt war vom „Primat der ökonomischen Interes-

sen“ (ebd., 242). Die Staatsangehörigkeit wird hier als inkludierendes bzw. exkludi-

erendes Moment angewandt, um die jeweilige Gruppe nutzbar zu machen, denn je 

nachdem, welcher ethnischen Gruppe Personen angehörten, wurden und werden 

sie in unterschiedlichem Maße zur Arbeitsmigration nach Deutschland befähigt und 

es werden ihnen unterschiedliche Chancen am Arbeitsmarkt zugewiesen (vgl. ebd., 

255). Es vollzieht sich hierdurch eine Arbeitsmarktsegmentierung, in der die Arbei-

ter*innenklasse eingeteilt wird in einheimisch, sozial abgesicherte und migrantische, 

nicht abgesicherte Arbeitskräfte. Letztere werden in dieser Aufteilung eher den Tä-

tigkeiten des unteren Arbeitsmarktsegments zugeordnet. Hierdurch wird die Kapi-

talmobilität auch in Bereichen garantiert, in denen sich kein Outsourcing der Pro-

duktion in Länder des globalen Südens vornehmen lässt (vgl. Karakayali 2008, 203). 

Aus diesem Bedarf an billiger innereuropäischer Arbeitskraft für gewisse Sektoren 

wird auch innerhalb der (seit Auslaufen der Übergangsregelungen) theoretisch 

rechtlich homogenen Gruppe der EU-Bürger*innen unterschieden, indem die (tem-

poräre) Migration bestimmter Gruppen von Arbeitskräften aktiv gefördert wird, um 

diese für Vertrags- und Saisonarbeit zu gewinnen, während andere Gruppen, wel-

                                                            
14 Das Zuwanderungsgesetz von 2005 löste das seit 1990 bestehende Ausländerrecht ab und reglementierte 
die Aufenthalts- und Einreisebestimmungen in und nach Deutschland neu. Zusätzlich enthielt es Vorgaben 
zur Teilnahme an Integrationskursen und war insgesamt auf Abwehr von Zuwanderung bzw. Aufenthalt gro-
ßer Gruppen von Migrant*innen ausgerichtet (vgl. DGB 2009, o.S.). 



40 
 

che keinen solchen wirtschaftlichen Nutzen versprechen (z.B. Bettelnden) die Mig-

ration denkbar schwergemacht wird (vgl. Diakonie Hamburg 2020, 1/ Reichenbach 

2018, 44f.). Deutschland ist eines der Hauptziele für Migration nach Europa, in den 

letzten zehn Jahren lag die Nettozuwanderung bei ca. 400.000 Personen im Jahr, 

wobei etwa zwei Drittel der Zugewanderten aus Staaten der europäischen Union 

stammten (vgl. Birner & Dietl 2021, 12). Jede*r Vierte verdient in Deutschland nur 

zwei Drittel des mittleren Einkommens, was den deutschen Niedriglohnsektor zum 

europaweit größten macht (DGB Bundesvorstand 2019, o.S.).    

Das deutsche Migrationsregime arbeitet sowohl auf struktureller, als auch auf indi-

vidueller Ebene mit rassistischen und exkludierenden Narrativen, um die betreffen-

den Gruppen an die Außenränder der Gesellschaft zu drängen, damit diese sich 

gezwungen sehen, jegliche Form von Arbeit anzunehmen (vgl. Geiger & Hanewin-

kel 2014, 169/Reichenbach 2018, 47). Diese Form der Steuerung hin zur ökonomi-

schen Nutzbarmachung bezeichnen Carstensen et al. als „hegemoniale neoliberale 

Rationalität“ (2018, 250). Diese basiert maßgeblich auf existierendem EU-Recht 

und hat zur Entstehung eines deutschen Billiglohnsektors geführt, welcher die Basis 

des deutschen Wirtschaftsreichtums ist (vgl. Birner & Dietl 2021, 8;16ff.).     

Ein weiteres Instrument der Differenzierung und damit Nutzbarmachung sind die für 

bestimmte Gruppen verwendeten Begriffe. Der Soziologe Albert Scherr beschreibt 

die Einteilung von Geflüchteten in drei Kategorien: Arbeitskräfte, Schutzsuchende 

und Wirtschaftsflüchtlinge (vgl. Scherr 2015, 1).  

Die folgenreiche Unterscheidung zwischen denjenigen, die als Flüchtlinge anerkannt 
werden oder denen dies verweigert wird, ist soziologisch als eine Form der sozialen 
Schließung beschreibbar, mit denen nationalstaatlich verfasste Gesellschaften unter 
Bedingungen globaler Ungleichheiten Kontrolle über Zugang und Aufenthalt auf ihrem 
Territorium auszuüben versuchen. (ebd., 2)  

Auch der Zugang zu existenzsichernden Leistungen, welche essentiell sind, wenn 

eine Person durch Krankheit oder Unfälle in eine Lage von Hilfsbedürftigkeit gerät, 

ist für Personen ohne deutschen Pass extrem reglementiert: seit einer Novellierung 

der Gesetzeslage 2015 muss eine Person erst mindestens fünf Jahre in Deutsch-

land beschäftigt, oder Angehörige*r einer in Deutschland beschäftigten Person sein, 

um Anspruch auf diese zu erlangen, was den Druck, jegliche Art von Beschäftigung 

anzunehmen, weiter erhöht (vgl. Reichenbach 2018, 45). Zusätzlich sehen sich An-

gehörige bestimmter Bevölkerungsgruppen, wie Sinti*zze und Rom*nja, teilweise 

extrem diskriminierenden Praktiken von Institutionen wie dem Jobcenter, basierend 
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auf zuvor beschriebenen Differenzierungskategorien, gegenüber (vgl. Diakonie 

Hamburg 2020, 2f./ Reichenbach 2018, 45;55). Carstensen et al. schreiben hierzu: 

„Die jüngsten Gesetzesverschärfungen können daher auch als Maßnahme zur Aus-

dehnung des Niedriglohnsektors gesehen werden, der beispielsweise in der 

Fleischindustrie, der Pflege und auf dem Bau für günstige Arbeitskraft sorgt.“ (2018, 

262). Hier zeichnet sich bereits ab, wie die Gruppe der EU-Binnenmigrant*innen 

aktiv in prekären Positionen gehalten wird, um sie nutzbar zu machen. Dies ge-

schieht auch durch den ihnen entgegengebrachten Ausgrenzungsdiskurs: wenn-

gleich der Zugang zu Sozialleistungen stark reglementiert ist, hält sich seit der EU-

Osterweiterung das rassistische Narrativ, es gäbe eine „Sogwirkung der deutschen 

Sozialsysteme“ (Diakonie 2020, 1). Dass viel mehr die deutsche Wirtschaft von die-

sen Arbeitskräften abhängig ist, findet kaum Platz im Diskurs (vgl. ebd./ Carstensen 

et al. 2018, 255/Geiger & Hanewinkel 2014, 169). 

6. Forschungsstand der Analysekonzepte: zur ökonomischen 

Nutzbarmachung von Migration 
In diesem Kapitel werden nun die verschiedenen Ausprägungen prekärer Arbeits-

verhältnisse europäischer Binnenmigrant*innen dargestellt. Recherchiert man zu 

Erwerbsarbeit von Migrant*innen, so fällt auf, dass diese fast uneingeschränkt po-

sitiv konnotiert und als wichtiger Teil der gesellschaftlichen Inklusion gerahmt wird 

(vgl. Birke 2022, 13). Dies hat zur Folge, dass bestehende Verhältnisse, welche die 

Basis für die Ausbeutung dieser Gruppe bilden, kaum hinterfragt werden: Wenn Er-

werbsarbeit ein wichtiger Schritt zur gesellschaftlichen Teilhabe von Migrant*innen 

ist, warum sollte man diese kritisieren? Birke bringt dies auf den Punkt, indem er 

schreibt: „Der blinde Fleck fällt umso mehr auf, als die Ausführung gleicher oder 

ähnlicher Tätigkeiten in einem auf Migration bezogenen Diskurs als Modus der In-

tegration gefasst wird, während sie in einem arbeitspolitischen Diskurs als Ausbeu-

tung gilt“ (ebd., 14). Insbesondere vor dem Hintergrund der hegemoniekritischen 

Diskursanalyse ist es wichtig, sich die Wirkmechanismen hinter diesem Narrativ ge-

nauer anzusehen, denn diese aufzubrechen dient letztlich als Basis für die in dieser 

Arbeit beabsichtigte Kritik vorherrschender kapitalistischer Verhältnisse. Nachfol-

gend werden die verschiedenen Formen der Ausbeutung migrantischer Arbeitskraft 
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aufgeführt: die Binnenmigration, die Anstellung unter Zeit- und Werkverträgen, so-

wie diejenigen Branchen, in denen mobile EU-Bürger*innen am häufigsten tätig 

sind.  

6.1 Europäische Binnenmigration 
Die verschiedenen Formen von Migration werden im wissenschaftlichen Diskurs an-

hand bestimmter Parameter eingeteilt: hierzu zählen der Auslöser der Migration 

(Push- und Pull Faktoren), die Dauer, sowie die räumliche Dimension. Die Binnen-

migration beschreibt die Migration binnen nationalstaatlicher Grenzen (vgl. Treibel 

2003, 20), kann im Fall der EU jedoch ebenso angewandt werden, da es sich um 

die Migration innerhalb der Grenzen des europäischen Staatengebiets handelt. 

Diese kann sowohl temporär, als auch dauerhaft sein. Insbesondere die temporäre 

EU-Binnenmigration hat in den Jahren seit Beginn der EU-Osterweiterung zuge-

nommen (vgl. Mau 2010, 341;346/Birner & Dietl 2021, 11); einhergehend mit einer 

erhöhten Bereitschaft zu kurzfristigen Beschäftigungen im Niedriglohnsektor (vgl. 

ebd.). Dies wird einerseits durch die sich mit fortschreitender europäischer Integra-

tion verschlechternden Lebenslagen verstärkt: während die Lebenshaltungskosten 

in den einzelnen Mitgliedsstaaten sich durch diese immer mehr an nordeuropäische 

Standards angleichen, bleibt das Lohnniveau in Süd- und Osteuropa niedrig (vgl. 

Birner & Dietl 2021, 14). Für viele Menschen gibt es daher kaum eine andere Option, 

als sich dem europäischen Arbeitsmarkt zur Verfügung zu stellen – von Freiwilligkeit 

kann jedoch kaum die Rede sein (vgl. Birner & Dietl 2021, 14).               

Ein weiterer Faktor für verstärkte Binnenmigration ist deren aktive Steuerung und 

Begünstigung durch die EU: Diese ist als Wirtschaftsunion auf Arbeitsmigration als 

„Grundbedingung[…] kapitalistischer Akkumulation“ (Birke 2022, 38) angewiesen. 

Der wirtschaftliche Wohlstand, welcher vornehmlich die westeuropäischen Mitglied-

staaten wie Deutschland prägt, begründet sich auf der Nutzbarkeit von Arbeitsmig-

ration mobiler EU-Bürger*innen: durch deren billige Arbeitskraft kann sich z.B. 

Deutschland in dieser Position als führende Wirtschaftsmacht halten und dadurch 

wiederum Menschen in prekären Lebenslagen abhängig machen und zur (tempo-

rären) Arbeitsmigration zwingen – die Machtverhältnisse reproduzieren sich so fort-

während (vgl. Birner & Dietl 2021, 13). Da die temporäre Arbeitsmigration also viele 

Vorteile für den Empfängerstaat (und mitunter auch die Herkunftsländer) mit sich 
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bringt, wird diese vonseiten der EU-Kommission und den Mitgliedsstaaten aktiv ge-

fördert (vgl. Angenendt 2014, 9). Stets jedoch unter der Prämisse, „zeitlich begrenzt 

und politisch gesteuert“ (Follmar-Otto 2007, 4) zu sein.     

Hier zeigt sich erneut die Ökonomisierung der Subjekte vor dem Hintergrund der 

europäischen Integration, welche basierend auf der sozialen Schichtung in Europa 

stattfindet (Mau 2010, 337). Mit dem Versprechen einer meritokratisch organisierten 

Gesellschaft, in der gleiche Möglichkeiten ökonomischer Aufwärtsmobilität sugge-

riert werden, geht tatsächlich die Einteilung in unterschiedliche Gruppen einher, wel-

che ökonomisch nutzbar gemacht werden. Dies schlägt sich auch im Diskurs über 

die EU-Binnenmigration nieder: dieser unterscheidet bei Unionsbürger*innen zwi-

schen hochqualifizierten mobilen Migrant*innen auf der einen Seite und „Armutszu-

wander_innen“ bzw. „Sozialtourist_innen“ (Carstensen et al. 2018, 259) auf der an-

deren Seite. Die diskursprägende Ambivalenz von Nützlichkeit der Binnenmigration 

einerseits bei gleichzeitiger Gefahr eines Ausnutzens der Sozialsysteme anderer-

seits wird hier besonders deutlich (vgl. ebd., 260). 

6.2 Gruppen mobiler Beschäftigter 
Im Zuge der durch die EU-Gesetzgebung geschaffenen Rahmenbedingungen ha-

ben sich auch die Formen der inneuropäischen Arbeitsmigration verändert. Arbeits-

migrant*innen gehen vermehrt Pendelmigration nach und viele Branchen sind re-

gelrecht abhängig von kurzfristiger bzw. saisonaler Mobilität (vgl. Birke 2022 76/ 

Dietl & Birner 2021, 7;37). Nach Schreiner sind dies die drei wichtigsten Gruppen 

mobiler Beschäftigter: Jene, die unter die Arbeitnehmerfreizügigkeit fallen, also aus 

einem der 27 EU-Staaten stammen, Solo-Werkvertragsnehmer*innen (Schein-

selbstständige) und entsandte Beschäftigte (vgl. Schreiner 2014, 5). Die Bedingun-

gen zur Einstellung kurzfristig Beschäftigter sind hierbei denkbar attraktiv, vor allem 

für Saisonarbeit, denn es fällt bei Beschäftigungen unter 90 Tagen im Kalenderjahr 

und 450€ monatlichem Einkommen keine Pflicht zur Sozialversicherung an (vgl. 

ebd., 12).                          

Besonders eindrücklich zeigte das zu Beginn der Covid-19-Pandemie aufgetretene 

Spargel-Dilemma Deutschlands Abhängigkeit von südosteuropäischen Billigar-

beitskräften: damals wurden Gruppen rumänischer und bulgarischer Spargelpflü-

cker*innen trotz allgemein herrschender Reisebeschränkungen eingeflogen, um ih-

rer Arbeit nachzugehen, da ansonsten niemand das Gemüse geerntet hätte (vgl. 
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Birner & Dietl 2021, 38). Während innereuropäische Grenzkontrollen verstärkt und 

bei Grenzübertritt tagesaktuelle PCR-Tests (die zudem in den meisten Herkunfts-

ländern sehr kostspielig waren) zur Pflicht wurden, war die deutsche Wirtschaft wei-

terhin angewiesen auf jene Arbeitskräfte und schuf Sonderregelungen. In Deutsch-

land angekommen wurde die Bewegungsfreiheit der Arbeiter*innen auch außerhalb 

der Lohnarbeitszeit massiv eingeschränkt, Unterkünfte bei einem Covid-Ausbruch 

unverzüglich abgeriegelt und von Sicherheitspersonal überwacht (vgl. ebd., 34). Die 

Verantwortung für die dennoch auftretenden Virus-Ausbrüche wurde anschließend 

nicht etwa von den Großbetrieben getragen, sondern durch rassistische Narrative 

auf die Arbeiter*innen geschoben (vgl. ebd.).                

Möglich war dieser menschenunwürdige Umgang mit migrantischen Arbeitskräften 

vor allem durch die „Ketten von Subunternehmen, an deren Ende häufig prekäre 

Werkvertragsnehmer*innen beschäftigt sind“, geworden (ebd., 83). Diese erlauben 

Arbeitgeber*innen die „Auslagerung bestimmter Arbeitsschritte […] zur Gewinnma-

ximierung“ (ebd.) und die Umgehung arbeitsrechtlichen Maßnahmen, welche z.B. 

in Deutschland gelten, da viele der Subunternehmen als Briefkastenfirmen im Aus-

land angesiedelt sind. Zwar legt die Entsenderichtlinie für diese Fälle in der Theorie 

fest, dass die Regelungen des Empfängerstaats bei Beschäftigungen über 24 Mo-

naten gelten sollen. In der Praxis trifft dies jedoch nur selten zu, Verantwortlichkeiten 

werden von einer Instanz zur nächsten verschoben und Macht-Differenzen, die pre-

kär Beschäftigte davon abhalten, unrechtmäßige Arbeitsbedingungen zu melden, 

tun ihr übriges. Die „Ökonomie der Werkverträge und Subunternehmen“ (Birner & 

Dietl 2021, 83) ist dabei ein aktiv eingesetztes Instrumentarium, welches mit der 

„Flexibilisierung von Arbeitsbeziehungen und […] Fragmentierung von Arbeitspro-

zessen“ (ebd.) einhergeht. Die temporären Arbeitskräfte werden innerhalb dieses 

Systems primär als Mittel zum Zweck der fortwährenden Akkumulation gesehen, 

indem sie durch Werkverträge als „Dienstleistung eingekauft“ (Birke 2022, 78) und 

regelmäßig ausgetauscht (vgl. ebd., 227) werden. Hierdurch wird vermieden, dass 

sie sich „zu lange“ an einem Arbeitsplatz befinden und wohlmöglich anfangen könn-

ten, legitime Forderungen zu stellen. Es findet eine Objektifizierung statt, welche 

den Grundstein für die ökonomische Instrumentalisierung legt. 
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6.3 Hauptarbeitsfelder prekär arbeitender europäischer Binnenmigrant*innen 
Prekär angestellte EU-Binnenmigrant*innen arbeiten besonders häufig in den Sek-

toren Fleischindustrie, Paket- und Kurierdienste, Landwirtschaft, Baugewerbe, 

häusliche Betreuung, sowie internationaler Straßentransport (vgl. Molitor 2015, 3/ 

Dälken 2016, 4). In diesen Branchen haben sich Anwerbungsabläufe etabliert, die 

spezifisch Menschen aus südosteuropäischen Ländern für die Arbeit in ihren Be-

trieben rekrutieren (vgl. Birke 2022, 168). Insbesondere die deutsche Fleischindust-

rie ist durch den enorm ausgebauten Niedriglohnsektor in den letzten Jahren so weit 

expandiert, dass andere vormals führende Fleischproduzenten wie Dänemark an-

gefangen haben, ihre Produktion nach Deutschland zu verlagern (vgl. Birner & Dietl 

2021, 27ff.). Hier ist die Quote mobiler Beschäftigter aus Süd- und Osteuropa be-

sonders hoch, Schätzungen zufolge sind es rund 80% der Arbeitsschritte, die von 

dieser Gruppe ausgeführt werden (vgl. ebd.). Gleichzeitig ist neben der Anwerbung 

von z.B. saisonalen Arbeitskräften in der Landwirtschaft auch der Zwang zur Arbeit 

durch die in den vorherigen Kapiteln genannten ökonomischen Zwänge im durch-

kapitalisierten Europa ein relevanter Faktor: viele der Unionsbürger*innen aus ein-

kommensschwächeren Staaten haben keine andere Wahl, als zum Arbeiten nach 

Deutschland zu gehen und dort dann aufgrund von mangelnden Sprachkenntnis-

sen, wiederum greifenden ökonomischen Zwängen und dem Mangel an Wissen 

über ihre Rechte, jede Arbeit anzunehmen.               

Des Weiteren stellt Birke fest, dass sich in den Branchen der Fleischindustrie und 

des Versandhandels „Traditionen der Anwerbung von Arbeiter*innen entwickelt [ha-

ben], die darauf abzielen, die Differenzen zu nutzen, die das Migrationsregime her-

vorbringt“ (Birke 2022, 168). Hier wird deutlich, wie die politische Rahmung von Mig-

ration und Arbeitsmigration zu Narrativen über einzelne Gruppen führt, welche ef-

fektiv ökonomisch nutzbar gemacht werden, indem u.a. Angehörigen bestimmter 

Nationalitäten gewisse Aufgaben im Arbeitsablauf zugewiesen werden (vgl. ebd. 

168ff.). Dies wird auch deutlich, wenn man bedenkt, dass Rumänien und Bulgarien 

zwar bereits 2007 der EU beigetreten waren, wegen der Übergangsregelungen die 

volle Freizügigkeit jedoch erst 2014 erlangten. Birke analysiert diese Gleichzeitigkeit 

wie folgt:  

Es fand also eine doppelte Bewegung statt: Während Mindestlohnregelung, Selbstver-
pflichtung und GSA Fleisch zu einer Formalisierung der unmittelbar auf Arbeitsverhält-
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nisse bezogenen Regeln beitrugen, führte die faktisch immer wieder ‚geschichtete‘ Uni-
onsbürgerschaft gleichwohl zu einem ständigen Nachschub an billiger Arbeitskraft. 
(2022, 227)  
 

Hierin zeigt sich: EU-politischer Rahmenwerke werden aktiv zur Verhaftung Einzel-

ner in prekären Lebenslagen eingesetzt. 

7.Inwiefern verhaften Strukturen europäischer Arbeitsmarktpo-

litik EU-Binnenmigrant*innen in prekären Lebenslagen? 
Die Verschränkungen neoliberaler Ideologie und (arbeits-)rechtlicher Rahmungen 

wurden in den vorangegangenen Kapiteln dargestellt. In der nun folgenden Analyse 

sollen die Konsequenzen dieses Zusammenwirkens in Hinblick auf die Fragestel-

lung bearbeitet und analysiert werden, inwiefern es die rechtlichen Rahmungen der 

EU sind, die Binnenmigrant*innen in prekären Lebenslagen verhaften. Hierzu wird 

einerseits der Diskurs um das Rahmenwerk europäischer Arbeitsmarktpolitik, die 

europäische Entsenderichtlinie, in ihrer ursprünglichen theoretischen Auslegung, 

der aktuellen Überarbeitung, sowie Anwendung auf den deutschen Arbeitsmarkt un-

tersucht und aufgezeigt, inwiefern sich hieraus prekäre Lebenslagen europäischer 

Binnenmigrant*innen ergeben bzw. verschärfen. Im darauffolgenden Kapitel wird 

das Arbeitsschutzkontrollgesetz, welches in der BRD eingeführt wurde, um die pre-

kären Lebenslagen mobiler Beschäftigter abzumildern, auf seine Wirkung und fort-

bestehende Mängel untersucht. 

7.1 Auswahl der Quellen  
Die Erstellung des Quellenkorpus muss mit Bedacht erfolgen, da einerseits mit der 

Auswahl der Quellen eine Selektion durch die Forschende erfolgt und andererseits 

das eigene Vorwissen im Feld deren Analyse mitbeeinflusst (vgl. Traue et al. 2019, 

573). Um trotz der in ihrer Kritik recht eindeutig formulierten Fragestellung eine mög-

lichst diverse Perspektive auf die Thematik zu ermöglichen, werden daher Veröf-

fentlichungen sowohl vonseiten der EU, Gewerkschaften, als auch aus Wissen-

schaft und Forschung einbezogen: Der DGB und die Veröffentlichung der FES 

(2014 & 2015) nehmen jeweils die verschiedenen Wirtschaftssektoren in den Blick, 

in denen viele EU-Binnenmigrant*innen prekär beschäftigt sind. Dies tun auch Birke 

(2022) sowie Birner und Dietl, jedoch aus einer soziologischen Perspektive, die 

strukturelle Bedingungen und individuelle Lebenslagen zusammendenkt und hie-

raus Handlungsbedarfe für die (politische) Praxis ableitet. Mit Einbezug der 2022 

erschienenen DGB-Veröffentlichung „Ein Jahr Arbeitsschutzkontrollgesetz in der 
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Fleischindustrie – eine erste Bilanz“ werden aktuelle Perspektiven fachkundiger 

Personen als Bilanz zur Wirksamkeit des 2020 eingeführten Gesetzes hinzugezo-

gen. Durch Kombination dieser unterschiedlichen Blickwinkel von Akteur*innen aus 

Theorie und Praxis soll eine multiperspektivische Sichtweise auf die tatsächlich ein-

gesetzten Veränderungen, sowie die fortwährende Verhaftung in prekären Lebens-

lagen erlangt werden.                  

Zur Auswahl der zu betrachtenden Quellen wurden verschiedene Kriterien heran-

gezogen: zum einen wurden aufgrund des zeitlichen und geographischen Rahmens 

der Arbeit nur Quellen ausgewählt, welche sich auf die Situation in der BRD nach 

Beginn der EU-Osterweiterung beziehen. Da diese vermehrt die temporäre Zuwan-

derung südosteuropäischer Arbeitsmigrant*innen nach sich zog, konzentrieren sich 

die Quellen primär auf die Nutzung dieser Gruppen als Arbeitskräfte in bestimmten 

Wirtschaftssektoren. Die europäische Entsenderichtlinie ist ein gesetzliches Rah-

menwerk, welches die Entsendung von Arbeitnehmer*innen in andere EU-Staaten 

regeln soll. Im Zuge des Bekanntwerdens der extrem prekären Bedingungen, unter 

denen jene Arbeiter*innen arbeiten und leben, gab es über die vergangenen Jahre 

verschiedene Anpassungen des gesetzlichen Rahmens, in Form von Überarbeitung 

der Entsenderichtlinie und der Einführung des Arbeitsschutzkontrollgesetzes 2020 

(vgl. Nöthen-Garunja 2021, 32). Diese werden im zweiten Unterkapitel auf die tat-

sächlich durchgesetzten Veränderungen untersucht. Der Blick auf das 2020 verkün-

dete Arbeitsschutzkontrollgesetz soll weiterhin die Wirksamkeit politischer Reaktio-

nen auf die publik gewordenen prekären Bedingungen analysieren. 

 

7.2 Strukturelle Rahmenbedingungen europäischer Arbeitsmarktpolitik und 

resultierende prekäre Lebenslagen 
Betrachtet man die vergangenen Jahrzehnte seit Beginn der EU-Osterweiterung, so 

zeichnet sich eine fortschreitende neoliberale Diskursverschiebung, welche die öko-

nomische Nutzbarkeit von Migration vermehrt in den Fokus rückt, ab (vgl. Carsten-

sen et al. 2018, 252). Diese manifestiert sich wie in 5.2 dargestellt mitunter darin, 

wie Migration je nach wirtschaftlicher Effizienz unterschiedlich reglementiert wird: 

so erlaubt es eine 2014 eingeführte Gesetzesänderung der Bundesregierung, EU-

Bürger*innen die Freizügigkeit abzuerkennen, wenn diese „nach den ersten sechs 
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Monaten Aufenthalt nicht oder ohne Aussicht auf Erfolg Arbeit suchen15.“ (ebd., 

261). Dies übt Druck auf die Arbeitenden aus, jede Form der Beschäftigung anzu-

nehmen, ebenso wie die starke Kopplung von Erwerbsarbeit an soziale Absiche-

rung, die dadurch entsteht, dass der Zugang zu Sozialleistungen an eine vorherige 

Beschäftigung gebunden ist (vgl. ebd., 262).       

Verfolgt man die zu Beginn dieser Arbeit aufgestellte These der EU als Herrschafts-

system, welches subalterne Gruppen auf ökonomischer, sozialer und politischer 

Ebene in prekären Arbeits- und Lebenslagen verhaftet, um sie nutzbar zu machen, 

stellt sich die Frage, welche Strukturen es sind, die den Hegemonieerhalt eines sol-

chen Systems garantieren. Mit der Entsenderichtlinie und dem Arbeitsschutzkon-

trollgesetz (ArbSchKG) werden zwei dieser Strukturen im Folgenden untersucht.  

7.2.1 Regelungen zu Entsendung von Arbeitnehmer*innen: Wie die Umsetzung der 

europäischen Entsenderichtlinie EU-Binnenmigrant*innen in der BRD in prekären 

Lebenslagen verhaftet  

Wie bereits in Kapitel 4.1 angeklungen, handelt es sich bei der europäischen Ent-

senderichtlinie ihrem Ursprung nach um ein Rahmenwerk, welches die faire Mobili-

tät im Sinne eines freien Austauschs von Arbeitskraft auf dem europäischen Bin-

nenmarkt, bei gleichzeitiger Verhütung von ungleicher Behandlung sowie der Ent-

stehung eines Niedriglohnsektors, sichern soll (vgl. Molitor 2015, 27/ Europäisches 

Parlament 2023, 1). Kritiker*innen zufolge hat sich jedoch seit ihrer initialen Imple-

mentierung 1996 eine so deutliche neoliberale Diskursverschiebung und damit zu-

sammenhängende Überarbeitung der Richtlinie vollzogen, dass diese heute kaum 

noch dem Gedanken des Ursprungswerks entspricht16 (vgl. Molitor 2015, 27). Die 

Entsendung ist insbesondere seit Beginn der EU-Osterweiterung und damit einher-

gehenden Outsourcing-Prozessen einzelner Arbeitsschritte an günstige, durch Sub-

unternehmen zur Verfügung gestellte Arbeitskräfte eine der primären Beschäfti-

gungsformen im Kontext Arbeitsmigration innerhalb Europas17 (vgl. John 2022, 3). 

Dies geschieht im Zuge der Fragmentierung von Produktionsprozessen, welche ul-

timativ dazu führt, dass der*die einzelne Arbeiter*in primär als flexibel einsetzbare 

                                                            
15 Arbeitssuche ist einer der Möglichkeiten, sich als EU-Bürger*in länger als drei Monate in einem EU-Staat 
aufzuhalten. Andernfalls müssen ausreichend finanzielle Mittel und eine Krankenversicherung oder die Ver-
wandtschaft zu einer bereits im jeweiligen Land ansässigen und berufstätigen Person nachgewiesen werden 
(vgl. Bundesministerium des Inneren und für Heimat, o.J., o.S.). 
16 Sofern überhaupt davon ausgegangen wird, dass diese je zur tatsächlichen Verbesserung der Lebenslagen 
prekär Arbeitender und nicht zur Aufrechterhaltung ökonomischer Produktivität gedacht war.  
17 jene Formen in Betracht gezogen, zu denen offizielle Zahlen existieren. 
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Ware und kaum als Subjekt wahrgenommen wird. So werden jährlich rund eine Mil-

lion Arbeitnehmer*innen nach Deutschland entsandt, von Firmen, die ihren Sitz ent-

weder tatsächlich im Ausland haben, ein Subunternehmen in Deutschland, oder 

Briefkastenfirmen sind, die für ebenjenen Zweck gegründet wurden (vgl. Molitor 

2015, 17). Schätzungen des Europäischen Gewerkschaftsbunds zufolge arbeitet 

jedoch mindestens die Hälfte der so Entsandten nicht unter den Bedingungen, wel-

che sie auf dem Papier unterschrieben haben (vgl. Schulte 2014, 24). Dies ist be-

reits ein erstes Indiz dafür, dass die Richtlinie ihrem theoretischen Anspruch nicht 

gerecht wird.            

Im Gegenteil: sie zeigt, wie Strukturen europäischer Arbeitsmarktpolitik Binnenmig-

rant*innen in prekären Lebenslagen verhaften. Durch sie entstehen legale Möglich-

keiten zur Ausbeutung, da die bestehenden Lücken im System Entsendung von ei-

nem europäischen Gesetzesrahmen umfasst und in den einzelnen Mitgliedsstaaten 

auf Arbeitsverhältnisse angewandt werden (vgl. Molitor 2015, 27). Die Mobilen Ar-

beiter*innen können hierdurch wie eine Ware eingekauft und unter kostengünstigen 

und flexiblen Bedingungen eingesetzt werden (vgl. Birke 2022, 78). Hier zeigt sich, 

wie die rechtlich-institutionelle Dimension der Prekarität (Seifert) sich in den prekä-

ren Beschäftigungsverhältnissen (Birke) manifestiert: Die meisten der Firmen, die 

Arbeitnehmer*innen zum Arbeiten nach Deutschland entsenden, sind Briefkasten-

firmen (vgl. Molitor 2015, 17) mit undurchsichtigen Strukturen, in denen es kaum 

möglich erscheint, eine*n Verantwortliche*n ausfindig zu machen, bzw. in der auch 

diese ständig wechseln (vgl. ebd., 15/ Birner & Dietl 2021, 32). Zwar gibt es theore-

tische Verpflichtungen, die sowohl General- als auch Subunternehmen tragen: so 

haften erstere nach § 14 des Arbeitnehmerentsendegesetzes dafür, dass die bei 

ihnen durch ein Subunternehmen Beschäftigten den Mindestlohn erhalten (vgl. 

ebd.). Dies gilt jedoch nur für das erste Glied der Subunternehmen-Kette, was in 

der heutigen Produktionsweise, in der Ketten mit mehreren Gliedern typisch sind, 

erscheint wie eine Farce (vgl. Schulte 2014, 24).       

Viele Generalunternehmen lassen sich von den Subunternehmen schriftliche Be-

stätigungen darüber geben, dass die Mindestanforderungen erfüllt werden, welche 

jedoch meist unter enormen Druck, falschen Versprechungen oder gar Drohszena-

rien unterschrieben werden (vgl. ebd., 18). Zusätzlich zu dieser Verantwortungsver-

lagerung wissen die Arbeitnehmer*innen meist selbst nicht, unter welchen Bedin-

gungen sie arbeiten, da ihnen Verträge auf Deutsch vorgelegt werden, und sie diese 
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nicht lesen können (vgl. DGB Niedersachsen 2014, 33), oder sie gar ohne Vertrag 

arbeiten (vgl. Molitor 2015, 16). Letzteres Szenario bedeutet Unsicherheit darüber, 

wie viel Lohn ihnen zusteht, was diesbezügliche Beschwerden unwahrscheinlicher 

macht. Dies ist Teil des perfiden Systems des Kostendrückens, welches die Subun-

ternehmen anwenden. Hierzu zählt auch die Beschäftigung unter Werkverträgen: 

Durch die europäische Niederlassungsfreiheit ist es EU-Bürger*innen erlaubt, über-

all in der EU ein Gewerbe anzumelden. Sie sind dann formal selbstständig und die 

Arbeitgeber*innen tragen keine Verantwortung für finanzielle Abgaben. Die Arbei-

ter*innen selbst wissen oft nicht um den Status ihrer Beschäftigung, oder können 

aufgrund von mangelhaften Sprach- und Rechtskenntnissen nicht dagegen vorge-

hen (vgl. Schreiner 2014, 19ff.). Die Konsequenzen dieser Anstellung werden ihnen 

oft erst bewusst, wenn sie z.B. einen Arbeitsunfall haben und weder Behandlungs-

kosten, noch Lohnfortzahlungen übernommen, oder sie im schlimmsten Fall sogar 

entlassen werden (vgl. Birner & Dietl 2021, 20).       

Aber auch außerhalb von Werkverträgen hat die Beschäftigung über Entsendung 

weitreichende Konsequenzen: bei Beschäftigungen unter 24 Monaten sieht das EU-

Recht vor, dass Abgaben für die Sozialversicherung von Arbeitgeber*innen im Hei-

matland geleistet werden. Um dies zu bestätigen braucht es einzig das sogenannte 

A1-Formular, welches jedoch nur aussagt, dass jemand sozialversichert ist, nicht, 

ob auch Beiträge gezahlt werden. So passiert es mitunter, dass Subunternehmen 

(ohne das Wissen der Angestellten) keine Abgaben für ihre Beschäftigten leisten, 

oder diese auf Basis eines viel niedrigeren Lohns geleistet werden, als ursprünglich 

vereinbart, was zu mangelhafter sozialer Absicherung führt (vgl. Molitor 2015, 20). 

Auch wird die Information darüber, dass Arbeitnehmer*innen sich bei einer Beschäf-

tigung, die mehr als zwei Jahre andauert, im Land der Beschäftigung versichern 

können, oft nicht weitergegeben, oder dies wird umgangen, indem sie kurz vor Ab-

lauf des Zeitraums über eine andere Firma entsandt werden (vgl. ebd.). Regelmäßig 

werden außerdem gesetzliche Arbeitszeiten einzig dadurch eingehalten, dass die 

Stundenzahl auf Lohnzetteln nachträglich angepasst wird (vgl. Sepsi & Szot 2022, 

8), oder nach Stückzahl bezahlt wird, wie es häufig in Landwirtschaft und Fleischin-

dustrie der Fall ist (vgl. Molitor 2015, 9). Viele der Rahmenbedingungen der prekä-

ren Beschäftigungsverhältnisse basieren auf Absprachen „zwischen Regeln und In-

formalität“ (Birke 2022, 180). Dies umfasst auch Fälle, in denen Arbeiter*innen Auf-
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hebungsverträge oder Verzichterklärungen aufgezwungen werden, welche die Ar-

beitgeber*innen im Falle einer Kündigung, eines Arbeitsunfalles oder anderen Sze-

narien, in denen diese Zahlungen zu leisten hätten, eben hiervor schützt, bzw. die 

Verantwortung hin zu den Arbeitnehmer*innen verlagert (vgl. Molitor 2015, 16). Ein 

solches Vorgehen ist ebenso unrechtmäßig, wie das Abziehen der Unterkunfts- und 

Verpflegungskosten vom Lohn, sowie der ausbleibenden Bezahlung für Arbeitsklei-

dung, bzw. der nötigen Zeit, diese an- und abzulegen. Dennoch sind dies bis zur 

kürzlichen Einführung des ArbSchKG gängige Vorgehensweisen in vielen der pre-

kären Arbeitssektoren gewesen (vgl. Molitor 2015, 5/ Birner & Dietl 2021, 31;39). 

Diese Umgehungen geltenden Rechts werden zunächst kaum kontrolliert und wenn 

es doch zur Kontrolle durch die Behörden kommt, so haben diese kaum eine Hand-

habe, wenn die Angestellten selbst nicht gegen ihre Arbeitgeber*innen aussagen, 

was aber aufgrund der hohen monetären Abhängigkeit und des Systems der Über-

wachung in den prekären Anstellungsverhältnissen, sowie der Sorge, bei Arbeits-

platzverlust durch alle sozialen Sicherungsnetze zu fallen, selten vorkommt (vgl. 

Molitor 2015, 2/22ff.). Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) welche in Deutsch-

land für die Kontrolle der Betriebe zuständig ist, fungiert darüber hinaus in erster 

Linie als Instanz zur Steuer- und Sozialabgaben-Eintreibung – die Hilfe für prekär 

Angestellte liegt nicht in ihrem Verantwortungsbereich (vgl. Molitor 2015, 22). Auch 

die Tatsache, dass sich die Aufdeckung illegaler Beschäftigungsverhältnisse in 

nächster Konsequenz in Form von Kündigungen, Kostenverschiebung und rechtli-

chen Verfahren eher negativ auf die Beschäftigten, als auf die Unternehmen aus-

wirkt (vgl. ebd., 2f.) dürfte gerade für Personen, die sich ohnehin mit Fragen rund 

um Aufenthalt, Arbeitserlaubnis und damit verknüpftem Behördenkontakt konfron-

tiert sehen, dazu beitragen, dass sie sich seltener an die FKS wenden: wenn das 

Vertrauen in Behörden durch biographische Erfahrungen ohnehin gesunken ist und 

dazu ein nicht vorhersehbares Risiko mit der Meldung prekärer Arbeitsverhältnisse 

einhergeht, scheint dies nicht sonderlich attraktiv.         

All diese Mechanismen der Prekarisierung, welche auf Grundlage der Entsende-

richtlinie umgesetzt werden, haben der neogramscianischen Logik folgend das Ziel, 

den Arbeiter*innen das Gefühl der Vereinzelung zu vermitteln und hierdurch Macht 

über sie auszuüben, um sie als mobile Arbeitskräfte nutzbar zu halten. Zwar sind 

die meisten der Arbeitsmigrant*innen von prekären Arbeitsverhältnissen betroffen, 

was die Basis für einen gemeinsamen Arbeitskampf begründen könnte. Durch die 
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im vorigen Absatz genannten „Regeln der Informalität“ (Birke 2022, 180) wird ihnen 

jedoch das Gefühl gegeben, mit ihrem Kampf allein und abhängig von ihren Vorge-

setzten zu sein, sowie keine diesbezügliche Handlungsmacht zu besitzen: So wird 

bspw. durch die hohe Mitarbeiter*innenfluktuation verhindert, dass sich eine solide 

Angestelltenbasis für einen Betriebsrat bilden kann, gewerkschaftliches Engage-

ment wird von Sub- und Generalunternehmern sanktioniert und verboten (vgl. DGB 

Faire Mobilität a) 2022, 20f./ Sepsi & Szot 2022, 10). Da jede*r Einzelne extrem auf 

den Lohn angewiesen ist und Arbeitgeber*innen durch die teils unklaren Anstel-

lungsverhältnisse die Macht über Angestellte zu haben scheinen, sinkt die Wahr-

scheinlichkeit, sich gewerkschaftlich zu organisieren, zusätzlich. Die mobilen Arbeit-

nehmer*innen haben hierzulande abgesehen von den Gewerkschaften kaum eine 

Lobby, diese sind wiederum auf Mitgliedschaften angewiesen, um sich für bessere 

Arbeitsbedingungen einsetzen zu können.       

Die Verhinderung der gewerkschaftlich-solidarischen Organisation durch die Rah-

menbedingungen der Beschäftigung ist ein Instrument der Herrschenden, den He-

gemonieerhalt der ökonomischen Ausnutzung dieser Zielgruppe zu reglementieren: 

Wenn jede*r Arbeiter*in sich nur als einzelnes Glied in der Wertschöpfungskette 

wahrnimmt und vor dem Hintergrund sich verfestigender Ungleichheitsverhältnisse 

unter sozioökonomischem Druck steht, den Arbeitsplatz nicht verlieren zu können, 

ist die Gefahr der radikalen Veränderung der Verhältnisse vonseiten der arbeiten-

den Basis scheinbar gebannt. Die Arbeiter*innen werden indoktriniert, indem ihnen 

gespiegelt wird, dass die ihnen zuteilwerdenden ungleichen Lebenschancen nicht 

veränderbar sind und sie nur durch die Anpassung an das System der Differenzie-

rung in diesem bestehen könnten. Hierin zeigt sich die Gramscianische These von 

Hegemonie= Zwang+ Konsens (vgl. Gramsci 1996, 1610), denn dadurch, dass die 

Subalternen sich dem System der Ausbeutung fügen, kann dieses fortbestehen, 

aber gleichzeitig brauch es für diese Zustimmung den ökonomischen Zwang. Wenn-

gleich dies innerhalb der EU stets unter dem Vorzeichen der Freiwilligkeit und Frei-

zügigkeit geschieht, sind es in erster Linie die extremen sozioökonomischen Un-

gleichheiten, die dazu führen, dass Menschen in Zwangslagen versetzt werden, in 

denen sie ihre Arbeitskraft zu schlechten Bedingungen verkaufen müssen (vgl. 

Aschauer 2017, 140;168).          

Neben der Vereinzelung und ökonomischen Abhängigkeit sind es auch Mechanis-

men im unmittelbaren Nahraum der Arbeiter*innen, welche diese in prekären Lagen 
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verhaften: Die Beschäftigten sind in Wohnungen untergebracht, die zwar nicht direkt 

durch die Unternehmen, meist aber über durch diese beauftragte Dritte vermittelt 

werden (vgl. Birke 2022, 241). Dort leben sie in desolaten Zuständen und auf extrem 

engem Raum zusammen, die Kosten für die Unterbringung sind unverhältnismäßig 

hoch und werden direkt vom Lohn einbehalten (vgl. Molitor 2015, 5/BMAS 2020, 

o.S.). Zusätzlich dazu, dass der von Unternehmen zur Verfügung gestellte Wohn-

raum in einem schlechten, mitunter gesundheitsschädlichen Zustand ist, wird durch 

diesen Zusammenhang ein extremes Machtgefälle hergestellt: Die Arbeiter*innen 

sind hierdurch noch auf einer weiteren Ebene abhängig von den Arbeitgeber*innen, 

denn ein Verlust des Arbeitsverhältnisses ist nicht selten mit einem Verlust des 

Wohnraums und resultierender Wohnungslosigkeit verbunden (vgl. Birke 2022, 

241). Hier zeigt sich die von Birke als  dreifache Prekarisierung bezeichnete Schnitt-

menge aus Arbeitsverhältnissen, Wohnverhältnissen und Aufenthaltsstatus18 (vgl. 

ebd., 191). Verlust des Wohnraums kann zur Wohnungslosigkeit führen, da die Ar-

beiter*innen nur für kürzere Zeiträume in Deutschland leben, also kaum ein soziales 

Netz haben und auf dem Wohnungsmarkt durch strukturellen Rassismus oft nur 

sehr begrenzte Chancen haben (vgl. Steckelberg 2018, 42). Wohnungslosigkeit 

wiederum stellt sich für mobile EU-Bürger*inne als besonders schwerwiegend dar, 

denn obwohl ein steigender Anteil der Wohnungslosen in Deutschland Zuwande-

rer*innen sind (2013 rund 50 %, siehe BAG WLH 2013, 1), ist der Zugang zu Hil-

festrukturen für die Zielgruppe extrem beschränkt (vgl. ebd.).     

Durch die Verortung des Wohnraums auf dem Fabrikgelände, fernab der restlichen 

Bevölkerung, wird die Segregation der Arbeiter*innen von der Mehrheitsgesellschaft 

und damit der Ausbau ihrer ökonomischen Nutzbarkeit vorangetrieben: sie haben 

so kaum die Möglichkeit, durch Austausch mit Einheimischen Deutsch zu lernen, 

was eine wichtige Ressource wäre, um sich für faire Arbeitsbedingungen einzuset-

zen. Sie haben keine Zeit, um soziale Beziehungen zu knüpfen, der Kontakt zu Ein-

heimischen wird von Arbeitgeber*innenseite häufig streng unterbunden (vgl. Birner 

& Dietl 2021, 77) und innerhalb der Belegschaft auf rassistischen Narrativen basie-

rende Gruppen- und Lagerbildung vorangetrieben (vgl. Birke 2022, 154). Auch diese 

wird nach Birner und Dietl zum „[…] Hemmschuh für eine gemeinsame, kollektive 

Organisierung“ (2021, 81).          

                                                            
18 Wobei letzterer bei EU-Bürger*innen nur bedingt eingeschränkt werden kann.  
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Neben der Vermeidung von gemeinschaftlicher Organisierung hat dies auch die so-

ziale Isolation der Arbeitenden zur Folge, werden diese also in der sozial-kommuni-

kativen Prekarität (Seifert) verhaftet. Durch das Abnehmen ihrer Pässe bei Ankunft, 

die Installation von Kameras und Anwesenheit von Wachpersonal auf dem Gelände 

(vgl. ebd., 40) wird die Bewegungsfreiheit der Arbeiter*innen aktiv eingeschränkt 

und das Machtgefälle zwischen ihnen und den (Sub-)Unternehmen verstärkt. Die 

Gesamtheit dieser Maßnahmen begründet „[…] ein Geschäft, das die Macht- und 

Eigentumsverhältnisse vor Ort stabilisiert und erheblich zur gesellschaftlichen Seg-

regation im Sinne einer sozial-räumlichen Zonierung beiträgt.“ (Birke 2022, 241). 

Die zuvor beschriebenen Schnittstellen von prekären Arbeits- und Wohnverhältnis-

sen und deren Auswirkungen auf das Sozialleben der Arbeiter*innen deuten bereits 

an, wie intersektional die prekären Lebensrealitäten der Betroffenen sind: Die Be-

nachteiligungslagen treten nicht getrennt voneinander auf, sondern wirken sich im 

Gegenteil verstärkend aufeinander aus. Birke bezeichnet dies als „multiple Prekari-

tät“ (ebd., 348), und schreibt, diese sei „eine Form, die jene Unfreiheit ständig neu 

hervorbringt, von der bereits bei Marx mitunter nur noch implizit die Rede war […] 

Unfreiheit ist auch ein Motor, der Verwertung ständig anzutreiben vermag“ (ebd.). 

Durch die Rahmenbedingungen multipler Prekarität wird also Unfreiheit (re-)produ-

ziert, welche die Individuen in ökonomische Zwangslagen bringt, die sie wiederum 

dazu zwingen, sich in prekäre Arbeitsverhältnisse zu begeben.    

Die unzureichenden und auf Unfreiheit basierenden Zustände zeigen sich neben 

den zuvor beschriebenen Bereichen des Wohnens und der Sozialkontakte vor allem 

in der Gesundheitsversorgung: die hierzu existierenden europäischen Rahmen-

werke sind lückenhaft und dazu prädestiniert, dass Menschen durch das System 

fallen. So sind Beschäftigungen von bis zu 90 Tagen im Kalenderjahr für Arbeitge-

ber*innen nicht sozialversicherungspflichtig (vgl. Birner & Dietl 2021, 40). Dies stei-

gert einerseits die Attraktivität kurzfristiger Beschäftigung, und beeinflusst anderer-

seits die ohnehin mangelhafte Gesundheitsversorgung der Beschäftigten, denn 

auch, wenn diese auf dem Papier durch die europäische Krankenversicherung ab-

gesichert sind (sofern vorhanden), greift diese nur in den seltensten Fällen: Ärzt*in-

nen behandeln oft nur gegen Vorkasse, aus Angst, auf den Kosten sitzen zu bleiben 

(vgl. ebd., 11). Diese können sich die meisten der prekär Beschäftigten wegen zu 

niedrigem Einkommen jedoch nicht leisten. Hinzu kommt, dass der auf den Arbeit-

nehmer*innen lastende Druck und die Angst vor der Kündigung als Konsequenz für 
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Krankmeldungen die Hemmschwelle, Krankheiten oder Arbeitsunfälle zu melden, 

erhöht (vgl. ebd., 40). Durch Überwachung und Drohszenarien, indem sie bspw. 

zum Arzt begleitet werden, um Krankschreibungen zu verhindern (vgl. ebd.) wird 

die Sorge um die eigene Gesundheit zu einem nicht-tragbaren Risiko des Arbeits-

verlustes, weshalb viele Binnenmigrant*innen Krankheiten und Verletzungen nicht 

auskurieren (was mitunter zu chronisch werdenden Erkrankungen führen kann). In-

teressant ist an dieser Stelle auch zu erwähnen, dass die deutsche Regierung wäh-

rend der Pandemie nicht etwa zusätzliche Maßnahmen zum gesundheitlichen 

Schutz der mobilen Beschäftigten verabschiedete, sondern im Gegenteil durch Ver-

längerung des sozialversicherungsfreien Zeitraumes vermutlich eher noch zur Ver-

schärfung ihrer Vulnerabilität beitrug (vgl. ebd., 41). Hier zeigt sich erneut, dass die 

gesetzlichen Rahmenwerke in der Praxis eher dazu führen, dass Menschen in pre-

kären Lebenslagen verbleiben, als dass diese aufgelöst würden. Dies trifft auch auf 

die Auflagen der Entsenderichtlinie zu Höchstarbeitszeiten zu: wenn diese einge-

halten werden müssen, sich aber nichts an der Ursprungsproblematik von zu viel 

Arbeit für zu wenig Personal verändert, verstärkt sich das ohnehin extrem hohe Ar-

beitstempo, wodurch Unfälle umso wahrscheinlicher werden, für die den Verletzten 

oft selbst die Verantwortung zugeschrieben wird (vgl. Birke 2022, 113). Birke nennt 

diese Verkettung „Delegation der Verantwortung für Produktionserfolg und Gesund-

heitsschutz ‚nach unten‘“ (ebd., 217).            

Neben der verstärkten Vulnerabilität der Gesundheit europäischer Binnenmig-

rant*innen sind diese auch was ihren monetären Status und damit verknüpft die 

eigene Zukunftsplanung anbelangt, extrem von Unsicherheit geprägt: Durch die in 

den vorangegangenen Abschnitten beschriebenen extrem niedrigen Löhne, die 

zwar auf dem Papier am Mindestlohn orientiert sind, in der Realität der prekären 

Arbeit jedoch meist nicht erreicht werden, weil regelmäßig mehr gearbeitet wird, 

Lohnzettel gefälscht oder Dinge wie Unterkunft, Schutzkleidung etc. direkt vom 

Lohn abgezogen werden (vgl. ebd., 113/ Molitor 2015, 21;5), wird nicht genug Geld 

verdient, um die durch das (temporäre) Migrieren nach Deutschland erhoffte finan-

zielle Aufwärtsmobilität zu erlangen. Die materiell-reproduktive Dimension (Seifert), 

also ein existenzsicherndes Einkommen, ist daher häufig nicht gegeben. Die hohe 

finanzielle Abhängigkeit mobiler Migrant*innen, bedingt durch noch schlechtere Be-

dingungen in ihren Heimatländern, führt jedoch zur Akzeptanz solcher Arbeitsver-

hältnisse und damit zur Aufrechterhaltung des Systems der Ausbeutung. Diese 
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Nutzbarmachung von Wanderarbeiter*innen vollzog sich dem Diskurs zufolge mit 

der „Durchsetzung neoliberaler Herrschaft in Europa durch eine Verschiebung der 

gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse zugunsten des global orientierten Industrie- 

und Finanzkapitals“ (Bohle 2006, 205). Die zunehmende Wettbewerbszentrierung 

beschrieb einen „qualitativen Bruch in der Ausrichtung und Form der europäischen 

Integration seit Mitte der 1980er Jahre“ (ebd.), welcher dazu führte, dass günstige 

Arbeitskraft im Allgemeinen und migrantische im Speziellen, eine neue Bedeutung 

bekamen: Um bei globalen wirtschaftlichen Machtkämpfen mitzuhalten, ohne 

gleichzeitig die eigene Einheit zu sehr durch das Einbinden von Drittstaatenange-

hörigen zu gefährden, brauchte die EU jene günstigen Arbeitskräfte. Der Fachdis-

kurs um Wanderarbeit in der EU besagt, dass zur Aufrechterhaltung dieses Zu-

stands die Unterschiede zwischen West und (Süd-)Osteuropa seit Jahrzehnten ver-

stärkt werden, anstatt dass ihnen entgegengewirkt wird. Ungleiche Lebenslagen 

werden so bewusst dafür genutzt, einzelne für prekäre Arbeit einsetzen zu können 

(vgl. Birner & Dietl 2021, 14). Die extremen Lohnunterschiede zwischen den Län-

dern führen dazu, dass qualifiziertes Personal in Deutschland in prekären Arbeits-

feldern tätig ist, da sich so mehr verdienen lässt, als im Heimatland in der erlernten 

Profession (vgl. Treibel 2003, 59). So führt die europäische Integration nicht etwa 

zu gleichen Lebenschancen für alle Europäer*innen, sondern zum wirtschaftlichen 

Machterhalt der Herrschenden:  

Die europäische Integration scheint nämlich in erster Linie die Chancen jener zu steigern, die 

mit hohem ökonomischem und sozialen Kapital ausgestattet sind und die Vorzüge der europäi-

schen Vernetzung nutzen können, während die weitgehend ortsgebundene Mehrheit auf die 

schrumpfenden nationalen Arbeitsmärkte und auf einen ideologisch und budgetär geschwächten 

Sozialstaat angewiesen bleibt (Aschauer 2017, 140) 

Aus dieser ungleichen Chancenverteilung resultieren Bedarfslagen, die darin mün-

den, dass Menschen in prekären Arbeits- und Lebensverhältnissen verhaftet wer-

den. Dabei ist dies kein unliebsamer Nebeneffekt, sondern gehört zum Grundgerüst 

der EU: es muss immer Gruppen geben, die sich für den Wohlstand der Anderen 

ausnutzen lassen (vgl. Birke 2022, 133f.;168ff.). Dörre spricht hier von einer 

„Schichtung der Prekarisierung“ (2013, 39): Prekäre Arbeit, die nicht in Länder des 

Globalen Südens externalisiert werden kann, wird ausgelagert auf Mitglieder der 

Staatengemeinschaft, die zwar theoretisch dieselben Rechte haben, faktisch aber 

weiter unten in der Hierarchie stehen und daher informellen Zwängen unterliegen, 

die sie in prekären Lebenslagen verhaften (vgl. ebd.). In dieses Machtgefälle spielt 
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auch hinein, dass gewisse Rechte, die eigentlich für alle EU-Bürger*innen gleicher-

maßen gelten sollten, an Erwerbstätigkeit geknüpft sind, so z.B. Lohnersatzleistun-

gen oder die dauerhafte Garantie der Freizügigkeit (vgl. Carstensen et al. 2018, 

261f). Die bestehenden Ungleichheiten in Kombination mit diesen rechtlichen Rah-

mungen führen dazu, dass die Subalternen diese Arbeitsverhältnisse nicht ableh-

nen können.            

Mit den niedrigen Löhnen und unsicheren Beschäftigungsverhältnissen geht auch 

eine „Mangelnde Planbarkeit des eigenen Lebens“ (Birke 2022, 245/ Dörre 2005, 

253) einher: es kann keine sichere Aussage über die eigene Zukunft, geschweige 

denn finanzielle Investitionen gemacht werden. Dies verhaftet Menschen langfristig 

in ihren Lebenslagen und ihnen wird damit der Raum zur subjektiven Selbstentfal-

tung genommen; es wird verhindert, dass sie über die ihnen zugewiesenen Lebens-

chancen hinausdenken und sich wohlmöglich nicht länger mit den prekären Arbei-

ten abfinden, die sie aktuell verrichten (vgl. Bourdieu 1998, 108). Dies geht mit dem 

gramscianischen Hegemonieverständnis einher, welches Horn wie folgt analysiert: 

„Ein Politikverständnis, in dem Handlungsmöglichkeiten vor allem hegemonialen 

gesellschaftlichen Gruppen vorbehalten sind, da subalterne Gruppen durch struktu-

rell asymmetrische Verhältnisse gebunden sind und Dissens inkorporiert werden 

kann“ (Horn 2011, 207f.). Indem also Verhältnisse der Ungleichheit, die in der EU 

herrschen, aufrechterhalten werden, gibt es immer die Gruppe der Subalternen, 

welche jene prekären Arbeiten erledigen und die vom Aufbegehren gegen diesen 

Status quo ausgeschlossen sind, da ihnen kaum Handlungsmöglichkeiten zuge-

schrieben werden.                    

Ein weiterer Aspekt dieser Reproduktion ökonomischer Nutzbarkeit zeigt sich in der 

ebenfalls von Seifert beschriebenen Status- und arbeitsinhaltlichen Dimension: Die 

meisten der prekär Arbeitenden EU-Binnenmigrant*innen führen Tätigkeiten aus, 

die zwar überaus systemrelevant sind, weil sie maßgeblich zum Wohlstand der 

deutschen Wirtschaft beitragen, für die sie aber wenig oder keine soziale Anerken-

nung (vgl. Seifert 2009, 37) erhalten, weil sie in der Peripherie der öffentlichen 

Wahrnehmung verortet sind. Den meist eher monotonen Tätigkeiten, die gleichzei-

tig mit extremer körperlicher Anstrengung und einem hohen Verletzungsrisiko ver-

knüpft sind, haftet in der Tendenz ein „systematischer Sinnverlust“ (Seifert 2009, 

37) an, der den Arbeiter*innen das Gefühl vermittelt, sie seien austauschbar, ihre 
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Arbeit irrelevant und die Abhängigkeit einseitig. Dies ist ebenso Teil des ökonomi-

schen Machterhalts, denn: Wer für die eigene Arbeit nie Anerkennung erfährt, wird 

sich eher mit dem ihm zugewiesenen Status abfinden und dementsprechend nicht 

aufbegehren, denn das Bewusstsein „Teil einer bestimmten hegemonischen Kraft 

zu sein“ (Gramsci 1994, 1384) ist Grundvoraussetzung, um gegen die Reproduktion 

ebenjener hegemonialen Verhältnisse aufzubegehren.             

Aus der Praxis der Arbeitnehmer*innenberatung kommt Kritik an der  Entsendericht-

linie primär dazu, dass durch sie zu vielen verschiedenen Interessen Geltung ver-

liehen werden solle (vgl. Schulte 2014, 24): Durch die Entsenderichtlinie wird eine 

Vielzahl an Kriterien festgelegt, welche eine Beschäftigung als Entsendung qualifi-

zieren. Träfen diese nicht zu, so würde die Entsenderichtlinie nicht greifen um Ar-

beitnehmer*innen zu schützen und stattdessen das Recht des Entsendelandes gel-

ten (vgl. ebd.). Nationalen Praktiken, welche teilweise seit Jahrzehnten funktionie-

ren und zumindest ein Mindestmaß an sozialer Absicherung garantieren, wird so 

mitunter die rechtliche Basis entzogen und es werden eher die Unternehmen, die 

von der Entsendung profitieren, als die Entsendeten selbst geschützt (vgl. ebd., 

25/Molitor 2015, 27). Weiterhin existiert bislang keine einheitliche Kontroll- und Be-

schwerdestelle, weder auf europäischer, noch auf deutscher Ebene. In Deutschland 

ist die Finanzkontrolle Schwarzarbeit für die Überwachung der Betriebe zuständig. 

Jedoch widmet sich diese primär dem deutschen Staat durch unrechtmäßige Be-

schäftigungsformen entgangenen Steuern und hat kaum ein Interesse, bzw. eine 

Handhabe, wenn es um die Rechte der einzelnen Arbeiter*innen geht (vgl. Molitor 

2015, 22f./ Birner & Dietl 2021, 74). Inzwischen existieren mit dem DGB-Projekt 

Faire Mobilität zwar bundesweit einige Beratungsstellen, welche seit 2011 auch vom 

Bund gefördert werden (vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2018, o.S). 

Entstanden sind diese jedoch aus gewerkschaftlicher Initiative, eine staatliche In-

stanz, die dafür eintritt, dass die Rechte von Binnenmigrant*innen gewahrt werden, 

gibt es bislang nicht. Dies ist ein klares Indiz dafür, wie gemeinschaftliche europäi-

sche Rahmenwerke nicht immer zur Verbesserung der Lebenslagen prekär Be-

schäftigter beitragen müssen, sondern, wenn sie zu kurz gedacht sind und nicht an 

deren Lebensrealität ausgerichtet werden, auch zur Reproduktion ebenjener Be-

nachteiligungslagen beitragen können.        

Demgegenüber entbehrt es nicht einer gewissen Ironie, dass europäische Unter-

nehmen, die sich in Deutschland niederlassen, sehr wohl beraten und unterstützt 
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werden (vgl. Tölle 2014, 3). Es liegt nahe, den ökonomischen Machterhalt der Bun-

desrepublik, welcher sich zu einem großen Teil aus migrantischer Arbeitskraft und 

dem durch das Migrationsregime entstandenen Niedriglohnsektor speist, als Grund 

hierfür zu nennen. Dies knüpft an Birner und Dietl an, die feststellen:  

Die europäische Entsenderichtlinie […] hat nicht zum Ziel, gleiche Arbeits- und Lohn-
bedingungen zu schaffen oder die Wanderarbeiter*innen zu schützen, sondern soll die 
stetige Zufuhr billiger Arbeitskräfte von Osteuropa in die Zentren der europäischen Öko-
nomie regeln. (2021, 72)    

Die Entsenderichtlinie scheint also vor allem eins zu bezwecken: den Erhalt der 

ökonomischen Akkumulation, welche stark von migrantischer Arbeitskraft abhängig 

ist. Im Sinne fragmentierter Produktionsverhältnisse und der damit verknüpften mig-

rantischen Arbeitsteilung (vgl. Birke 2022, 55) wird argumentiert, es sei im heutigen 

europäischen Wirtschaftssystem unumgänglich, den freien Austausch von Waren 

und Dienstleistungen zu ermöglichen (vgl. EU Parlament 2023, 1). Mit dem Festle-

gen der Richtlinie und deren Überarbeitung wird diesem Vorgang der Anschein von 

Veränderung und der Priorisierung von fairer Mobilität gegenüber uneingeschränk-

tem ökonomischen Fortschritt gegeben. Tatsächlich besteht jedoch kein Interesse 

vonseiten des Staatenbundes, etwas grundlegend an den Verhältnissen zu verän-

dern, denn die bestehende Ordnung garantiert den wirtschaftlichen Machterhalt.   

Mit der neoliberalen Diskursverschiebung, die sich mit der Entsenderichtlinie auch 

in einem rechtlichen Rahmenwerk vollzieht, begründet sich die Basis für ausbeute-

rische Verhältnisse ständig neu, ohne dass es einen gesellschaftlichen Aufschrei 

darüber gäbe, wie sozio-ökonomisch abhängige Europäer*innen nutzbar gemacht 

werden, um Arbeit zu erledigen, die hierzulande niemand machen möchte. Ihnen 

wird durch rassistische Einteilungen zugeschrieben, sie würden diese Form von 

prekärer Arbeit freiwillig machen und seien eben einfach besser dafür geeignet als 

deutsche Staatsbürger*innen (vgl. DGB 2014, 37). Hiermit vollzieht sich eine Natu-

ralisierung rassistischer Ausbeutung, die den Arbeitenden einerseits aufgezwun-

gen, andererseits aber auch von ihnen reproduziert wird. So schreibt Birke: „Die 

Teilung migrantischer Arbeit in unterschiedliche Segmente ist dabei sowohl Resultat 

als auch Voraussetzung von ‚normalen‘ Prozessen der Inwertsetzung“ (Birke 2022, 

348). Dadurch, dass bestimmte migrantische Gruppen mit bestimmten Narrativen 

belegt werden, bleibt ihnen (zusätzlich zu den ohnehin prekären Rahmenbedingun-

gen) kaum eine andere Wahl, als diejenige Arbeit anzunehmen, die ihnen angebo-

ten wird, sei sie noch so dreckig und gefährlich (vgl. Reichenbach 2018, 44ff.). Auch 
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die Narrative um die vermeintliche Ausnutzung der Sozialsysteme, bzw. deren 

Wahrnehmung als „problematische Armutsmigration“ (Diakonie Hamburg 2020, 1) 

im Zuge der EU-Osterweiterung (vgl. Carstensen et al. 2018, 260) und die daraufhin 

eingesetzten Übergangsregeln zur Freizügigkeit der entsprechenden Gruppen ver-

orten sich innerhalb dieses Kontinuums ökonomischer Ausbeutung migrantischer 

Arbeitskräfte. Ebenso wie die 2016 eingeführte Regelung, dass EU-Bürger*innen, 

die >6 Monate erfolglos und ohne Aussicht auf Erfolg Arbeit suchen, die Freizügig-

keit aberkannt werden kann, sofern sie keine der anderen Voraussetzungen für ei-

nen Aufenthalt über drei Monaten erfüllen (vgl. ebd., 261)19.     

Während der Beschäftigungsstatus der mobilen EU-Bürger*innen also sehr hohe 

Relevanz für Staat und Kapital hat, scheinen die prekären Bedingungen, unter de-

nen sie arbeiten, erst relevant zu werden, wenn sie die deutsche Mehrheitsbevöl-

kerung tangieren: So waren die Anfang 2020 mit der Covid-19 Pandemie bekannt-

gewordenen katastrophalen Umstände in einigen der Fabriken zwar der offizielle 

Auslöser für die Einführung des ArbSchKG, es drängt sich jedoch die Annahme auf, 

dass es hierbei nicht vornehmlich um den Schutz der prekär Arbeitenden ging, denn 

Politiker*innen der Union unterhalten gute Verbindungen in die Fleischproduktion 

(vgl. Keuchel & Verfürden 2020, o.S.) und waren sich der Arbeits- und Lebensbe-

dingungen prekär Beschäftigter vermutlich bereits zuvor bewusst. Vielmehr scheint 

die plötzlich realistisch gewordene Gefahr einer Bedrohung von Mehrheitsgesell-

schaft und wirtschaftlichem Wohlstand, die durch Massenausbrüche in den Fabri-

ken riskiert wurde, Grund für die entsprechenden Anpassungen gewesen zu sein 

(vgl. Birner & Dietl 2021, 35). Während dieser Gefahr mit massiven Einschränkun-

gen der Bewegungsfreiheit, auch innerhalb der Produktionsstätten, begegnet 

wurde, musste die Arbeit auch während einer Quarantäne fortgeführt werden (vgl. 

ebd., 36): das Fortbestehen der wirtschaftlichen Leistung wurde auch hier wieder 

gegenüber dem Wohlergehen der Arbeiter*innen priorisiert.      

Die rechtlichen Rahmenwerke, welche die Reproduktion des Ungleichgewichts ab-

sichern, sind erzeugt durch den europäischen Konstitutionalismus: sie legen euro-

paweit geltende Richtlinien fest, die in den einzelnen Mitgliedsstaaten umgesetzt 

                                                            
19 Regulär dürfen sich EU Bürger*innen bis zu drei Monaten in der EU aufhalten, ohne eine Anstellung oder 
ausreichend finanzielle Mittel nachweisen zu können (Dawid & Heitzmann 2015, 145f.). 
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werden und sich so auf die nationale Politik auswirken. Die einzelnen Staaten, ins-

besondere jene zuletzt beigetretenen osteuropäischen, unterliegen dadurch einem 

hohen Anpassungsdruck und müssen Änderungen umsetzen, die sich mitunter ver-

stärkend auf die ohnehin bestehenden Ungleichheiten auswirken können (vgl. 

Knodt & Stoiber 2007, 91f.). Hierdurch wird wiederum der Druck, der Menschen zur 

(Pendel-)Migration zwingt, erhöht (Birner & Dietl 2021, 19). Der Konstitutionalismus 

ist das Instrument, welches zur Fortschreibung der Neoliberalisierung des europäi-

schen Wirtschaftsraumes dient, als „neue europäische Governance-Struktur, die 

den neoliberalen Umbau politisch-rechtlich absichert (vgl. Bohle 2006, 202f.). Indem 

also durch den Rahmen europäischer Governance die entsprechenden Vorausset-

zungen geschaffen werden, können die zunehmende Relevanz von Wirtschafts-

kraft, Erwerbstätigkeit und die Ausbeutung prekärer Arbeitskraft gerechtfertigt wer-

den.              

Weiterhin wird durch die konstitutionellen Zugeständnisse, wie Veränderungen an 

der Entsenderichtlinie oder die Einführung des ArbSchKG ein Einverleiben potenzi-

ell transformativ wirkender Kräfte vollzogen: defacto beinhalten sie keine radikalen 

Veränderungen der Zustände, haben aber eine positive Außenwirkung. Es wird 

durch jene kleinen Zugeständnisse im Sinne des hegemonialen Machterhalts ver-

hindert, dass grundlegende Unzufriedenheit innerhalb der Subalternen entsteht, 

welche dazu führen könnte, dass diese sich tatsächlich in Form von Gewerkschaf-

ten zusammentun und eine Veränderung der Verhältnisse einfordern (vgl. Gramsci 

1991a, 101f./Gramsci 1998,1947). In letzter Konsequenz bedeutet auch dies wieder 

die Reproduktion des Status quo und das Weiterbestehen prekärer Lebensrealitä-

ten.    

7.2.2 Die Missstände auflösen mit dem Arbeitsschutzkontrollgesetz: welche Wir-

kung zeigt es, welche Lücken bestehen weiterhin? 

Eine konstitutionelle Maßnahme markiert auch das Ende 2020 eingeführte Arbeits-

schutzkontrollgesetz (ArbSchKG). Es wurde anknüpfend an den Mangel funktionie-

render Kontrollmechanismen, welche die Einhaltung von Mindeststandards in der 

Arbeitnehmer*innenentsendung sichern sollten, sowie vor dem zusätzlich ver-

schärften Hintergrund der im Zuge der Covid-19-Pandemie bekanntgewordenen mi-

serablen Zustände, vor allem in der Fleischindustrie, eingeführt20 (vgl. Birke 2022, 

                                                            
20 Zunächst wurde jedoch im Kontext der Pandemie die Produktion in den Fleischfabriken als „systemrele-
vant“ eingestuft, was dazu führte, dass die extrem prekären, gesundheitsgefährdenden Bedingungen, die in 
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253). Wie wird das hierdurch geschaffene Mehr an Kontrolle von Gewerkschaft-

ler*innen und anderen mit der Zielgruppe Beschäftigten wahrgenommen? Ist es an 

der Lebensrealität prekär Arbeitender ausgerichtet und hat es tatsächliche Verbes-

serungen für diese gebracht? Und: (wie) werden die Maßnahmen umgesetzt? Diese 

Fragen werden im Folgenden beantwortet und das ArbSchKG im Kontext system-

erhaltender affirmativer Maßnahmen untersucht.         

Auf die im vorangegangenen Unterkapitel beschriebenen Missstände in vielen der 

prekären Arbeitssektoren, insbesondere der Fleischindustrie, wurde erst reagiert, 

als diese durch die sich wiederholenden Covid-19-Ausbrüche zur potenziellen Be-

drohung der Mehrheitsgesellschaft wurden (vgl. Birner & Dietl 2021, 35). Bekannt 

waren sie seit Jahrzehnten, die Umsetzung von Mindeststandards wurde jedoch 

von den wenigen, mächtigen Großkonzernen blockiert (vgl. John 2022, 3). Öffent-

lichkeitswirksamer Grund für die Überarbeitung der Arbeitsbedingungen und den 

Entwurf des ArbSchKG war die erhöhte Vulnerabilität der Gruppe temporär Migrie-

render (BMAS 2020, 1): es sollten zügige Verbesserungen ihrer Arbeits- und Le-

benssituationen umgesetzt und deren Einhaltung verstärkt kontrolliert werden. Dies 

entbehrt nicht einer gewissen Ironie, da die bis dahin vorherrschenden Bedingun-

gen nicht etwa in einer der Politik vorenthaltenen Schattenwelt von Schwarzarbeit, 

sondern innerhalb eines „gesetzlichen, von der Politik gesteckten Rahmen[s]“ (Bir-

ner & Dietl 2021, 73) lagen.          

Mit der Forderung nach mehr Kontrolle [nicht unterstützt von der FDP, die vor dem 

Hintergrund des ökonomischen Primats des Marktes einen liberalen Nachtwächter-

staat präferierte, der nicht in die Abläufe des europäischen Arbeitsmarktes eingrei-

fen solle, ebenso wenig von Arbeitgeberverbänden und großen Unternehmen, (vgl. 

Birke 2022, 273/Sepsi & Szot 2022, 6)] ging für die Arbeitnehmer*innen jedoch nicht 

nur Verbesserung einher: so kann bei den vermehrten Kontrollen durch die FKS 

auch herauskommen, dass die Arbeitnehmer*innen selbstständig beschäftigt sind, 

was in nächster Konsequenz dazu führt, dass die nicht geleisteten Sozialabgaben 

von ihnen, statt von ihren Arbeitgebern eingefordert werden (vgl. Molitor 2015, 

                                                            
den Fabriken ohnehin herrschten und durch das Virus noch weiter verstärkt wurden, weiter legalisiert wur-
den (vgl. Birner & Dietl 2021, 33). Dies verdeutlicht einmal mehr, wie die Arbeitsmigrant*innen ökonomisch 
nutzbar gemacht werden: „Während die im Frühjahr zum Infektionsschutz verhängten Maßnahmen in Parks 
und Straßen von der Polizei akribisch kontrolliert und umgesetzt wurden, interessierte sie sich für die Zu-
stände in den Schlachtfabriken ebenso wenig wie der Zoll, das Gewerbeaufsichtsamt oder die Gesundheits-
ämter“ (ebd.). 
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22ff.). Die Höchstarbeitszeiten, deren Einhaltung von nun an durch elektronische 

Zeiterfassungen kontrolliert wird, bedeuten in der Realität der Betriebe häufig eine 

Arbeitsverdichtung, die zu Überlastung und Arbeitsunfällen führen kann (vgl. Sepsi 

& Szot 2022, 8). Das Verbot von Werkverträgen und die damit einhergehende Über-

nahme aller Beschäftigten von den Unternehmen soll zu mehr Transparenz im Be-

triebsablauf und weniger Möglichkeiten, Arbeitnehmer*innen auszunutzen und Ver-

antwortung an Subunternehmen abzugeben, führen. Während dies in Teilen eintrat 

und Angestellte sich vermehrt mit ihren Anliegen an Betriebsräte und Gewerkschaf-

ten, bzw. direkt an ihre Arbeitgeber*innen wenden (vgl. ebd., 7) bestehen gewisse 

innerbetriebliche Hierarchien inoffiziell fort: Personen, die zuvor bestimmte autori-

täre Rollen, wie die der Vorarbeiter*innen, innehatten, versuchen teilweise mit den-

selben Mitteln die Dominanz über Arbeiter*innen aufrechtzuerhalten (vgl. ebd., 8). 

Für den Umgang hiermit gibt es nun jedoch mehr mögliche Anlaufstellen und die 

Hemmschwelle bei den prekär Beschäftigten, ihre Rechte einzufordern, sinkt.     

Dem theoretischen Anspruch nach wurde mit dem Verbot der Werkverträge die 

Zwei-Klassen-Gesellschaft in den Betrieben aufgelöst, da nun ein Betriebsrat für 

alle Angestellten zuständig ist (DGB Faire Mobilität a) 2022, 16). Tatsächlich gibt es 

jedoch noch immer Schlupflöcher, die von den Unternehmen genutzt werden, um 

weiterhin den größten Nutzen aus den Arbeiter*innen zu ziehen und Machtkonstel-

lationen aufrechtzuerhalten: So wurden kurz vor Inkrafttreten des Verbots von Leih-

arbeit in vielen Betrieben gezielt Informationen dazu, wie es für die Beschäftigten 

weitergehen sollte, zurückgehalten, um diese in einer prekären Lage zu halten, in 

der sie auf Lohnforderungen verzichten würden“ (Sepsi & Szot 2022, 8). Auch die 

Mindestquote von 5 % für Kontrollen von Betrieben durch die FSK (vgl. Nöthen-

Garunja 2021, 33) erscheint im Angesicht der weiten Verbreitung prekärer Arbeits-

verhältnisse sehr wenig. Zwar wurden mit dem 2019 in Kraft getretenen Gesetz ge-

gen illegal Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch die Befugnisse der FKS 

erweitert und dieser mehr Personal zugeschrieben (vgl. Bundesfinanzministerium 

2019, o.S.), diese ist aber wie zuvor beschrieben weniger für die Rechte der Arbei-

ter*innen, als für die Eintreibung von Steuern zuständig. Hinzu kommt, dass die 

Ausbeutung der Arbeiter*innen nicht in den Betrieben endet: wie in 7.1 ausgeführt, 

manifestiert sich ihre Verwundbarkeit auch in den Bereichen Wohnen, Aufenthalt, 

Sozialleben, Zukunftsplanung. Die Veränderungen durch das ArbSchKG tangieren 

insbesondere die letzten drei Dimensionen nur marginal (vgl. Birke 2022, 44).  
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass allen Vorbehalten der Motivation der Re-

formen zum Trotz, diese durchaus gewisse positive Veränderungen für die prekär 

Beschäftigten innerhalb der EU mit sich gebracht haben. Für viele der seit Jahr-

zehnten bestehenden Missstände wurde ein Rahmen geschaffen, welcher nicht nur 

auf dem Papier existiert, sondern den Beschäftigten eine realistische Handhabe 

gibt, gegen unrechtmäßige Behandlung vorzugehen und ihnen ein Stück weit einen 

Subjektstatus außerhalb des reinen Nutzbarkeitsparadigmas von Arbeitsmigration 

zugesteht. Gleichzeitig bleiben die Veränderungen durch das ArbSchKG eben ge-

nau das: längst überfällige, affirmative Maßnahmen, die nicht zu einer grundsätzli-

chen Reform des Systems der Ausbeutung beitragen, sondern dieses im Gegenteil 

weiterbestehen lassen. Hiermit bestätigt sich das Gramscianische Theorem 

(Gramsci 1994, 101f./ Gramsci 1998, 1947): hätte man – nach Bekanntwerden der 

Zustände während der Pandemie – keinerlei Veränderung umgesetzt, so wäre es 

früher oder später zu Protesten gekommen, welche die grundlegende Transforma-

tion gefordert hätten. Durch die nun umgesetzten Veränderungen ließ sich dies ver-

hindern und somit letztlich der Status quo erhalten. Echte Teilhabe wird für europä-

ische Wanderarbeiter*innen so jedoch nie möglich werden: sie werden weiterhin 

vom System der europäischen Arbeitsmarktpolitik in ihren prekären Lebenslagen 

verhaftet.  

8.Diskussion: Konsequenzen und Handlungsnotwendigkeiten 

der europäischen Verwertungslogik und deren Übertragung 

auf eine macht- und herrschaftskritische Positionierung Sozia-

ler Arbeit 
Die Frage, welche sich über die Analyse des Diskurses um prekäre Lebenslagen 

europäischer Binnenmigrant*innen aufdrängt, ist unweigerlich: (wie) lässt sich das 

Herrschaftssystem, welches diese reproduziert, aufbrechen? Welche Veränderun-

gen wären notwendig, damit tatsächlich alle Mitglieder der Staatengemeinschaft 

ähnliche Ausgangsbedingungen hätten? Die Analyse hat gezeigt, dass die Antwort 

hierzu sowohl auf struktureller, als auch individueller Ebene zu suchen ist: Es müss-

ten sich Rahmenwerke und Strukturen, aber ebenso Individuen von den Mechanis-

men des Herrschaftssystems EU emanzipieren. Hierbei ist auch die Soziale Arbeit, 

als dem Sozialstaat unterstellte Profession, einzubeziehen.      

Die neoliberale Norm der Eigenverantwortung und Produktivität ist so weit in die 
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Subjekte, die politischen Strukturen und Rahmenbedingungen vorgedrungen, dass 

sie ein undurchdringbar scheinendes Netz der ökonomischen Akkumulation webt. 

In dieser Arbeit wurde aufgezeigt, dass die Reproduktion dessen innerhalb der EU 

sich vor allem in der Vereinzelung, Prekarisierung und daraus resultierenden Nutz-

barmachung der sozioökonomisch minderprivilegierten Klassen vollzieht. Dement-

sprechend scheint das emanzipatorische Potenzial gegen diese Zustände in der 

Stärkung von Gemeinschaft zu liegen: an verschiedenen Stellen des Fachdiskurses 

wird die Stärkung von Gewerkschaften als grundlegendes Instrument zur Verände-

rung unterdrückerischer Zustände in prekären Beschäftigungsverhältnissen ge-

nannt (vgl. Birke 2022, 52/DGB Faire Mobilität b) 2022, 24). Gleichzeitig stellt sich 

dieser einheitliche Arbeitskampf als kaum umsetzbar dar, so lange die „Multiper-

spektivität und Diversität der migrantischen Arbeiterklasse, entgegen des von Links 

verbreiteten Bildes einer einheitlichen Arbeiterklasse“ (Carstensen et al. 2018, 248) 

nicht anerkannt wird. Ein grundlegender Schritt läge daher in der Anerkennung der 

Heterogenität dieser Gruppe und der daraus resultierenden Potenziale und Heraus-

forderungen, anstelle des paternalistisch anmutenden Überstülpens von Narrativen 

rund um Ausbeutung und Sklaverei, welche insbesondere im Kontext der 2020 pub-

lik gewordenen Zustände bemüht wurden. Birke zufolge resultieren diese stets in 

der Forderung nach härterem staatlichen Eingreifen, um die Arbeitsmigrant*innen 

zu schützen, was letzteren ihre Handlungsmacht abspricht und besonders grotesk 

erscheint, wenn man in Betracht zieht, dass es staatlich umgesetzte Rahmenwerke 

sind, welche die prekären Lebenslagen dieser Gruppe erst erzeugen (vgl. Birke 

2022, 271).                 

Weitaus sinnvoller erscheinende Forderungen, im Sinne einer Übertragung von 

Handlungsmacht auf Arbeitsmigrant*innen, umfassen die Einrichtung eines Ver-

bandsklagerechts bzw. von Kontroll- und Beratungsstellen mit mehr Befugnissen 

(vgl. ebd./ Molitor 2015, 25). Hier stellt sich jedoch die Frage, welche Funktion 

staatsunabhängige Entitäten wie Gewerkschaften einnehmen sollten, bzw. ob durch 

deren Einbindung eine staatliche Verantwortungsübernahme verhindert wird. Letz-

tere scheint jedoch ohnehin eine politische Utopie zu bleiben, da, wie herausgear-

beitet wurde, echte Transformation der Zustände nicht im staatlichen Interesse liegt. 

Somit ist auch die Forderung nach mehr Kontrolle der Arbeitsbedingungen ein zwei-

schneidiges Schwert: solange diese im Sinne des Akkumulationsregimes stattfindet 
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und Teilhabe an Leistung gekoppelt bleibt, zieht sie stets auch ein Mehr an Aus-

schluss, oder gar Repressionen nach sich, wenn diesen Voraussetzungen nicht 

gänzlich nachgekommen wird (vgl. Birner & Dietl 2021, 8).     

Wo verortet sich die Soziale Arbeit in diesem Spannungsfeld zwischen Staat und 

(Zivil-)Gesellschaft? Kann sie ein Bindeglied zwischen diesen beiden Sphären dar-

stellen, das zur Aufhebung der sozialen Benachteiligungslagen von Arbeitsmig-

rant*innen beiträgt? Oder ist sie ebenso beteiligt an der Reproduktion jener Un-

gleichheit (vgl. Cremer-Schäfer 2018, 40)? Um das politische Mandat Sozialer Ar-

beit gibt es einen breiten Diskurs (vgl. Chwistek 2013, 36f.), welcher an dieser Stelle 

aus Platzmangel nicht aufgezeigt werden kann. Eine Konstante bildet jedoch die 

Diagnose, Soziale Arbeit habe sich analog zu den Veränderungen des Sozialstaats 

gewandelt, hin zu Ansprüchen von Aktivität und Eigenverantwortung an das Subjekt 

(vgl. Lutz 2008, 2f.). Hiermit kann nicht nur die Kritik an der neoliberalen Verschie-

bung des Professionsrahmens, sondern ebenso der Blick auf hieraus resultierende 

emanzipatorische Potenziale erfolgen (vgl. ebd.): nur, indem die „Macht der Ver-

wertbarkeit“ (Thiersch 2013, 1) den Adressat*innen gegenüber offengelegt wird, 

kann diese überkommen werden.               

Übertragen auf den Kontext der Arbeitsmigration von EU-Binnenmigrant*innen 

könnte dies verschieden ausgestaltet werden. Eine kritische Reflektion der eigenen 

Rolle in der Reproduktion von Hilfebedarfen braucht es u.a. in der WLH (vgl. Rei-

chenbach 2018, 55f). Exemplarisch seien daher die Österreichischen Notschlafstel-

len VinziNest und VinziSchutz genannt, welche ich im Rahmen eines Praktikums 

kennenlernen durfte. Diese richten sich explizit an Notreisende, also Menschen, die 

aus vornehmlich südosteuropäischen Staaten temporär nach Österreich migrieren, 

um dort Lohnarbeit nachzugehen oder zu betteln und mit dem so verdienten Geld 

in ihre Heimatländer zurückzukehren. Die Einrichtungen sind insofern besonders, 

als dass sie die mobilen EU-Bürger*innen nicht nur als Gruppe wahrnehmen, die 

zwangsläufig von Wohnungslosigkeit betroffen sein wird, sondern andersherum den 

akuten Bedarf an Angeboten für die Zielgruppe zum Ausgangspukt ihrer Einrichtung 

machen. Diese ist in der Wohnungslosenhilfe häufig mit zusätzlicher Diskriminie-

rung und Ausschluss konfrontiert (vgl. Reichenbach 2018, 55f.). Es braucht Einrich-

tungen wie die von Vinzi, welche die multidimensionalen und sich überschneiden-

den Problemlagen, mit denen sich die Notreisenden konfrontiert sehen, mitdenken, 
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anstatt ihnen rudimentäre Hilfsangebote aufzuzwingen, die nicht zu ihren Lebens-

lagen passen. So ist es hier möglich, bei Vorlage eines Arbeitsvertrags eine Melde-

adresse zu erhalten, was wiederum ein relevanter Faktor für einen Aufenthalt über 

drei Monate ist und die Chancen auf dem Wohnungsmarkt massiv verbessert. 

Ebenso werden die Bewohner*innen in der Arbeitssuche und mit Mikro-Krediten zu 

günstigen Bedingungen unterstützt, wenn größere Anschaffungen anstehen, die sie 

mit ihren prekären Löhnen nicht finanzieren könnten. In eine 2022 durchgeführte 

Evaluierung des Einrichtungskonzeptes wurden die Bewohner*innen durch Befra-

gungen aktiv einbezogen (vgl. VinziNest 2022), hierzu wurden Dolmetscher*innen 

in den Landessprachen hinzugezogen. Die prekären Lebenslagen, in denen sich 

die Bewohner*innen befinden, lösen sich hierdurch zwar nicht auf, aber die Einrich-

tungen leisten durch ihr Hilfsangebot einen wichtigen Beitrag zur möglichen Eman-

zipation der Zielgruppe.            

Es braucht transformative Maßnahmen wie diese, um an der Verhaftung der Bin-

nenmigrant*innen in ihren prekären Lebenslagen tatsächlich etwas zu verändern: 

die Strukturen, welche sie bislang in diesen halten, sind so tief verankert, dass ober-

flächliche Reformen nicht ausreichen, sondern es einer tieferen Restrukturierung 

bedarf. Ein Aufdecken der herrschenden Machtverhältnisse und die Möglichkeit von 

Gemeinschaft scheinen hierzu die Schlüsselfaktoren zu sein, denn erst hieraus 

kann eine „kohärente Opposition“ (Gill 2000, 41) gegenüber den hegemonialen 

Kräften entstehen.  

Fazit: Das europäische Herrschaftssystem. Verhaftung in Ab-

hängigkeit, Ausbeutung und Unsicherheit 
Zum Abschluss dieser Arbeit lässt sich festhalten: Das europäische Grenzregime, 

welches insbesondere nach dem Sommer der Migration 2015 in seiner harten 

Grenzziehung an den europäischen Außengrenzen im öffentlichen Diskurs präsent 

ist (vgl. Hess et al. 2016, 6), manifestiert sich seit der neoliberalen Diskursverschie-

bung im Zuge der europäischen Integration neben physischen ebenso in ökonomi-

schen Grenzen. So sind es die von Birke beschriebenen „Grenzen aus Glas“ (Birke 

2022), die prekär arbeitenden Binnenmigrant*innen die zeitweise Migration in wohl-

habende EU-Länder wie Deutschland ermöglichen, sie aber nie ganz Teil von die-

sen werden lassen und stattdessen immer ein stückweit auf Distanz halten – wie 
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beim Blick durch Glas, durch welches das Dahinterliegende in ständiger, nicht greif-

barer Nähe scheint. Migration wird auf Basis wirtschaftlicher Bedarfe gesteuert und 

so über den Ein- und Ausschluss von Individuen entschieden: Es herrscht eine „‘Re-

gierung‘ der Migration im Foucaultschen Sinne“ (ebd., 53).     

Im Fokus stehen hierbei – anders als durch das Narrativ der europäischen Gemein-

schaft suggeriert – nicht Zusammenhalt und Chancengleichheit für alle Mitglieder 

des Staatenbunds. Eher ist im Verlauf der Arbeit deutlich geworden, dass die öko-

nomische Nutzbarkeit von Migration mit den europäischen Rahmenwerken auf eine 

institutionell abgesicherte Ebene gehoben wird, innerhalb derer sie den hegemoni-

alen Machterhalt des Kapitals sichert, indem Binnenmigrant*innen durch die beste-

henden Ungleichheiten einerseits in prekäre Lebenslagen gebracht und anderer-

seits in ihnen verhaftet werden: Veränderungen im Sinne einer Aufwärtsmobilität hin 

zu ökonomischer Augenhöhe sind nicht gewollt, denn das wirtschaftspolitische Sys-

tem der EU funktioniert nur auf Basis der Ausbeutung von minderprivilegierten Sub-

alternen. Das so kreierte Herrschaftssystem wird zusammengehalten durch den 

transnationalen Zusammenschluss von Kapitalinteressen, welche sich in den recht-

lichen Rahmenwerken manifestieren. Durch Vereinzelung und strukturelle Desin-

tegration der prekär arbeitenden Migrant*innen, sowie das ständige Spiegeln ihrer 

Abhängigkeit und Austauschbarkeit im Machtapparat europäischer Beschäftigung 

werden Veränderungen im Sinne ihnen zustehender sozioökonomischer Absiche-

rung und ein gemeinschaftlicher Arbeitskampf verhindert und langfristig ökonomi-

scher Profit gesichert (vgl. Gill 2000, 41).               

Dabei sind es nicht nur die konstitutionellen Rahmenwerke, sondern auch die prekär 

Arbeitenden selbst, welche diese Ausbeutung aufrechterhalten: wenngleich ihnen 

reell kaum Aufwärtsmobilität zugestanden wird, migrieren sie doch fortwährend in 

der Hoffnung auf ebendiese temporär in Länder wie Deutschland, wo sie in Arbeit 

und Leben mit verschiedenen Dimensionen der Prekarität konfrontiert sind. Durch 

diese Verknüpfung von Abhängigkeit und deren Ausbeutung bzw. Zwang und Kon-

sens innerhalb „sozioökonomischer Reproduktionsmuster“ (Bohle 2006, 199), so 

zeigte die Analyse, wird der Machtapparat EU aufrechterhalten.21 Das Perfide hie-

                                                            
21 So wird auch eine Abhängigkeit von Drittstaatenangehörigen für Arbeiten im Niedriglohnsektor 
vermieden, denn es gibt innereuropäisch genug willige Arbeitskräfte für diesen Bereich. Die Förde-
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ran ist nicht einzig, dass die so entstandenen prekären Lebenslagen nicht aufge-

brochen werden, sondern dass sie aktiv erzeugt und vertieft werden, getragen vom 

Machtapparat der EU. Dieser sorgt durch seine Struktur von Nationalstaaten, die 

sich in einem transnationalen Block zusammengeschlossen und einer gemeinsa-

men finanzkapitalistischen Agenda verschrieben haben, für die fortdauernde Domi-

nanz ebenjener (vgl. Demirović 2010, 71f.). Schlussendlich ist es also das Mehrebe-

nensystem der EU selbst, das soziale Ungleichheit innerhalb seiner Grenzen repro-

duziert. Verankert wird dies durch den Konsens gemeinsamer Gesetze und Richtli-

nien, wie die zur Arbeitnehmer*innenentsendung, welche dem Projekt einen konsti-

tutionellen Rahmen geben, und in der Theorie verhindern sollen, dass der durch 

Stratifikation vorherrschende unterschiedliche Grad an Vulnerabilität der Mitglieder 

zur Ausbeutung führt. Die Analyse hat jedoch gezeigt, dass es auch der europäi-

schen Entsenderichtlinie nicht gelingen kann, zu vermeiden, dass Arbeiter*innen in 

prekären Lebenslagen verhaftet werden, sondern diese hierdurch nur mehr einen 

rechtlichen Rahmen bekommen, der es noch schwerer macht, die herrschende Un-

gleichheit aufzudecken. Um die Zirkel der Ausbeutung zu durchbrechen, braucht es 

mehr (gewerkschaftliche) Gemeinschaft, Austausch über prekäre Bedingungen und 

legale Möglichkeiten, sich gegen diese zu wehren. Das ArbschKG stellt diesbezüg-

lich einen wichtigen Schritt dar, kann aber alleine nicht ausreichen: Wir alle müssen 

aufmerksam werden und bleiben, damit in Deutschland arbeitende Migrant*innen 

sichtbar werden und nicht in fortdauernder Unsicherheit leben und arbeiten müssen. 

  

 

                                                            
rung der Migration von Drittstaatenangehörigen wird nur im Kontext Fachkräftemangel, also qualifi-
zierte Arbeiter*innen für bestimmte Berufe, diskutiert. Umso paradoxer, dass es wie o.g. mitunter 
Menschen aus Süd- oder Osteuropa gibt, die gezwungen sind, in Deutschland prekärer Arbeit au-
ßerhalb ihrer erlernten Profession nachzugehen. 
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